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Vorwort

ythen – symbolisch aufgeladene Erzählungen mit zweifelhafter rea-
ler Grundlage – sind kein Phänomen, das auf die graue Vorzeit

beschränkt ist. Adorno und Horkheimer äußerten in ihrem Klassiker
»Dialektik der Aufklärung« vor Jahrzehnten die pessimistische Diagno-
se, dass Wissenschaft heute zum zentralen Mythos geworden sei. Sie
habe in der Erzeugung von blindem Gehorsam gegenüber höheren
Mächten den Platz der Religion eingenommen.1

Aus Roland Barthes’ Analyse »Mythen des Alltags« wissen wir, wie
zeitgenössische Mythen funktionieren.2 Sie geben sich den Anstrich
von Unschuld und Natürlichkeit und lenken die Aufmerksamkeit von
den sozialen und historischen Ursachen und Bedingungen ihres Ge-
genstands ab. Sie appellieren gern an den so genannten Hausverstand
und lassen Phänomene unabänderlich und selbstverständlich erschei-
nen, die es gar nicht sind. Sie lassen die spezifischen Interessen hinter
einer Aussage verschwinden. Sie befördern Passivität, denn Sprache
wirkt in Mythen nicht als Kommunikation, sondern eher als Einschüch-
terung.

Wenn wir uns diese Kennzeichen vergegenwärtigen, fällt die Suche
nach Beispielen nicht schwer – beim Channel-Hopping im TV nicht auf
eine Debatte über Wirtschaftsreformen zu stoßen, ist dieser Tage kaum
denkbar.

Mythen der Ökonomie
Ökonomie ist ein besonderer Bereich der Gesellschaft: Einerseits wird
das Alltagsleben aller Menschen von wirtschaftlichen Vorgängen be-
einflusst. Andererseits wird das Wissen über wirtschaftliche Zusammen-
hänge als Expertensache betrachtet. Die Zwänge und Unannehmlich-
keiten, die Wirtschaft häufig auf uns ausübt, und die gleichzeitige
Ausgeschlossenheit vom Expertendiskurs über Wirtschaft führen dazu,
dass viele Leute »mit der ganzen Sache nichts zu tun haben« wollen.
Vom »Terror der Ökonomie« wird da gesprochen, und unwilliges Ab-
wenden ist oft die Folge. Doch wer so denkt, überlässt das Denken,
Sprechen und Handeln anderen. Unternehmen zum Beispiel wissen
oft genau, was sie wollen, und können sich die Expertise besorgen, mit
der sie ihre Wünsche und Forderungen öffentlich begründen. Das Glei-
che gilt für manche Einzelpersonen, Bevölkerungsgruppen und politi-
sche Parteien. Sie machen sich die Expertensprache zu Eigen, um ihren
Forderungen mit bestimmten Argumenten mehr Nachdruck zu verlei-
hen. Politische und interessengeleitete Entscheidungen werden mit
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8 M Vorwort

vorgeblichen wirtschaftlichen Sachzwängen begründet. Zwar tauchen
dann oft Gegenargumente auf, die ihnen Paroli bieten. Doch bei zu-
nehmender Medienkonzentration, abnehmenden inhaltlichen Unter-
schieden zwischen den Parteien und politischer Schwächung von Ge-
genstimmen werden die Qualität der öffentlichen Debatte und die
Teilnahme an der Auseinandersetzung mitunter recht dürftig. Gewis-
se wirtschaftliche Expertenansichten bleiben so lange unwidersprochen,
bis sie den Charakter von Volksmythen annehmen. Sie werden zu un-
veränderbar scheinenden, naturhaften Wahrheiten, die außerhalb
unseres Einflussbereiches liegen und die von kaum jemandem mehr
hinterfragt werden.

Unter solchen Umständen, und weil Wirtschaft uns alle betrifft, ist
Mitsprache angesagt. Wie alle Wissenschaften hat die Ökonomie eine
Fachsprache entwickelt, die nur versteht, wer sie gelernt hat. Trotz
dieser ausgrenzenden Sprache und Methode sind die zugrunde lie-
genden Überlegungen und Argumente meist durchaus allgemein ver-
ständlich.

Diesem ersten Kratzer am Expertenolymp muss ein zweiter hinzuge-
fügt werden: Die meisten ökonomischen Fragen sind auch in der Wirt-
schaftswissenschaft selbst umstritten. Wie in vielen anderen sozialen
Fragen kommt es auch in der Ökonomie sehr darauf an, von welchem
Standpunkt aus eine Sache betrachtet wird. Ökonomische Argumente
können zur Panikmache, Rechtfertigung von Diskriminierung und zur
Verbreitung von Ohnmachtsgefühlen eingesetzt werden, wie es heute
alltäglich geschieht. Oder dazu, die Gesellschaft besser zu verstehen,
sich kritisch mit ihr auseinander zu setzen und sie zu verändern.

Dieser zweite Zugang hat dieses Buch inspiriert. In einem Arbeits-
kreis haben wir eineinhalb Jahre lang die wichtigsten Mythen gesam-
melt, die in Medien und Alltagsdiskurs in Umlauf sind, deren Aussage-
kerne herausgeschält und Gegenargumente aus der wirtschaftswissen-
schaftlichen Forschung zusammengetragen.

Wir hoffen damit zu jenem Rüstzeug beizutragen, das einer Demo-
kratie angemessen ist: eine breite wirtschaftliche Bildung der Bevölke-
rung und ihre Teilnahme an wirtschaftspolitischen Debatten und Ent-
scheidungen.

Anmerkungen
1 Max Horkheimer/Theodor W. Adorno: Dialektik der Aufklärung, Frankfurt am

Main 2001 (Erstausgabe 1947).
2 Roland Barthes: Mythen des Alltags, Frankfurt am Main 2003 (Erstausgabe

1957)
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»Wenn keine radikalen Reformen eingeleitet werden, ist die Wettbe-
werbsfähigkeit unseres Landes als Wirtschaftsstandort in Gefahr. Um

im internationalen Ranking vorne zu bleiben, führt kein Weg da-
ran vorbei, Unternehmenssteuern zu senken, Regulierungen ab-
zubauen, Lohnkosten zu senken etc.«

Verschleierung von Interessenkonflikten
Der Begriff der »Wettbewerbsfähigkeit« ist auf Unternehmensebene
üblich – Firmen werden von ihren Eigentümern vorwiegend gegrün-
det, um Gewinne zu erwirtschaften, und sie müssen sich im Wettbe-
werb bewähren. Die Übertragung des Begriffs auf eine ganze Volks-
wirtschaft und die stillschweigende Annahme, es gebe eine klare Un-
terscheidung zwischen »wettbewerbsfähigen« und »nicht wettbe-
werbsfähigen« Staaten, ist jedoch problematisch.1

Zum einen sind die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Staaten
kein Nullsummenspiel, in dem der eine verliert, was der andere ge-
winnt, sondern führen in der Regel (zumindest auch) zu Wachstum,
von dem alle Beteiligten profitieren können. Wenn etwa zur Zeit Chi-
na eine rasante wirtschaftliche Entwicklung durchmacht, bedeutet das
nicht, dass im Gegenzug die EU wirtschaftliche Verluste erleidet, son-
dern der Austausch kann beiden nützen (siehe auch den Mythos »Die
Osterweiterung der EU bedroht unsere Arbeitsplätze«, S. 66ff.).

Zum anderen geht ein Unternehmen, das seine Wettbewerbsfähig-
keit verliert, in Konkurs und ist folglich gezwungen, sich vom Markt
zurückzuziehen. Ein Staat und seine Bevölkerung jedoch können nicht
»Pleite machen« und vom Markt verschwinden. Der Begriff »nationale
Wettbewerbsfähigkeit« ist also von unklarer Bedeutung.

Darüber hinaus ist unbestritten, dass ein Staat bzw. eine Volkswirt-
schaft andere Ziele und Funktionen haben als Unternehmen. Während
in Unternehmen meist klare Befehlshierarchien und das Leitbild der
Gewinnerzielung herrschen, haben moderne Staaten den Anspruch
demokratischer Willensbildung und folgen einer Vielfalt von Zielen,
die über den wirtschaftlichen Erfolg hinausgehen.

Verfehlt ist die Sorge um die »nationale Wettbewerbsfähigkeit«
daher insbesondere deshalb, weil sie Interessenkonflikte ausblendet
und ein homogenes nationales Interesse unterstellt. Jede Maßnahme
zur Erhöhung der »Wettbewerbsfähigkeit« hat Vor- und Nachteile, es
gibt praktisch keine wirtschaftspolitische Entscheidung ohne Zielkon-
flikte. Und alle wirtschaftspolitischen Maßnahmen wirken sich auf die

»Ohne Reformen ist der Wirtschafts-
standort in Gefahr«
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10 M Staats-Mythen

Verteilung zwischen verschiedenen Bevölkerungsgruppen aus: Eine
Unternehmenssteuersenkung bringt z.B. Vorteile für die betroffenen
Unternehmen, aber Einnahmenausfälle für den Staat, unter denen
andere Gruppen zu leiden haben, weil sie entweder durch neue Steu-
ern diese Einnahmenausfälle kompensieren müssen oder von der durch
die Einnahmenausfälle notwendig gewordenen Senkung der Staats-
ausgaben betroffen sind. Ob ein Sachverhalt als gut oder schlecht ein-
gestuft wird, hängt von der Interessenlage ab. Aber im politischen Lob-
bying wird ein »nationales Interesse« gern als unterstützendes Argu-
ment vorgeschützt und behauptet, dass das, was für manche Unter-
nehmen gut ist, automatisch auch für die gesamte Volkswirtschaft gut
sei.

Verkürzte Sicht auf »Standortfaktoren«
Die Faktoren, die als Bedrohung der Wettbewerbsfähigkeit bezeich-
net werden, ändern sich im Zeitablauf und in Abhängigkeit davon,
wer sich gerade dazu äußert: Zu hohe Lohn(neben)kosten, zu hohe
Steuern und zu viele Regulierungen sind häufig darunter. Aber von
keinem einzigen dieser Faktoren kann behauptet werden, er sei die
entscheidende Determinante von »Wettbewerbsfähigkeit«. In der kon-
kreten Ausgestaltung dieser »Standortfaktoren«, um die sich viele Dis-
kussionen ranken, gibt es zwischen verschiedenen Staaten erhebliche
Abweichungen.

Werden signifikante Wanderungsbewegungen in jene Länder be-
hauptet, die in einem einzelnen Bereich besonders gut abschneiden
(z.B. »Alle Unternehmen wandern dorthin, wo die Löhne am niedrig-
sten sind«), ist das jedenfalls zu kurz gegriffen. So sind niedrige Lohn-
kosten oft auch ein Ausdruck mangelnder Produktivität, was den ver-
meintlichen Kostenvorteil wieder ausgleicht (siehe Mythos »Arbeit ist
zu teuer«). Staatliche Regulierungen können zwar ein Hindernis für
die Entfaltung von Unternehmertum sein, stellen aber oft auch einen
Ansporn für profitable Innovationen dar: Ein Beispiel dafür sind stren-
ge Umweltschutzauflagen, die zur Erfindung neuer umweltschonen-
der Technologien zwingen (siehe den Mythos »Staatliche Regulierun-
gen behindern die Wirtschaft und die Innovation«, S. 34ff.).

Sieht man sich den oft angestellten Vergleich der Lohnhöhe oder
der Lohnnebenkosten (insbesondere die Arbeitgeberbeiträge zur So-
zialversicherung) näher an, fallen zwei Unzulänglichkeiten der Diskus-
sion auf. Zum einen sind die Lohnkosten nur im Verhältnis zur Produk-
tivität aussagekräftig: Wenn in einem Land der Stundenlohn halb so
hoch ist wie in einem anderen, aber dort in der gleichen Arbeitszeit
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nur die Hälfte des Outputs hergestellt werden kann, ist der vermeintli-
che »Vorteil« dahin. Die sich daraus ergebenden »Lohnstückkosten«
zeigen die durchschnittlichen Arbeitskosten pro produzierter Einheit.
In Ländern mit höheren Lohnkosten ist regelmäßig auch die Produkti-
vität höher. In Österreich und Deutschland etwa sind, im Gleichklang
mit dem Durchschnitt der anderen EU-Staaten, die Lohnstückkosten in
den letzten zehn Jahren sogar fast jedes Jahr gefallen.

Zum anderen sollte der Beitrag der Lohnstückkosten zur »Wettbe-
werbsfähigkeit« von Staaten prinzipiell nicht überbewertet werden.
In Industrie und Gewerbe machen die Lohnkosten nur 10-30% der Pro-
duktionskosten aus, sind also nicht der entscheidende Kostenfaktor.2

In besonders personalintensiven Bereichen wie Handel und Dienstlei-
stungen ist der Anteil zwar höher; gleichzeitig sind diese Bereiche aber
auch am wenigsten international mobil, müssen Kaufhäuser und Fri-
seure ihre Dienste doch in der Regel vor Ort anbieten.3

Demgegenüber wird bei der oftmals erhobenen Forderung nach
Senkung von Steuersätzen übersehen, dass aufgrund zahlreicher
Ausnahmebestimmungen und Absetzmöglichkeiten die tatsächlich
gezahlten Steuern insbesondere bei Unternehmen weit unter den no-
minellen Steuersätzen liegen. Die Berechnung der Körperschaftsteuer
etwa resultiert aus Steuersatz, Bemessungsgrundlage und Körperschaft-
steuersystem; aufgrund der höchst unterschiedlichen Körperschaftsteu-
ersysteme ist ein Vergleich nomineller Steuersätze wenig aussagekräf-
tig für die gesamte Steuerbelastung der Unternehmen. Zur Ermittlung
der effektiven Steuerbelastung im internationalen Vergleich wird das
Körperschaftsteueraufkommen zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Be-
ziehung gesetzt.

Nach der  OECD-Statistik von 2003 verzeichnet Österreich mit 2,1%
des BIP einen der niedrigsten Werte, Deutschland liegt im Vergleich
dazu mit 4,4% über dem OECD-Durchschnitt von 3,6%.4  Eine alterna-
tive Vergleichsmöglichkeit der tatsächlichen Körperschaftsteuerbela-
stung stellt die Relation des Körperschaftsteueraufkommens zu den
Gewinnen der Körperschaften aus der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung dar.

Laut einer Analyse der Europäischen Kommission zeigt sich hier ein
ähnliches Bild: Österreich bildet mit Irland das Schlusslicht.5  Offensicht-
lich ist die Körperschaftsteuer nicht das primäre Wettbewerbsproblem
im Zusammenhang mit der Standortentscheidung österreichischer
Unternehmen. Empirische Studien belegen ebenso, dass die Körper-
schaftsteuerschuld in einem durchschnittlichen Unternehmen lediglich
bei etwa einem Prozent der Gesamtkosten liegt (siehe Mythos »Steu-
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erwettbewerb unterminiert die Finanzierung des Wohlfahrtsstaates«,
S. 145ff.).

Willkür von Indikatorensystemen
Die Standortwahl international mobiler Unternehmen ist nur bedingt
durch staatliche Kostensenkungen für Unternehmen (Steuer- und Lohn-
senkungen etc.) zu beeinflussen. Das liegt vor allem daran, dass in die
Standortwahl von Unternehmen realiter eine Vielzahl von Faktoren
eingehen, die nur zum Teil direkt Kosten verursachen. Das Bildungsni-
veau und die berufliche Qualifikation der Bevölkerung tragen ebenso
zur Attraktivität für Unternehmen bei wie die geografische Lage, die
Qualität der bereitgestellten Infrastruktur in Form von Telekommuni-
kation, Verkehr etc.

Darüber hinaus spielen institutionelle Faktoren eine entscheidende
Rolle: Eine funktionierende öffentliche Verwaltung und ein sicherer
Rechtsrahmen, die Nähe anderer interessanter Unternehmen sowie
innovationsfreundliche Förderprogramme und Forschungseinrichtun-
gen zählen in vielen Bereichen weit mehr als billige Arbeitskräfte. Aber
auch die lokal wirksame Nachfrage ist durchaus relevant, sind doch
gerade »lead markets« von der Bereitschaft der VerbraucherInnen,
Neuerungen auszuprobieren, abhängig.

Ein Ansatz, der die Vielfalt der Ansiedlungsmotive zwar zur Kennt-
nis nimmt, aber auf problematische Weise anwendet, ist die Bildung
von Indikatoren für die internationale Wettbewerbsfähigkeit, auf de-
ren Basis Ländervergleiche angestellt werden. Jahr für Jahr machen
die Länderrankings des World Economic Forum und anderer interna-
tionaler Wirtschafts-Think-tanks Schlagzeilen.6 Die Grundlage bilden
zum Teil einzelne Indikatoren, die auf die subjektive Bewertung aus-
gewählter ManagerInnen zurückgehen. Diese sind oft von höchst un-
terschiedlicher Qualität und Relevanz, und das Zusammenwirken der
verschiedenen Indikatoren, die meist einfach zu einem Gesamtindika-
tor für jedes Land addiert werden, ist konzeptionell völlig ungeklärt.7

Eine seriöse Vorgehensweise würde einen theoriegeleiteten Zugang
zu der Frage erfordern, welche Faktoren einen Staat »wettbewerbsfä-
hig« machen. Dieser Zusammenhang ist aber höchst komplex. Der durch
sein Buch »Nationale Wettbewerbsvorteile« weltbekannt gewordene
Michael Porter zeigt darin, wie Faktoren, die sich in einem Land als
Hemmnis erweisen, unter anderen Umständen begünstigend wirken
können. Porters Schlussfolgerung: Es gibt viele unterschiedliche Wege
zum Erfolg.8

Staats-Mythen
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Beschränkte Mobilität von Unternehmen
Selbst wenn aus Unternehmenssicht ein anderer Standort in jeder Hin-
sicht als attraktiver eingeschätzt würde: Das Verlagern von Standorten
verursacht Kosten, ist aufwändig, mit Risiken verbunden und stößt oft
auf weitere Barrieren wie Sprachschwierigkeiten, Unterschiede in der
Lebensqualität, physische Distanz etc. Deshalb denken insbesondere
kleinere Unternehmen nicht täglich darüber nach, wo aktuell der gün-
stigste Standort wäre, sondern bleiben, wo sie sind, vorausgesetzt, sie
geraten nicht in eine ernste Krise.

Die Mobilität ist in der Regel bei wenigen großen internationalen
Unternehmen, die nicht stark auf Umfeldbedingungen angewiesen
sind, am größten. Doch selbst deren Verlagerungen erweisen sich mit-
unter als Fehlentscheidungen: Ende der 1990er Jahre betrug die Zahl
der »Rückverlagerungen« von Produktionsanlagen bereits ein Sech-
stel der neuen Auslagerungen in Deutschland.9  Einzelne Unterneh-
men mit Maßnahmen anzulocken, die die gesamte Volkswirtschaft
betreffen, dürfte sich daher nach einer Gegenüberstellung von Kosten
und Nutzen selten lohnen.

Anmerkungen
1 Paul Krugman: Der Mythos vom globalen Wirtschaftskrieg, Frankfurt 1994
2 Deutsche Bundesbank: Zur Indikatorqualität unterschiedlicher Konzepte des

realen Außenwerts der D-Mark, in: Monatsbericht November 1998
3 Wiewohl es Bemühungen gibt, auch im Dienstleistungssektor die internatio-

nale Mobilität zu erhöhen, wie etwa die 2004 veröffentlichte und viel diskutierte
Dienstleistungs-Richtlinie der EU-Kommission zeigt.

4 OECD: Revenue Statistics 1965-2002, Paris 2003
5 Europäische Kommission/Eurostat: Structures of the taxation systems in the

European Union, Luxemburg 2004
6 World Economic Forum: The Global Competitiveness Report, Genf 2004
7 Christian Bellak/Richard Winklhofer: Internationale Wettbewerbsfähigkeit:

Wirtschaftspolitischer (Un-)Sinn von Ländervergleichen, in: Wirtschaft und Gesell-
schaft Heft 4 (1997); Jürgen Janger: Der Beitrag des World Economic Forum zur
wirtschaftspolitischen Wachstumsdiskussion, in: Wirtschaftspolitische Blätter Heft
1 (2004)

8 Michael Porter: Nationale Wettbewerbsvorteile, München 1991
9 ISI – Fraunhofer Institut Systemtechnik und Innovationsforschung: Innovatio-

nen in der Produktion, 1999

»Ohne Reformen ist der Wirtschaftsstandort in Gefahr« M
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Der EU-Stabilitätspakt legt fest: Die Mitgliedstaaten dürfen mittelfris-
tig keine Budgetdefizite machen. Staatliches »Schuldenmachen« ist
möglichst zu vermeiden. In Österreich stand die Budgetpolitik der Re-
gierung in den Jahren 2000-2002 unter der Leitlinie »Nulldefizit«. Ist
ein ausgeglichener Haushalt wirklich die beste Budgetpolitik?

Gute Gründe für staatliche Verschuldung1

Eine wichtige ökonomische Rechtfertigung für zeitweilige staatliche
Defizite ist die Konjunkturstabilisierung und Überbrückung wirtschaft-
licher Krisenzeiten. Wenn die privaten Haushalte und Unternehmen
zu wenig ausgeben, etwa in Phasen konjunktureller Flaute, muss der
Staat einspringen. Zum einen dadurch, dass er zulässt, dass durch kon-
junkturbedingte Ausfälle bei den Steuereinnahmen und Mehrausga-
ben für Arbeitslosenunterstützung sein Budgetdefizit wächst. Zum
anderen kann der Staat durch Kreditaufnahme Investitionen finanzie-
ren, die die gesamtwirtschaftliche Dynamik wieder in Gang bringen,
sofern sie zum richtigen Zeitpunkt und im richtigen Bereich erfolgen.

Die Finanzierung von Investitionen ist eine zweite wichtige Recht-
fertigung für Verschuldung. Vielfach wird behauptet, staatliche Defi-
zite seien ungerecht, weil sie die budgetären Lasten auf zukünftige
Generationen überwälzen, die dann die Kredite zurückzahlen müssen
(so wie heutige SteuerzahlerInnen die Kredite, die der Staat in den
letzten Jahrzehnten aufgenommen hat, bedienen). Tatsächlich wer-
den im Rahmen von Kreditfinanzierung die Kosten teilweise auf die
zukünftigen Generationen von SteuerzahlerInnen überwälzt – aber
auch deren Nutzen.

Kreditfinanzierte staatliche Investitionen sind keine Bedrohung für
die Zukunft und bedeuten nicht, »auf Kosten künftiger Generationen
zu leben«, sie sind im Gegenteil oft Voraussetzung zukünftigen Wohl-
stands. Wenn mit Krediten öffentliche Investitionen finanziert wer-
den, die künftigen Generationen zugute kommen (Schulen, Universi-
täten, Krankenhäuser, Verkehrsnetze etc.), dann »erben« sie also nicht
nur die Schulden, sondern auch den Nutzen aus den betreffenden
Ausgaben: Sie können die aufgebaute Infrastruktur nutzen, die Bil-
dungsausgaben kommen ihrer Ausbildung zugute etc. Verschuldung

»Staatsverschuldung ist schlecht«
»Der Staat soll keine neuen Schulden machen, denn staatliche Ver-

schuldung ist volkswirtschaftlich schädlich, politisch unsolide und
unverantwortlich sowie eine ungerechte Belastung für künftige
Generationen.«
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ist somit auch ein Weg, künftige Generationen an den Kosten von heu-
tigen Zukunftsinvestitionen zu beteiligen, von denen diese profitieren
werden.

Darüber hinaus »erben« künftige Generationen auch die Guthaben,
die die GläubigerInnen des Staates (Privatpersonen und Banken) hal-
ten. Wenn sich also eine Verteilungsfrage stellt, dann nicht zwischen
verschiedenen Generationen, sondern zwischen den Steuerzahlenden,
die für Zinsen und Rückzahlung von Staatsschulden aufkommen müs-
sen, und den GläubigerInnen des Staates: Generell sind es die Vermö-
genden, die dem Staat Kredite zur Verfügung stellen und von den Zins-
zahlungen profitieren, während alle SteuerzahlerInnen für die Zins-
zahlungen herangezogen werden: Dies hat umso größere Umvertei-
lungswirkungen, je ungerechter die Steuerlast verteilt ist.

Die Besonderheit staatlicher Schulden
Staatsschulden sind ökonomisch prinzipiell weder gut noch schlecht.
Es kommt vor allem darauf an, wofür die aufgenommenen Kredite
ausgegeben werden.

In öffentlichen Debatten wird oft gesagt, genauso wie ein privater
Haushalt könne der Staat nicht mehr ausgeben, als er einnehme. Staat-
liche Budgetpolitik hat aber andere Aufgaben als das Finanzgebaren
von privaten Haushalten.2 Ein Staat muss kein ausgeglichenes Budget
haben. Unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten entscheidend ist, was
der Staat mit dem Budget macht – von wem er Einnahmen nimmt und
wofür er Ausgaben tätigt. Budgets haben vor allem öffentliche Aufga-
ben zu erfüllen – Wohlfahrt, Verteilung, Infrastruktur etc. Anders als
Privathaushalte oder Unternehmen mit ihrem Budget hat der Staat
die Aufgabe, mit seinem Budget die Gesamtwirtschaft zu lenken. Ge-
winnerzielung (Budgetüberschüsse) oder Nulldefizit sind keine Staats-
ziele.

Der Wunsch, das Defizit zu senken und zu sparen, hat  bei Privatleu-
ten andere Erfolgsaussichten als beim Staat. Während die volkswirt-
schaftlichen Effekte der Sparanstrengung eines einzelnen Privathaus-
halts vernachlässigbar sind, weil sie aufgrund ihrer geringen Größe
nicht ins Gewicht fallen, ist das beim Staat anders. Wegen seiner enor-
men wirtschaftlichen Größe können staatliche Sparpläne volkswirt-
schaftliche Folgen haben, die unter Umständen sogar seine eigenen
Sparvorhaben vereiteln: Staatliche Sparmaßnahmen (etwa Kürzungen
von Sozialleistungen) führen bei den vielen privaten Betroffenen zu
Einkommens- und Ausgabeneinbußen, die sich vor allem bei schlech-
ter gesamtwirtschaftlicher Stimmungslage negativ auf die Wirtschafts-

»Staatsverschuldung ist schlecht« M
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entwicklung auswirken können – was sich dann wiederum z.B. in sin-
kenden Steuereinnahmen und steigenden Ausgaben des Staates für
Arbeitslosenunterstützung bemerkbar macht. Diese sinkenden Einnah-
men und steigenden Ausgaben können die ursprünglichen Einsparungs-
effekte konterkarieren, sodass sich das Defizit im Endeffekt nicht ver-
ringert. So haben etwa in den 1930er Jahren zahlreiche europäische
Staaten auf die Wirtschaftskrise mit dem Versuch reagiert, ihre Bud-
gets auszugleichen – mit desaströsen gesamtwirtschaftlichen Folgen.
Ein weiteres Beispiel: In den letzten Jahren haben die Obergrenzen für
staatliche Verschuldung des so genannten Stabilitäts- und Wachstums-
pakts der EU dazu geführt, dass Staaten in wirtschaftlich schlechten
Zeiten gezwungen waren, Sparanstrengungen zu unternehmen, um
die Regeln des Pakts nicht zu verletzen. Das hat die Konjunktur weiter
geschwächt, was wiederum zu Steuerausfällen geführt hat, die die
geplante Senkung der staatlichen Defizite verhinderten. Vor dem Hin-
tergrund dieser Erfahrung wurde 2005 eine Reform des Stabilitätspakts
beschlossen, um mehr Spielraum für Budgetpolitik zu ermöglichen.

Für die Übernahme öffentlicher Aufgaben und die daraus oft ent-
stehende Notwendigkeit, sich zu verschulden, ist der Staat besser ge-
rüstet als andere. Anders als Privatleute muss der Staat seine Schulden
de facto nie zurückzahlen – denn er hat ein »ewiges Leben«. Er muss
nur die laufenden Zinsen auf Staatsschulden zahlen, die Kreditsumme
kann er immer wieder durch neue Kredite abdecken. Das ist ohne Pro-
bleme möglich, solange die Zinsen und die jährliche Neuverschuldung
nicht schneller wachsen als die Steuereinnahmen.

Zur Beurteilung der Tragfähigkeit von Staatsverschuldung ist näm-
lich in einer wachsenden Volkswirtschaft nicht die wachsende Verschul-
dung des Staates an sich ausschlaggebend, sondern das Verhältnis des
Schuldenstands zum Bruttoinlandsprodukt (BIP). Ein Beispiel: Gesetzt,
das BIP liegt bei 100 Mrd. € und der Schuldenstand aus der Vergan-
genheit beträgt 60 Mrd. €. Daraus folgt eine Schuldenquote von 60%
des BIP. Dann kann bei einer nominellen BIP-Wachstumsrate von 5%
das jährliche Budgetdefizit (also die Neuverschuldung) bei 3% vom BIP
liegen, aber die Schuldenquote beträgt noch immer 60% (da 63/
105=60), bleibt also stabil.

Das zeigt, dass selbst permanente Neuverschuldung an sich nicht
dazu führt, dass »die Schulden explodieren«, wie das oft beschworen
wird. Problematisch wird es nur dann, wenn die Neuverschuldung per-
manent höher ist als das Wirtschaftswachstum. Dann steigt die Ver-
schuldungsquote am BIP. Auch das Zinsniveau spielt eine Rolle: Liegen
die Zinsen abzüglich Inflation (das ergibt das so genannte reale Zinsni-

Staats-Mythen
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veau) höher als die Wachstumsrate, dann steigt die Belastung durch
Zinszahlungen schneller als die Einnahmen des Staates (denn die Steu-
ereinnahmen steigen in der Regel in Relation zum Wirtschaftswachs-
tum). Das Zinsniveau für Staatspapiere ist von vielen Faktoren abhän-
gig (Konjunktur, Stimmung auf den Finanzmärkten, Kräfteverhältnis-
se zwischen Gläubiger- und Schuldnerseite etc.), wird aber zumindest
zum Teil auch von staatlicher Politik, nämlich der Zinspolitik der No-
tenbank, beeinflusst. Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, allen
voran Wirtschaftswachstum und Zinsniveau, spielen also eine entschei-
dende Rolle dafür, ob Staatsverschuldung tragfähig ist oder nicht. Dass
staatliche Politik diese Rahmenbedingungen beeinflussen kann, wird
oft nicht erwähnt.3

Die Existenz von Staatverschuldung bedeutet nicht, dass die betrof-
fene Bevölkerung, die gesamte Volkswirtschaft »über ihre Verhältnis-
se lebt«. Denn des einen Schulden sind des anderen Guthaben. Staats-
verschuldung bedeutet, dass der Staat Kredite und Anleihen bei Ban-
ken und Privatpersonen aufnimmt, die für diese Banken und Privat-
personen Guthaben darstellen.4  Die Volkswirtschaften Deutschlands
und Österreichs haben also vorwiegend Schulden »bei sich selbst«.

Die wahren Budgetprobleme
Die Konzentration auf den Budgetsaldo übertönt eine notwendige
Diskussion über die Wirkungen von Budgetpolitik auf Wirtschaft und
Gesellschaft – wofür wird Geld ausgegeben, und wer soll zur Finanzie-
rung herangezogen werden? (Vgl. die Mythen »Steuern werden nach
der Leistungsfähigkeit bezahlt«, S. 24ff., und »Das Budget hat kein
Geschlecht«, S. 29ff.)

Die genannten Argumente bedeuten aber nicht, dass Budgetdefizi-
te immer positiv sind. Budgetdefizite implizieren nämlich eine Umver-
teilung zu Kapitaleignern: Die Gläubiger des Staates erhalten Zinsen,
die aus Steuerzahlungen finanziert werden. Bei länger anhaltenden
Defiziten, die weder zur Konjunkturstabilisierung noch zur Finanzie-
rung von Investitionen oder außergewöhnlichen vorübergehenden
Belastungen eingesetzt werden, aber durch Kreditaufnahme im Inland
finanziert werden, stellt sich die Frage, wieso dieses Geld nicht anders
aufgebracht wird. Wer sich etwa den Ankauf von staatlichen Schuld-
papieren leisten kann, könnte eigentlich genauso gut mehr Steuern
zahlen und damit die Budgetlücke decken.

Budgetdefizite werden auch häufig von Regierungen bewusst er-
zeugt und als strategisches Instrument zum Abbau öffentlicher Lei-
stungen eingesetzt: Zuerst werden die Steuern gesenkt. Die daraus
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resultierenden Einnahmenausfälle für den Staat führen zu einem Bud-
getdefizit. Dieses Defizit dient dann in einem nächsten Schritt als Ar-
gument dafür, staatliche Ausgaben einzusparen (die nun als »nicht mehr
finanzierbar« bezeichnet werden).

Budgetpolitik ist eines der zentralen politischen Gestaltungsinstru-
mente. Alle Budgetziele, auch das Anstreben eines ausgeglichenen
Budgets, folgen vorwiegend politischen Motiven und sind nicht Aus-
druck ökonomischer Notwendigkeiten.

Anmerkungen
1 Siehe dazu auch: Beirat für gesellschafts-, wirtschafts- und umweltpolitische

Alternativen (BEIGEWUM): Mythos Nulldefizit, Wien 2000
2 Heiner Flassbeck: Sparen in der Not, Unternehmen tot, Financial Times Deutsch-

land, 8.10.2002
3 Arne Heise: Das Konzept einer nachhaltigen Finanzpolitik aus heterodoxer

Sicht – ein Diskussionsbeitrag, Vienna University of Economics Working Paper No.76
(2001), http://www.wu-wien.ac.at/vw1/papers/wu-wp76.pdf

4 Zum Teil werden diese Guthaben zwar im Ausland gehalten, dafür werden
aber im Gegenzug Staatspapiere anderer Staaten im Inland besessen.
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»In Deutschland und Österreich sind die Steuern zu hoch. Sie würgen
die Wirtschaftskraft ab und zerstören die Wettbewerbsfähigkeit.

Der Anteil der Steuern am Bruttoinlandsprodukt (›Abgabenquo-
te‹) muss daher unbedingt gesenkt werden.«

Eines der prominentesten budgetpolitischen Ziele der österreichischen
Bundesregierung ist die Senkung der Abgabenquote: Die Anteil von
Steuer- und Sozialbeitragseinnahmen am Bruttoinlandsprodukt (BIP)
soll bis spätestens zum Jahr 2010 auf 40% verringert werden.

Neben der Staats(ausgaben)quote, die die gesamten öffentlichen
Ausgaben ins Verhältnis zum BIP setzt, ist die Abgabenquote einer der
wichtigsten Indikatoren zur Einschätzung der Größe des Staatssektors.
Sie dient als Maß dafür, welchen Anteil der inländischen Produktion
der öffentliche Sektor (Bund, Länder, Gemeinden und Sozialversiche-
rungsträger) in Form von Sozialabgaben und Steuern vereinnahmt, um
damit das Angebot an öffentlichen Gütern und Dienstleistungen zu
finanzieren bzw. um zwischen hohen und niedrigen Einkommen und
Vermögen umzuverteilen. Aus der Perspektive der Steuerzahlenden
(Unternehmen und Privatpersonen) stellen Steuern und Sozialbeiträ-
ge eine Belastung dar, die die erwirtschafteten Einkommen verringern.
Aus Sicht des öffentlichen Sektors sind Steuern und Sozialabgaben in
der Regel die wichtigste Einnahmenquelle zur Finanzierung der öf-
fentlichen Aufgaben.

Die politische Zielvorgabe, die Abgabenquote mittelfristig beträcht-
lich zu senken, drängt die Finanzierungsfunktion von Steuern und So-
zialbeiträgen in den Hintergrund. Dauerhaft sinkende Steuern und
Sozialbeiträge müssen entweder durch eine Erhöhung der Einnahmen
oder eine Senkung der Ausgaben ausgeglichen werden. Optionen auf
der Einnahmenseite sind die Erhöhung von Gebühren1  oder der Staats-
verschuldung. Gebührenerhöhungen sind verteilungspolitisch proble-
matisch, denn sie belasten in der Regel niedrige Einkommen überdurch-
schnittlich. Auch die dauerhafte Finanzierung zumindest laufender
Ausgaben durch eine ständige Erhöhung der öffentlichen Schulden ist
abzulehnen, weil sie wachsende Zinslasten verursacht, die den Hand-
lungsspielraum der öffentlichen Hand auf Dauer einschränken.

Eine niedrige Abgabenquote können sich nur Reiche leisten
Die mittelfristige Strategie der österreichischen Regierung besteht darin,
parallel zu den Abgaben auch die Ausgaben zu senken: Die Ausgaben-
quote soll gemäß dem Rückgang der Abgabenquote gesenkt werden,

»Die Steuern sind zu hoch«
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um mittelfristig wieder ein »Nulldefizit« zu erreichen. Während einige
der eingeleiteten Sparmaßnahmen sicherlich sinnvoll sind (etwa eine
effizientere Aufgabenverteilung zwischen Bund, Ländern und Gemein-
den), so ist doch auf die negativen sozial- und beschäftigungspoliti-
schen Effekte der meisten dieser »Ausgabenreformen« (Pensions- und
Gesundheitsreform sowie Verwaltungsreform bzw. Abbau der öffent-
lich Beschäftigten) hinzuweisen. Umverteilung passiert in Deutschland
und Österreich vor allem über die öffentlichen Ausgaben: Sie kommen
vorwiegend sozial weniger Begünstigten zugute (z.B. Sozialleistungen).2

Deshalb hat die Senkung von öffentlichen Ausgaben in der Regel ne-
gative verteilungspolitische Konsequenzen, insbesondere wenn sie den
Sozialbereich betreffen. Wie bei breit angelegten Gebührenerhöhun-
gen werden erneut die unteren Einkommensschichten stärker bela-
stet.

Die Senkung der Abgabenquote als strategisches Konzept zum Um-
bau der Staatsaufgaben – der eigentliche Kernpunkt – lässt erahnen,
dass mit diesem neu gefundenen Zahlenfetisch einem Programm der
Umverteilung nach oben zum Durchbruch verholfen werden soll. Die-
ses Umverteilungsprogramm hat auf beiden Seiten des Staatshaushalts
negative Wirkungen auf Menschen mit niedrigem Einkommen, insbe-
sondere auf Frauen. Eventuelle Steuerentlastungen werden jenen zu
Gute kommen, die gut organisiert sind und ihre Beschwerden laut vor-
bringen können. Die Unternehmensseite kann lang versprochene Steu-
erentlastungen erneut einfordern. Mit dem Argument, Kapital und
Vermögen könnten sich durch Abwanderung der Besteuerung entzie-
hen, wurden schon zahlreiche Steuerentlastungen begründet. Frauen
besitzen weniger Kapitalwerte als Männer, sind weniger oft Unter-
nehmerinnen und beziehen generell weniger Einkommen als Männer.
Sie sind häufiger in flexiblen, atypischen und prekären Jobs beschäf-
tigt. Eine Steuer- und Abgabensenkung wird daher die finanzielle Si-
tuation der Frauen nicht nur nicht verbessern, sondern sie über die
Ausgabenkürzung vielmehr noch verschlechtern.

Politische Parteien sowie Regierungen sind auch danach zu beurtei-
len, ob und in welcher Form die Abgabenquotenveränderung auf ih-
rem Programm steht. Erfolgt durch die Hintertür der Abgabenquoten-
senkung eine Neufestlegung der Staatsaufgaben? Wird eine breitere
Diskussion darüber erschwert, da die Senkung der Quote unter dem
Deckmäntelchen einer ökonomischen Notwendigkeit verkauft wird?
Ist die politische Verantwortlichkeit hinter vermeintlichen ökonomi-
schen Sachzwängen versteckt? Oder werden die wichtigen wirtschafts-,
gesellschafts-, umwelt- und frauenpolitischen Themen angegangen?

Staats-Mythen
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Und gestaltet die Regierung für diese Ziele – und nicht für eine Quote
– ihre Staatseinnahmen und Staatsausgaben entsprechend?

Abgabenquote und Wirtschaftswachstum
Die verteilungspolitischen Wirkungen werden von der bestehenden
Zielvorgabe einer nachhaltigen Reduktion der Abgabenquote vernach-
lässigt. Im Vordergrund stehen vielmehr die Belastungseffekte von Steu-
ern und Abgaben für Unternehmen und private Haushalte. Sie bilden
den Hintergrund für die beiden Begründungen, die die Regierung für
die Senkung vorbringt: Erstens sei die hohe Abgabenquote schädlich
für das Wirtschaftswachstum. Zweitens gefährde eine im internatio-
nalen Vergleich überdurchschnittliche Abgabenquote die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands und Österreichs.

In der Tat ist die österreichische Abgabenquote höher als der inter-
nationale Durchschnitt: Sie betrug im Jahr 2002 nach Angaben der OECD
in Österreich 44%, in der EU-15 lag sie dagegen nur bei 40,6% und in
der OECD insgesamt bei 36,3% des BIP; Deutschland liegt mit 36% am
OECD-Durchschnitt. 3  Kann daraus geschlossen werden, dass eine Sen-
kung der Abgabenquote das Wirtschaftswachstum fördern und die
internationale Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands und Österreichs
verbessern würde? Vorweg: Wenn die Höhe der Abgabenquote tat-
sächlich ein ökonomisches Gütesiegel wäre, dann müssten Staaten in
Afrika zu den dynamischsten Wirtschaftsregionen der Welt gehören –
denn dort sind die Steuerlasten konkurrenzlos niedrig.

In zahlreichen Ökonomielehrbüchern findet sich folgende Theorie:4

Bis zu einer gewissen Höhe sei ein Anstieg der Abgabenquote positiv
für das Wirtschaftswachstum. Der Staat könne mit den erzielten Ein-
nahmen Ausgaben finanzieren, die das Wachstum erhöhen, wie bei-
spielsweise Bildungs- oder Infrastrukturausgaben. Überschreite die
Abgabenquote aber ein bestimmtes »kritisches« Niveau, so habe dies
negative Anreize für die Leistungsbereitschaft der arbeitenden Bevöl-
kerung und für unternehmerisches Engagement, sie dämpfe damit das
Wirtschaftswachstum.

Diese Argumentation ist zunächst theoretisch umstritten, und es ist
empirisch unmöglich, die »optimale« Höhe der Abgabenquote zu be-
stimmen. Außerdem zeigt schon ein einfacher internationaler Vergleich,
dass ein eindeutiger Zusammenhang zwischen der Höhe der Abga-
benquote und dem Wirtschaftswachstum nicht besteht: So weisen bei-
spielsweise die skandinavischen Länder und Frankreich – Länder mit
Abgabenquoten über 40% – ein recht dynamisches Wirtschaftswachs-
tum auf. Dagegen ist die Wachstumsperformance der Schweiz und Ja-
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pans, deren Abgabenquoten unter 30% liegen, in den letzten Jahren
ziemlich schwach. Ebenso wenig können empirisch-ökonometrische
Studien, die viele Länder einbeziehen, einen eindeutigen negativen
Zusammenhang zwischen dem Niveau der Abgabenquote und dem
Wachstum nachweisen.5

Auch mit der internationalen Wettbewerbsfähigkeit einer Volkswirt-
schaft hat die Höhe der Abgabenquote wenig zu tun (siehe Mythos
»Ohne Reformen ist der Wirtschaftsstandort in Gefahr«, S. 9ff.).

Ein gegebenes Abgabenniveau kann mit unterschiedlichen Steuer-
strukturen verbunden sein. Die Abgabenquote gibt keine Auskunft
bezüglich der Besteuerung der einzelnen ökonomischen Aktivitäten
(Einsatz von Kapital und Arbeit sowie Konsum). Auch liefert sie keine
Informationen über das Verhältnis der Abgabenlast von Unternehmen
und Haushalten sowie über unterschiedliche Belastungen verschiede-
ner Unternehmen und privater Haushalte.

In Österreich und Deutschland ist nicht die Höhe der Abgabenquo-
te, sondern die Struktur der Abgaben problematisch – verteilungs-,
aber auch beschäftigungspolitisch. Teilt man die Gesamtabgaben in
Steuern und Sozialbeiträge auf, so zeigt sich, dass im internationalen
Vergleich nur die Belastung mit Sozialbeiträgen (die so genannten Lohn-
nebenkosten) überdurchschnittlich hoch ist und langfristig ansteigt.
Dadurch wird der Faktor Arbeit zunehmend verteuert. Die Absenkung
von Sozialbeiträgen erfordert jedoch keineswegs einen Abbau der Lei-
stungen aus den sozialen Sicherungssystemen. Geringere Sozialbeiträ-
ge können auch durch höhere Steuern ausgeglichen werden. Aller-
dings sollten nicht die Verbrauchssteuern weiter erhöht werden, die
die Haushalte mit niedrigen und mittleren Einkommen überdurch-
schnittlich belasten: Viel mehr Spielraum besteht bei den Steuern für
Vermögende und Unternehmen, deren Beitrag zum gesamten Steuer-
aufkommen in Österreich langfristig erheblich gesunken und gerade
auch im internationalen Vergleich unterdurchschnittlich hoch ist.
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Anmerkungen
1 Gebühren sind festgesetzte Abgaben, die erhoben werden, wenn eine be-

stimmte staatliche Leistung in Anspruch genommen wird, z.B. Verwaltungsgebüh-
ren für die Ausstellung eines Reisepasses oder zur Benützung einer Autobahn etc.
Im Gegensatz zu Steuern kann man sich den Gebühren entziehen, indem man die
Leistung nicht in Anspruch nimmt. Steuern haben Zwangscharakter ohne Anspruch
auf Gegenleistung, sie werden verpflichtend erhoben und sind in der Regel nicht
zweckgebunden. Sozial(versicherungs)beiträge sind wie Steuern verpflichtend, aber
mit Anspruch auf Gegenleistung und zweckgebunden. Steuern und Sozialversi-
cherungsbeiträge zusammengenommen im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt
bilden die Abgabenquote.

2 Alois Guger: Umverteilung durch öffentliche Haushalte in Österreich, Wien
1996

3 OECD Revenue Statistics, Paris 2004
4 Die so genannte Lafferkurve, benannt nach dem Wirtschaftswissenschafter

Arthur Laffer, setzt die Steuereinnahmen mit dem Steuersatz in Beziehung. Die
Kurve ist so geformt, dass die Gesamtsteuereinnahmen bei steigendem Steuersatz
zunächst zunehmen und ab einem gewissen Punkt wieder abnehmen, weil die
gesamtwirtschaftliche Aktivität bei zu hohen Steuersätzen sinke. Siehe beispiels-
weise Rüdiger Dornbusch/Stanley Fischer: Makroökonomik, München 1985.

5 Peter Bofinger: Wir sind besser, als wir glauben, München 2005
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»Die Besteuerung ist an der individuellen wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit der Wirtschaftssubjekte orientiert. Steuerpflichtige von glei-
cher wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit sollten demnach die gleich hohe
Abgabenlast tragen. Persönliche Verhältnisse der Einkommensbezie-
herInnen werden, soweit sie die ökonomische bzw. finanzielle Leistungs-
fähigkeit beeinflussen, bei der Steuerbemessung herangezogen. Soll
nun die Steuerlast zwischen den Wirtschaftssubjekten gerecht verteilt

werden, so sind entsprechend dem Kriterium der Leistungsfähig-
keit höhere Einkommen mit einem höheren Durchschnittssteuer-
satz zu belegen.«

»Steuern werden nach der
Leistungsfähigkeit bezahlt«

In der politischen Umsetzung1 werden zwei grundlegende Zielsetzun-
gen im Zusammenhang mit der Steuererhebung verfolgt. Zum einen
stellen Steuern die wichtigste Einnahmequelle für den Staat zur Finan-
zierung der Staatsaufgaben dar. Steuern stellen zum anderen die Mit-
tel bereit, die zur Anwendung verschiedenster wirtschafts- und sozial-
politischer Instrumentarien notwendig sind, um die Erfüllung wichti-
ger Aufgaben in anderen Politikbereichen zu gewährleisten, bezie-
hungsweise sie selbst sind als ein solches Instrumentarium einsetzbar.

Es geht also nicht nur darum, aus rein fiskalischen Gründen eine
Menge Geld einzutreiben, sondern darüber hinaus werden gezielte
Effekte der wirtschaftspolitischen Steuerung angestrebt. Beispielswei-
se sind Steuern ein durchaus probates Mittel der Einkommenspolitik
zum Zwecke der Erreichung einer ausgeglicheneren Einkommensver-
teilung.

Wer soll wieviel Steuern vom Einkommen zahlen?
Gilt das Prinzip der Leistungsfähigkeit, dann sollten Steuersätze umso
höher sein, je höher die Steuerbemessungsgrundlage ist. Ein solches
Steuersystem heißt »progressiv« und bedeutet im Bereich der Einkom-
mensteuer z.B., dass der Steuersatz mit steigendem Einkommen steigt.
Höhere Einkommen zahlen in diesem System überproportional mehr
Steuern.

»Regressiv« wird ein Steuersystem genannt, in dem die relative Steu-
erbelastung für untere Einkommensklassen höher ist als für die obe-
ren. Das kann auch bei einem einheitlichen Steuersatz für alle der Fall
sein. Beispielsweise wird bei der Berechnung der Umsatzsteuer (auch
Mehrwertsteuer genannt), die beim Kauf eines Produktes anfällt, nicht
auf die gekaufte Menge oder das Einkommen der Kaufenden geach-
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tet, sondern alle zahlen den gleichen Steuersatz pro Stück. Da aber bei
niedrigen Einkommensklassen ein höherer Anteil am Einkommen für
Konsumausgaben aufgewendet wird als bei höheren Einkommensklas-
sen, belastet die einheitliche Umsatzsteuer die unteren Klassen stär-
ker.

Ob das Steuersystem eines Staates dem Leistungsfähigkeitsprinzip
folgt, lässt sich also grob danach bewerten, ob es stärker aus progres-
siven oder aus regressiven Steuern besteht.

Eine Analyse des Steueraufkommens in Deutschland und Österreich2

verdeutlicht die Unterschiede in der gesamten Abgabenbelastung der
verschiedenen »Besteuerungsobjekte«. Die progressive Einkommen-
steuer und Sozialversicherungsbeiträge tragen rund zwei Drittel zum
gesamten Steueraufkommen bei, aber auch die regressiv wirkende
Umsatzsteuer macht rund ein Drittel aus. Gerade letztere zeichnet sich,
da sie am Konsum bzw. Verbrauch ansetzt und daher das Einkommen
der Steuerpflichtigen nicht berücksichtigen kann, durch eine enorm
regressive Wirkung auf die Einkommensverteilung aus.3  Der Beitrag
der Körperschaftsteuern auf Unternehmen zu den gesamten staatli-
chen Steuereinnahmen beträgt dagegen bloß zwischen 2,9 und 5,1%,
und der Anteil der vermögensbezogenen Steuern nur zwischen 1 und
3% – und das ist auch im internationalen Vergleich sehr wenig. Mit der
hohen Steuerbelastung der lohnabhängigen Arbeit liegen Deutschland
und Österreich dagegen im internationalen Vergleich im Spitzenfeld.
Obwohl diese Abgaben auf Löhne und Gehälter der Finanzierung zahl-
reicher Sozialleistungen zugute kommen, ist dieser Umstand insofern
für die Wirkung auf die Einkommensverteilung zwischen Kapital und
Arbeit problematisch, als ein Großteil der Belastung von den abhängig
Beschäftigten getragen wird. Aber auch im Hinblick auf die Verteilung
innerhalb der lohnsteuerpflichtigen Einkommen wirkt der ab der
Höchstbeitragsgrundlage gleich bleibende Beitrag zur Sozialversiche-
rung regressiv; diese Regressivität wird durch steuerliche Gestaltungs-
möglichkeiten sowie die Ungleichheit von Beitragszahlungen der ver-
schiedenen Erwerbseinkommen noch zusätzlich verstärkt.

Ungleiche Behandlung der verschiedenen Einkunftsarten
Die deutlich unterschiedliche Belastung der verschiedenen Einkunfts-
arten ist durch deren ungleiche Behandlung erklärbar. So werden etwa
lohnsteuerpflichtige Einkünfte nach dem Quellenabzugsverfahren4

direkt besteuert. Selbständige Einkünfte werden ebenfalls direkt an
der Quelle erfasst, allerdings mit dem entscheidenden Unterschied, dass
den Steuerpflichtigen erhebliche Spielräume bei der Gestaltung ihrer

»Steuern werden nach der Leistungsfähigkeit bezahlt«
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Betriebsausgaben im Zuge der Gewinnermittlung zur Verfügung ste-
hen. Dadurch besteht die Chance, die Steuerbemessungsgrundlage zu
reduzieren. Land- und forstwirtschaftliche Einkünfte wiederum wer-
den nach dem Einheitswert – ein in Österreich in den 1970er Jahren
festgesetzter Wert, der vom aktuellen Verkehrswert bzw. Marktpreis
von Grund und Boden bereits erheblich abweicht – bewertet. Zum ei-
nen wird dadurch die Bemessungsgrundlage zu niedrig angesetzt, zum
anderen verstärkt die Möglichkeit der Pauschalierung der Einkünfte
die Ungleichbehandlung nicht nur zwischen den Einkunftsarten, son-
dern auch zwischen den einzelnen Betrieben.

Zusätzlich besteht im deutschen wie auch im österreichischen Steu-
ersystem ein Nebeneinander der progressiven und proportionalen Be-
steuerung diverser Einkunftsarten. Arbeitseinkünfte (Löhne und Ge-
hälter) unterliegen der progressiven Einkommensbesteuerung mit Steu-
ersätzen bis 50%, während Einkünfte aus Kapitalvermögen (z.B. Zin-
sen, Dividenden) mit einem geringeren proportionalen Satz von 25%
endbesteuert sind. So ist etwa für eine Person mit geringem Einkom-
men der Steuersatz von 25% auf Sparzinsen relativ hoch, während
vermögende Personen davon verhältnismäßig geringer belastet sind.
Diese Wirkung hat zusätzlich eine geschlechtsspezifische Komponente
– sie trifft vor allem Frauen, deren Einkommen vorwiegend im unteren
Einkommensbereich liegen und folglich relativ stärker belastet sind.

Ein weiteres Beispiel, das gegen die Forderung steuerlicher Leistungs-
fähigkeit verstößt, ist die Flat Tax. Dieses Steuermodell wird immer
wieder von Ultraliberalen in wirtschaftspolitischen Diskussionen als
besonders einfach und gerecht propagiert und wurde etwa 2004 in
der Slowakei und Rumänien eingeführt. Bei dieser Steuer wird von
jedem Einkommen, unabhängig von dessen Höhe, der gleiche Prozent-
satz an Steuern abgezogen. Wie bei den Kapitalvermögen ist ein sol-
cher Proportionalsatz verteilungspolitisch problematisch – Gewinne-
rInnen sind abermals ausschließlich jene mit hohem Einkommen. Sämt-
liche derzeit bestehenden Steuerbegünstigungen, Werbungskosten,
Sonderausgaben, etc. könnten von der Bemessungsgrundlage nicht
abgezogen werden. Es sei denn, Ausnahmen werden konstruiert, die
das System wieder intransparenter und komplizierter gestalten. Die
verloren gegangene Progression kann aber durch keine Ausnahmere-
gelung kompensiert werden.
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Kapital und Vermögen
Vermögensteuern, die umfassend das gesamte Privatvermögen, be-
stehend aus Immobilien-, Finanz-, Betriebs- und Gebrauchsvermögen
natürlicher Personen besteuern, werden im EU-Raum in Dänemark,
Frankreich, Luxemburg, den Niederlanden, Schweden und Spanien er-
hoben. In Österreich wurde die Vermögensteuer 1994 abgeschafft, in
Deutschland wird sie seit 1997 nicht mehr erhoben. Die noch verblei-
benden Steuern vom Vermögen, wie Schenkungs-, Erbschafts- und
Grundsteuern, tragen nicht nur anteilsmäßig weniger zum Steuerauf-
kommen bei als in vergleichbaren Ländern, auch in Relation zum BIP
liegen sie mit 0,8% in Deutschland und 0,6% in Österreich unter dem
EU-Schnitt von 1,9%.5  Für die Besteuerung von Immobilien etwa blei-
ben lediglich die Grundstücke, auf denen sie sich befinden. Und das
Aufkommen der Grundsteuer liegt in Deutschland und Österreich be-
reits im Bagatellbereich. Da Immobilienbesitz ungleich verteilt ist, die
Höhe der Besteuerung aber unbedeutend ist, wird die Verteilungswir-
kung von unten nach oben verstärkt. Die Ursache der steuerlich privi-
legierten Behandlung von Grund- und Immobilienvermögen liegt in
den bereits erwähnten Bewertungsverfahren nach dem Einheitswert,
was schätzungsweise dazu führt, dass der tatsächliche Wert etwa um
das Zehnfache unterschätzt wird.

Die Erträge von Kapitalgesellschaften werden im Rahmen der Kör-
perschaftsteuer besteuert. Hier ergibt sich das sonderbare Phänomen,
dass durch die Anwendung unterschiedlicher Verfahren zur Berech-
nung der Steuerbemessungsgrundlage sowie die Inanspruchnahme von
Steuerbegünstigungen die Körperschaftsteuerbelastung je Unterneh-
men unabhängig von deren Erträgen in Österreich erheblich vonein-
ander abweicht. Bei einem durchschnittlichen Unternehmen umfasst
die Körperschaftsteuerbelastung lediglich rund 1% der gesamten Ko-
sten des Unternehmens; etwa zwei Drittel aller Unternehmen in Öster-
reich zahlen keine Körperschaftsteuer. Der Anteil der Körperschaft-
steuer am gesamten Steueraufkommen ist mit 2,9% in Deutschland
bzw. 5% in Österreich6  verhältnismäßig gering.

Die Erzielung umverteilender Wirkungen im Steuersystem beinhal-
tet ebenso, dass neben Löhnen und Gehältern gleichermaßen Kapital-
einkommen dem Kriterium der Leistungsfähigkeit entsprechend be-
steuert werden. Die Realität zeigt aber, dass sowohl Gewinne und Ka-
pitaleinkommen als auch höhere Einkommen sowie Vermögensbesitz
immer weniger zum Steueraufkommen beitragen. Dieses liegt nicht in
Gewinneinbußen begründet, ganz im Gegenteil, die Einkommen aus
Gewinn und selbständiger Tätigkeit sind im letzten Jahrzehnt stärker
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gewachsen als jene der BezieherInnen von Löhnen und Gehältern –
ein Beleg für die Leistungsfähigkeit des Steuersystems?

Internationaler Ausblick
Generell ist die Einkommensumverteilung über Steuern und Abgaben
in Österreich im internationalen Vergleich relativ gering, da die Steu-
erstruktur aufgrund des hohen Anteils an proportionalen, regressiven
und indirekten Steuern ein geringes Umverteilungspotenzial aufweist.
Der OECD-Durchschnitt auf Einkommen- und Ertragsteuern liegt dem-
nach bei insgesamt 35,3% am Gesamtsteueraufkommen, ähnlich der
EU 15 mit 34,1%, in Österreich entfallen lediglich knapp 30% auf Ein-
kommen- und Ertragsteuern, in Deutschland 28%. Noch extremer stellt
sich der internationale Vergleich bei den vermögensbezogenen Steu-
ern dar, der einen OECD-Durchschnitt von 5,5% zeigt und in dem Öster-
reich mit 1,3% das Schlusslicht ist. Die USA hingegen weisen Steuern
vom Vermögen in Höhe von fast 12% aus, die Einkommen- und Ertrag-
steuern betragen sogar 44,4%. Ähnlich hohe Werte des Steueraufkom-
mens vom Einkommen bzw. Vermögen zeigen Kanada, Australien und
Japan, auch Großbritannien mit knapp 38% und 12%. Diese Länder
haben allerdings generell eine geringere Steuerbelastung und niedri-
gere Steuersätze, weisen aber durch ihren geringen Anteil an indirek-
ten Steuern und aufgrund der höheren Vermögensbesteuerung eine
insgesamt progressivere Steuerstruktur auf.

Anmerkungen
1 Vgl. dazu Werner Doralt/Hans Ruppe: Grundriss des österreichischen Steuer-

rechts, Wien 2003.
2 Stefan Bach/Wolfgang Scheremet/Bernhard Seidel/Dieter Teichmann: Interna-

tionale Entwicklungstendenzen nationaler Steuersysteme, Berlin 2001.
3 Indirekte Steuern, wie etwa die Umsatzsteuer, werden grundsätzlich vom Un-

ternehmen auf KonsumentInnen überwälzt – die persönliche Leistungsfähigkeit
wird dabei nicht berücksichtigt.

4 Betrifft vor allem die Einkommensteuer, Ansatzpunkt der Besteuerung ist di-
rekt an der Einkommensentstehung, das heißt, die Steuer wird direkt vom Arbeit-
geber an das Finanzamt abgeführt.

5 Eurostat/Europäische Kommission: Structures of the taxation systems in the
European Union, Brussels 2004.

6 OECD Revenue Statistics, Paris 2004
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»Die Auswirkungen des staatlichen Budgets treffen alle Staatsange-
hörigen gleich – ob sie Frauen oder Männer sind, spielt dabei kei-
ne Rolle.«

»Das Budget hat kein Geschlecht«

Kritische Analysen lenken seit geraumer Zeit die Aufmerksamkeit auf
die immensen Verteilungswirkungen der Budgetpolitik. In jüngster Zeit
gibt es verstärkt Stimmen, die auf geschlechtsspezifische Wirkungen
hinter der neutral wirkenden Sachlichkeit staatlicher Haushalte hin-
weisen.

Ein Budget ist formal gesehen ein Haushaltsplan, der eine Gegen-
überstellung von geplanten Ausgaben und geschätzten Einnahmen
für eine Wirtschaftsperiode enthält. Budgetzahlen, welche die Situati-
on eines Staatshaushaltes, von Kommunen, Bezirken oder Organisa-
tionen beschreiben, werden daher oft als das Ergebnis von Sachzwän-
gen präsentiert, als unabänderlich. Dass diese Zahlen aber das Ergeb-
nis gesellschafts- und damit auch geschlechtspolitischer Machtverhält-
nisse darstellen, wird nur allzu gerne verschleiert.

Feministische Staatstheorien erhellen in unterschiedlichen Zugän-
gen der Staatlichkeit zu Grunde liegende Strukturen: Der Staat ist eine
von Männern für Männer geschaffene Institution, was an dessen män-
nerbündischer Genese, dem historischen Konstituierungsprozess, Or-
ganisationsstrukturen und Interessenlagen abgelesen werden kann.

Der Begriff »Etat« bezeichnet aber nicht nur den Staat, sondern auch
das Budget, d.h. den Zugriff auf die finanziellen Mittel, und demzufol-
ge ist das Budget auch kein neutrales Instrument, sondern Staat, Bud-
get und Männlichkeit sind eng miteinander verwoben.1 Die scheinba-
re Objektivität und Neutralität von Zahlen wird vorgeschoben, um Sach-
zwänge vorzutäuschen. Budget- und Steuerpolitik sind aber wesentli-
che Gestaltungselemente einer Regierung. Ein Budget ist und bleibt in
Zahlen gegossene Gesellschaftspolitik. Dies würde nahe legen, dass
der Wirkungszusammenhang zwischen budgetpolitischen Entscheidun-
gen und Geschlechterverhältnissen integraler Bestandteil budgetpoli-
tischer Analysen ist.

Budgetpolitik ist nicht geschlechtsneutral
Nach wie vor sind finanzwissenschaftliche Theorie und budgetpoliti-
sche Praxis  jedoch blind gegenüber geschlechtsspezifischen Wirkun-
gen von Einnahmen- und Ausgabenpolitik bzw. von Auswirkungen
unterschiedlicher wirtschaftspolitischer Strategien. Budgetpolitische
Maßnahmen, die geschlechterneutral erscheinen, können durchaus
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unterschiedliche Auswirkungen auf Männer und Frauen haben, auch
wenn diese weder geplant noch beabsichtigt waren. Tatsächlich ha-
ben Frauen und Männer unterschiedliche wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Positionen inne – sind daher von ökonomischen Aktivitä-
ten des Staates und des Marktes unterschiedlich betroffen und reagie-
ren auf finanzielle Anreize nicht identisch.2

Solange es unterschiedliche Ausgangsvoraussetzungen für Männer
und Frauen gibt, somit Unterschiede in Einkommen, Beschäftigungs-
grad und Ausbildung etc. bestehen, wirken auch scheinbar geschlech-
terneutrale Maßnahmen geschlechtsspezifisch unterschiedlich.

Ein Bereich, der nach wie vor völlig aus dem traditionellen wirtschafts-
politischen Denken ausgeklammert wird, ist der Beitrag der unbezahl-
ten – überwiegend von Frauen geleisteten – Arbeit zur Gesamtwirt-
schaft. Diese unbezahlt geleistete Arbeit wird in verschiedenen Studi-
en auf bis zu 40% des BIP geschätzt. Es wird außer Acht gelassen, dass
finanzielle Maßnahmen auch Auswirkungen auf die unbezahlte Ar-
beit haben. Staatliche Ausgabenkürzungen bedeuten oft nicht propa-
gierte Effizienzsteigerungen, sondern Verlagerung in den unbezahl-
ten Sektor. Evident ist dies im Bereich Betreuungsarbeit, ob Kinderbe-
treuung oder Altenpflege. So sind beispielsweise keine Studien bekannt,
was der in Österreich massiv geforderte Bettenabbau in öffentlichen
Spitälern an privater Mehrarbeit bedeuten würde. »Mehr Effizienz«
und »Eigenverantwortung« im Gesundheitssektor bedeutet meist den
Abbau öffentlicher Leistungen und dafür mehr unbezahlte Frauenar-
beit im familiären Bereich, da private Pflegearbeit nach wie vor weit-
gehend von Frauen geleistet wird. In den Diskussionen rund um die
PISA-Studie finden sich kaum Fragestellungen, wer die Lernbetreuung
bei SchülerInnen leisten soll etc. Nur eine Berücksichtigung geschlechts-
spezifischer Wirkungen budgetpolitischer Maßnahmen kann (un)be-
absichtigte, negative Folgeerscheinungen verhindern und die Qualität
und Wirksamkeit von Politik verbessern. Um dem gerecht zu werden,
bedarf es eines geschlechterbezogenen Zugangs zur Budgetpolitik.

»Engendering Budgets«
Das Konzept Engendering Budgets zielt auf eine umfassende Analyse
des Budgets mit besonderem Augenmerk auf die Wechselwirkungen
der einzelnen Politikbereiche bzw. der Mitwirkenden und der zu Grunde
liegenden Strukturen ab.

Engendering Budgets hat zwei große Stoßrichtungen: Zum einen
werden inhaltliche Forderungen an die Budgetpolitik gestellt. Aus ei-
ner genderspezifischen Analyse der Budgetpolitik ergeben sich Über-
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legungen zu Veränderungen in der Einnahmen- und Ausgabenpolitik.
Dazu gehören Untersuchungen zu Wirkungsweisen von Steuern und
Abgaben genauso wie beispielsweise über Einsparungspotenziale und
neue Prioritätensetzungen in den Budgets. Ob dies nun Tarifreformen
im Steuerwesen oder Gebührenerhöhungen sind – besonders aus der
unterschiedlichen Einkommenssituation von Männern und Frauen er-
gibt sich eine Vielzahl von Unterschieden steuerpolitischer Effekte.
Wenn z.B. klar ist, dass Frauen in geringerem Ausmaß als Männer Ver-
mögen besitzen, dann ist es auch logisch, dass eine Senkung von Ver-
mögensteuern Frauen weniger stark zugute kommt und die geschlech-
terspezifische Verteilungssituation folglich sogar noch verschlechtert.

Zum zweiten bezieht sich Engendering Budgets auf den Budgetpro-
zess, der transparenter und partizipativer, d.h. demokratischer, gestal-
tet werden soll. Bei Gender Budgeting geht es daher auch darum, die
»regulären« AkteurInnen der Budgeterstellung für Gleichstellungsfra-
gen zu sensibilisieren und zu gewinnen, diesen Kreis auszuweiten und
Budgetprozesse zu demokratisieren. Dazu ist die aktive Beteiligung
engagierter BürgerInnen, NGOs, Frauen- und Gleichstellungsbeauftrag-
ter notwendig.3

Nur beide Stoßrichtungen gemeinsam können die Basis für eine
emanzipatorische Politik, für eine Politik der gerechteren Verteilung
von Chancen und Möglichkeiten, aber auch von Verpflichtungen (z.B.
Versorgungsarbeit) zwischen den Geschlechtern bilden. Dafür bedarf
es einer Transformation der Institutionen der öffentlichen Hand ge-
nau so wie einer Neugestaltung der Budgetpolitik und der makroöko-
nomischen Instrumente der Geld- und Budgetpolitik.

Zentraler Ansatzpunkt bleibt aber das Budget. Denn hier werden
einerseits in den wiederkehrenden Budgetverhandlungen auch die
Machtverhältnisse der Geschlechter mitverhandelt. Andererseits wir-
ken Budgets als Lenkungsinstrumente. Engendering Budgets zielt auch
auf eine umfassende Analyse der Budgets mit besonderem Augenmerk
auf Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Politikbereichen ab.4

Wo gibt es bereits Engendering Budgets?
Weltweit gibt es schon eine Vielzahl von Initiativen, die sich um eine
geschlechtssensible Budgetierung bemühen. Diese laufen unter Bezeich-
nungen wie »Gender Budgets«, »Gender Budgeting«, »Engendering
Budgets«, »Gender responsive Budgets« bzw. auch »Women’s Budgets«.
Im deutschen Sprachraum wird zumeist der englische Begriff verwen-
det. Die treffendste Übersetzung lautet »geschlechtergerechte Bud-
getgestaltung«. Bei all diesen Initiativen geht es darum, den Budget-
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prozess demokratischer zu gestalten und die Auswirkungen von Bud-
gets auf die Geschlechter sichtbar zu machen. Die Pionierarbeiten
wurden in Australien (bereits in den 1980er Jahren) und Südafrika (seit
1995) geleistet. In vielen Ländern Afrikas, Lateinamerikas und Asiens
wurden in den letzten zehn Jahren Gender Budget Initiativen gestar-
tet, oft unter Beteiligung des Commonwealth, von UNIFEM (Entwick-
lungsfonds der Vereinten Nationen für Frauen) und im Zusammenhang
mit Projekten der Entwicklungszusammenarbeit. In Großbritannien gibt
es die weit über die Grenzen hinaus bekannte Women’s Budget Group,
die viel an konzeptioneller Grundlagenarbeit geleistet hat.5

Aber auch im deutschsprachigen Raum mehren sich in den letzten
Jahren die Initiativen. In der Schweiz wurde im Zuge der ersten großen
Sparpakete zunehmend die Frage nach geschlechtsspezifischen Wir-
kungen restriktiver Budgetpolitik gestellt. Es sind besonders zwei Stu-
dien bekannt: »An den Frauen sparen?«,6 eine Analyse der Sparpolitik
auf Bundes-, Kantons- und Gemeindeebene. Mit dieser Studie wurde
eine umfassende Methodologie von Budgetveränderungen erarbeitet,
die Auswirkungen auf die Beschäftigung, unbezahlte Arbeit und die
EmpfängerInnen öffentlicher Leistungen erfasst. In der Folge wurde
das Instrumentarium verfeinert, vor allem in den Arbeiten in der Stadt
Basel, wo eine produktive Zusammenarbeit des Frauenrates mit dem
Statistischen Amt entstand. Die Ergebnisse sind publiziert in: »Der klei-
ne Unterschied in den Staatsfinanzen«.7 Es gibt in der Schweiz zahlrei-
che weitere Aktivitäten, unter anderem in Zürich.

Initialzündung für Gender Budgeting in Österreich waren die Arbei-
ten einer Frauenarbeitsgruppe im Rahmen des BEIGEWUM, die in dem
Buch »Frauen Macht Budgets« publiziert wurden. Seitdem gibt es Ak-
tivitäten auf allen Ebenen. Auf Seiten des Bundes wurde 2004 eine
Pilotstudie in Auftrag gegeben, die anhand eines ausgewählten Berei-
ches ein Instrumentarium zur Einführung von Gender Budgeting in
der Bundesverwaltung erarbeiten soll. Ende 2004 wurde erstmals eine
umfassendere Studie vom Bundesland Oberösterreich vergeben, in der
Stadt Wien laufen ebenfalls entsprechende Überlegungen.

In Deutschland gibt es ebenfalls bereits zahlreiche Initiativen. An-
fang der 1990er Jahre durchleuchtete eine Fraueninitiative den Haus-
halt in Münster kritisch. In Berlin wurde von Regierungsseite die Ein-
führung von Gender Budgeting beschlossen und 2004 eine erste Pilot-
phase ausgewählter Bereiche, beispielsweise der Sportförderung, ab-
geschlossen.8 In Köln wurde im Rahmen der Agenda 21 ein Pilotprojekt
»Bürgerinnen und Bürger im Spiegel kommunaler Haushaltspolitik«
durchgeführt, wobei Stadtbibliotheken und Volkshochschulen analy-
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siert wurden.9  Schon einfache Analysen in beiden Städten zeigen, dass
es in allen betrachteten Bereichen große Unterschiede bei der Vertei-
lung öffentlicher Ausgaben auf Frauen und Männer gibt.

Anmerkungen
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Wirtschaft und hemmen Innovationen«
»Gesetze, Vorschriften, Regulierungen... Sie verursachen  für die Un-

ternehmen immer mehr Kosten und Belastungen. Sie behindern
die unternehmerische Wirtschaftlichkeit und wirken als Innovati-
onsbremse, ihre Reduzierung ist überfällig.«

1985 wurde in Österreich der so genannte Weinskandal aufgedeckt. In
Deutschland wurden 30.000 Hektoliter »gepantschten« österreichischen
Weins beschlagnahmt, in Belgien wurde österreichischer Wein sogar
verboten. Die Branche erlebte eine schwere Krise. In der Folge wurde
ein äußerst strenges Weingesetz eingeführt, welches detailliert Quali-
tätsstufen beschrieb und umfassende Kontrollen (chemische Analysen
und Verkostungsbeurteilung) zum Standard machte. Fast 20 Jahre spä-
ter genießen österreichische Weißweine internationales Renommee,
Weinbau ist ein dynamischer Wirtschaftszweig mit zahlreichen erfolg-
reichen JungunternehmerInnen und hohen Exporterlösen geworden.

Daraus lassen sich drei Schlussfolgerungen ziehen. Erstens, Regulie-
rung ist keineswegs von Haus aus ökonomisch hinderlich, wie bei For-
derungen nach einer Deregulierung als Allheilmittel oft anklingt. Märk-
te brauchen Regeln, um zu funktionieren. Zum einen, damit die Unter-
nehmen sich an ihnen orientieren können, zum anderen, um den Wett-
bewerb in Bahnen zu lenken, die gesellschaftlich weniger schädlich
sind. Darüber hinaus können Regeln und gesetzliche Vorschriften oft
unerwartete positive Nebeneffekte haben, etwa Innovationsanreize.
Zweitens, freier Markt schützt vor Missbrauch und Nebenwirkungen
nicht (siehe die Affäre um die gefälschten Bilanzen des amerikanischen
Enron- oder des italienischen Parmalat-Konzerns). Drittens, bis zu den
positiven Effekten von Regulierung kann viel Zeit vergehen – das heißt,
sie kann kurzfristig als negativ empfunden werden, obwohl sie im End-
effekt positive Auswirkungen auch für die Regelunterworfenen hat.

Nicht selten trügerisch: De-Regulierung
Die Einführung oder Erhöhung von Wettbewerb durch Beseitigung
staatlicher Regulierung (so genannte Deregulierung) in einer Branche
macht im Endeffekt oft sogar mehr Regulierungen notwendig als vor-
her.1  Die Deregulierung oder Liberalisierung etwa der so genannten
Netzwerkindustrien (Telekommunikation, Strom und Gas, Post etc.) war
keine Deregulierung, sondern vielmehr eine Re-Regulierung. Die staat-
liche Monopolbewirtschaftung dieser Märkte wurde einfach in ein Sys-
tem mit mehreren Anbietern überführt. Dabei wurden wesentlich mehr
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Regulierungen eingeführt, als es vorher gab – die Sektoren werden in
der Regel durch sektorale Regulierungsbehörden »kontrolliert«, die
Vorschriften für den Umgang mit Kunden, Preise für die Benutzung
von Leitungsnetzen durch Konkurrenten, Systemstandards und vieles
andere erlassen und überprüfen. Diese Regeln sind unabdingbarer
Bestandteil für ein Funktionieren des Wettbewerbs auf diesen Märk-
ten. Jüngstes Beispiel ist der Konflikt um die Rufnummermitnahme
beim Anbieterwechsel in Österreich. Einige Mobilfunkbetreiber ver-
langten zunächst eine beträchtliche Summe für diese Dienstleistung,
was ein Hemmnis für den Anbieterwechsel darstellte. Der Regulator
Telekom verordnete daraufhin eine Senkung dieser Gebühr, um den
Wettbewerb zu erhalten. Regulierung ist also oft notwendig, um den
Wettbewerb in gesellschaftlich nützliche Bahnen zu lenken.

Regulierung und gesellschaftliche Ziele
In der undifferenzierten Kritik werden Regulierungen pauschal als
bürokratische Willkür dargestellt. Gerechtfertigte Regulierungen die-
nen jedoch einem gesellschaftlichen Zweck. Gesellschaftliche Ziele, die
mit dem Ziel der Gewinnerzielung in Konflikt stehen, werden durch
Regulierungen für Wirtschaftsunternehmen abgesichert: Umwelt-
schutz, Arbeitnehmerrechte, öffentliche Sicherheit etc. Dieser Zweck
und das Ausmaß, in dem eine bestimmte Regulierung zu seinem Errei-
chen beiträgt, muss gegen die wirtschaftliche Belastung abgewogen
werden, die aus der Regulierung entsteht.

Ohne regulierende Umweltschutzauflagen gäbe es heute wahr-
scheinlich kaum noch Fische in europäischen Flüssen und keine gesun-
den Wälder. »Freie« Märkte funktionieren nicht, wenn der Produkti-
onsprozess negative Nebenwirkungen hat, die den Verursachern kei-
ne oder zu geringe Kosten aufbürden (also z.B. giftige Abwässer aus
Fabriken kostenlos in die Flüsse abgeleitet werden können). Neuer-
dings gibt es sogar einen Markt für Verschmutzungsrechte, der jedoch
wiederum genau geregelt wird. Regulierung ist also oft erforderlich,
um schädliche Nebenwirkungen des Wirtschaftens zu dämpfen und/
oder gesellschaftlich erwünschte Ziele zu erreichen.

Das heißt nicht, dass Regulierungen immer optimal erwünschten
Zwecken dienen. Es kann Regulierungen geben, die zum reinen Selbst-
zweck verkommen sind, überholten Zielen dienen oder ihre Ziele ver-
fehlen. Auch werden Regulierungen häufig nicht vom Staat als Ver-
walter eines Allgemeininteresses gegen Unternehmen durchgesetzt,
sondern auf Wunsch bzw. in enger Abstimmung mit der Wirtschaft
erlassen. Das kann dazu führen, dass Regulierungen, die eigentlich im
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Namen gesellschaftlich definierter Ziele erlassen wurden, den Interes-
sen der Regulierten mehr dienen als den offiziellen Zielen. So wird
etwa von den Organisationen der freien Berufe (Anwalts- und Steuer-
beratungskanzleien, Architekturbüros, Apotheken etc.) in der EU an-
geführt, die bestehenden hohen Zugangshürden und eine strenge
Berufsaufsicht (z.B. Mindestpreise für Apothekenprodukte, Werbever-
bote für Anwaltsleistungen, Mindestanforderungen an Ausbildung und
Berufserfahrung für die Zulassung zur Selbständigkeit etc.) würden der
Qualitätssicherung der angebotenen Dienstleistungen dienen. Die EU-
Kommission sieht jedoch in den Bedingungen, die den Zugang zu frei-
en Berufen regulieren, vor allem Maßnahmen, die die Etablierten in
diesen Branchen aufgestellt haben, um sich vor Wettbewerb zu schüt-
zen.2

Positive Nebeneffekte von Regulierung
Neben ihrem Beitrag zu gesellschaftlich erwünschten Zielen können
Regulierungen auch eine wirtschaftlich nützliche Funktion für die re-
gulierten Unternehmen erfüllen. Statt der Gewinnerzielung zu scha-
den, können sie sogar dazu beitragen. Eine Deregulierung ist nicht
immer im Interesse des wirtschaftlichen Erfolgs. In vielen Fällen zeigt
sich, dass Regulierungen zur Erreichung gesellschaftlicher Ziele sich auch
als wirtschaftlich vorteilhaft erweisen.3

Ein Beispiel: Besonders in entwickelten Wirtschaftssektoren, in de-
nen die Motivation der Beschäftigten eine große Rolle für den Unter-
nehmenserfolg spielt, ist es entscheidend, dass die Arbeitsbeziehun-
gen von den Beschäftigten als fair betrachtet werden. Diverse Arbeit-
nehmerrechte, Sozialleistungen, Kündigungsschutz, Mitbestimmung am
Arbeitsplatz, Tarif- und Mindestlöhne etwa sorgen für Arbeitszufrie-
denheit und schaffen damit die Voraussetzungen für hohe Eigenmoti-
vation und Kreativität, die in einer modernen, wissensbasierten Wirt-
schaft als Basis des Unternehmenserfolgs gelten. Regulierungen kön-
nen also dazu beitragen, die Legitimität von Arrangements zu sichern,
die für erfolgreiches Wirtschaften wichtig sind.

Einen weiteren positiven ökonomischen Beitrag können Regulierun-
gen dadurch liefern, dass sie als Innovationsanreiz wirken. Aus kurzfri-
stiger Sicht ist es für jedes Unternehmen natürlich am besten, so wenig
wie möglich mit Beschränkungen und Kosten belastet zu sein. Doch in
der Wirtschaftsgeschichte gibt es viele Beispiele, wie gerade auf den
ersten Blick ungünstige Rahmenbedingungen, Belastungen und Ko-
sten für Unternehmen als Anreiz gewirkt haben, Innovationen zu ent-
wickeln. Als wesentliche Eigenschaft von »Unternehmertum« gilt ja
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Kreativität und Erfindungsreichtum. Einen Weg zu finden, aus schwie-
rigen Umfeldbedingungen das Beste zu machen, ja sie zum eigenen
Vorteil zu wenden, ist somit eine berechtigte Anforderung, die Regu-
lierungen an Unternehmen stellen. Hohe Löhne und Arbeitsgesetze,
die Entlassungen erschweren, werden etwa in Deutschland als Fakto-
ren gewertet, die für Innovationsanreize sorgen – Hersteller versuchen
deshalb Produkte mit hoher Qualität zu erzeugen, für die sie hohe
Preise erzielen können, die wiederum ihre höheren Kosten abdecken.
Auch hat sich in vielen Ländern gezeigt, dass strenge Normen für Pro-
duktleistung, Produktsicherheit und Umweltschutz häufig Unterneh-
men zu neuen Ideen für Produkte, Dienstleistungen und Produktions-
verfahren zwingen, die sich dann als Markterfolge erweisen.4

Regulierungen als Marktkoordinationsmaßnahme sind in vielerlei
Hinsicht dem Wettbewerb sehr ähnlich: Wirtschaftlich ist zumindest
kurzfristig für jedes einzelne Unternehmen der Wettbewerb schäd-
lich. Wettbewerb setzt Unternehmen unter Druck, führt meist zu Preis-
senkungen und Gewinneinbußen und ist deshalb für kein Unterneh-
men willkommen. Dennoch ist allgemein anerkannt, dass Wettbewerb
sich zumeist gesamtwirtschaftlich positiv auswirkt, weil er verhindert,
dass Monopole entstehen, die zu hohe Preise verlangen, und weil er
die Unternehmen zu Innovationen zwingt. Das gleiche gilt zumindest
potenziell für Regulierungen: Für ein Unternehmen stellen sie vorerst
eine Belastung dar. Langfristig zwingen sie aber zu Anpassungsleistun-
gen, die sich als wirtschaftlich und gesamtgesellschaftlich günstig er-
weisen können.

Alles in allem sind Regulierungen vielfach notwendig, um schädli-
che Nebenwirkungen des Wirtschaftens zu bekämpfen und um zur
Erreichung gesellschaftlicher Ziele beizutragen. Vielfach wirken sie auch
als Innovationsanreize und tragen so zu unternehmerischem Erfolg bei.

Anmerkungen
1 Frans van Waarden: Market institutions as communicating vessels. Deregulati-

on and changes between economic coordination principles, EUI Working Papers 6/
2002

2 http://www2.jura.uni-halle.de/ibstb/euwettbewerb.pdf
3 Wolfgang Streeck: Beneficial constraints: On the Economic Limits of Rational

Voluntarism, in: J. Rogers Hollingsworth/Robert Boyer (Hrsg.): Contemporary Capi-
talism, Cambridge 1997; Wolfgang Streeck: Educating capitalists, in: Socio-Econo-
mic Review 2 (2004)

4 Michael E. Porter: Nationale Wettbewerbsvorteile, München 1991; Michael E.
Porter/Claas van der Linde: Toward a New Conception of the Environment-Compe-
titiveness Relationship, in: Journal of Economic Perspectives 9/4 (Fall 1995)
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»Je härter der Schilling, die Mark oder der Euro, desto wohlhaben-
der die jeweilige Volkswirtschaft. Eine harte Währung ist Anlass
zur Freude und Ausdruck von Wohlstand.«

Am 18. September 1992 titelte die österreichische Tageszeitung Ku-
rier: »Schilling ist die härteste Währung der Welt«. Die Abwertung der
italienischen Lira im Zuge der Krise des Europäischen Währungssystems
hatte zu einer starken Aufwertung des Schillings geführt. Für einen
Schilling erhielten die ÖsterreicherInnen nicht mehr nur 107 Lire, son-
dern bereits 140 Lire. Gemessen in italienischer Währung waren die
ÖsterreicherInnen tatsächlich reicher geworden. Der Urlaub in Italien
war im Jahr 1993 um mehr als ein Viertel billiger als im Jahr 1991. Und
die ÖsterreicherInnen nutzten die höhere Kaufkraft aus: Die Zahl der
Übernachtungen von österreichischen Gästen in Italien lag im Jahr 1993
bei cirka 1,2 Millionen, das ist etwa ein Drittel, höher als 1991. Für das
gleiche Geld in Schilling konnten deutlich mehr Tage Italienurlaub kon-
sumiert werden, und das stellt ohne Zweifel einen beträchtlichen Wohl-
fahrtsgewinn dar. Auch die Importe von Gütern – etwa Designermöbel
oder Yachten – aus Italien wurden deutlich günstiger.

Die Verbilligung von Importgütern hebt den Wohlstand in einem
Land besonders dann, wenn es sich um Güter handelt, die nicht oder
nur schwer durch Produktion im Inland ersetzt werden können. Das
gilt besonders für Rohstoffe. Ein aktuelles Beispiel: Im Jahr 2003 lagen
die Preise für Rohstoffe auf den Weltmärkten in US-Dollar im Durch-
schnitt um 14% über dem Niveau des Vorjahres. Dies bedeutet eine
Umverteilung von Einkommen aus den rohstoffverbrauchenden in die
rohstoffproduzierenden Länder. Gemessen in Euro sanken die Rohstoff-
preise im Durchschnitt allerdings um gut 3%. Die Ursache: Der Euro
hat im Jahr 2003 gegenüber dem Dollar um 18% an Wert gewonnen.

Die simple Betrachtung der gestiegenen Kaufkraft einer vorhande-
nen Summe von heimischer Währung im Ausland ist allerdings eine
sehr verkürzte Sichtweise. Sie repräsentiert den Blick eines Menschen,
der über ein großes Geldvermögen verfügt, das gemessen in ausländi-
schen Rohstoffen, Gütern und Dienstleistungen nach der Währungs-
aufwertung massiv an Kaufkraft gewonnen hat. Die meisten Menschen
sitzen allerdings nicht auf einem Geldsack und suchen nach dem bes-
ten Zeitpunkt, das Geld im Ausland auszugeben. Die Mehrzahl muss
ihr Einkommen durch Erwerbsarbeit verdienen, und so stellt sich die
Frage, wie die Aufwertung einer Währung auf die Erwerbseinkom-
men bzw. auf das Volkseinkommen einer Volkswirtschaft insgesamt

»Eine starke Währung ist gut«
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wirkt. Diese unterschiedliche Betroffenheit verschiedener Interessen-
gruppen spiegelt sich auch in der öffentlichen Beurteilung des Außen-
werts des Euro. In den Jahren 1999 und 2000 wurde in den Medien die
Schwäche des Euro gegenüber dem Dollar bejammert, heute dominie-
ren die Klagen über den zu starken Euro.

Welche Auswirkungen hat eine Aufwertung der heimischen Wäh-
rung? Sie verteuert die heimischen Exporte auf den Weltmärkten, ohne
dass sich an der Qualität der Produkte oder an den Kosten der Produk-
tion etwas geändert hätte. So lag die Zahl der Übernachtungen italie-
nischer Gäste in Österreich im Jahr 1993 um etwa eine halbe Million,
das ist um 15%, niedriger als 1991. Die Aufwertung des Schilling ge-
genüber der Lira hatte den Österreich-Urlaub massiv verteuert. Die
Schillingaufwertungen zu Beginn der 1990er Jahre haben den heimi-
schen Tourismus in eine Krise gestürzt. Die Zahl der Übernachtungen
von Gästen aus dem Ausland ging um etwa 12 Millionen zurück (1992-
1996), die Einnahmen aus dem Tourismus sanken um 0,9 Mrd. Euro.

Ebenso sinkt bei einer Währungsaufwertung die preisliche Wettbe-
werbsfähigkeit der heimischen Güter auf den Weltmärkten: Sie wer-
den auf den internationalen Märkten im Vergleich zur Konkurrenz im
Ausland teurer. Dies dämpft den Export, führt zu einer Verringerung
der Produktion im Inland und zu einem Verlust von Beschäftigung und
Einkommen. Die dämpfenden Effekte auf das Bruttoinlandsprodukt
sind deshalb höher als der Exportrückgang. Schätzungen im Rahmen
des Eurogrowth-Indikators ergeben z.B., dass die Aufwertung des Euro
gegenüber dem Dollar die Wirtschaft des Euro-Raumes im Jahr 2003
mehr als einen halben Prozentpunkt an Wachstum gekostet hat. Das
zieht Verluste an Beschäftigung nach sich. Die Euro-Aufwertung führt
zu einem Verlust an Produktion von etwa 50 Mrd. Euro.1

Internationale Vergleiche zeigen, dass Volkswirtschaften mit einer
aufwertenden Währung zumindest über ein paar Jahre hinweg Einbu-
ßen bei Export und Produktion und somit beim Wirtschaftswachstum
hinnehmen müssen. Dies dämpft auch die Investitionstätigkeit, sowohl
die heimischen Investitionen, aber auch internationale Direktinvesti-
tionen. Multinationale Konzerne investieren bevorzugt in jenen Län-
dern, deren Unternehmen durch vorangegangene Abwertungen Wett-
bewerbsvorteile errungen haben.2 Anders sieht es bei internationalen
Finanzinvestitionen aus. Ausländische Finanzanleger investieren in Wäh-
rungen, die zukünftig aufwerten könnten. Denn trifft die Erwartung
zu, dann zieht dies hohe Erträge in der Währung der Anleger nach
sich. US-AnlegerInnen, die im Jahr 2002 Wertpapiere in Euro erwor-
ben haben, konnten rein durch Wechselkursveränderungen gemessen
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in US-Dollar einen Gewinn von 25% einstreichen. Währungen, für die
Aufwertungserwartungen bestehen, ziehen Finanzkapital an. Aufgrund
des durch den Zustrom verursachten höheren Kapitalangebots weisen
sie meist auch niedrige langfristige Zinssätze auf.

Die Beurteilung hängt also stark von der ökonomischen Perspektive
des Betrachters ab: Für Finanzvermögensbesitzende ist die Veranla-
gung in einer aufwertenden Währung im Ausland eine positive Sache.
Vor allem dann, wenn sie vorhaben, ihre Mittel wieder für heimische
Dienstleistungen und Güter auszugeben. Hingegen ist die Realwirt-
schaft per Saldo negativ betroffen: Die Produktion von Gütern und
Dienstleistungen und damit die Zahl der Beschäftigten leiden infolge
einer Währungsaufwertung unter einer Verringerung der preislichen
Konkurrenzfähigkeit. Andererseits erweist sich der Versuch, Wettbe-
werbsfähigkeit über laufende Währungsabwertungen zu erringen, als
keine dauerhaft erfolgreiche Strategie. Abwertungen können über
einen Anstieg der Importpreise zu höherer Inflation führen, was die
Verbesserung der preislichen Wettbewerbsfähigkeit wieder verringert
und zu immer neuen Abwertungen zwingen kann.

Mit der Einführung des Euro hat sich die gesamtwirtschaftliche Be-
deutung des Außenwertes der Währung für die EU in jedem Fall dras-
tisch verringert. Über vier Fünftel aller im Euroraum produzierten Gü-
ter und Dienstleistungen werden wieder im Euroraum verbraucht. Nur
ein Fünftel wird exportiert. Auf der anderen Seite wird weniger als ein
Fünftel der im Euroraum verbrauchten Güter und Dienstleistungen
importiert.3 Für die Wohlstandsentwicklung in der EU ist die Entwick-
lung von Einkommen, Nachfrage und Produktion im Binnenmarkt ent-
scheidend. Damit ist die Wirtschaftspolitik der EU für Wachstum und
Beschäftigung wichtiger als der Wechselkurs des Euro.

Der harte Außenwert einer Währung eignet sich nicht als ökonomi-
sches Statussymbol. Es gibt keine einheitliche Betroffenheit durch eine
»harte« oder »weiche« Währung. FinanzvermögensbesitzerInnen, Un-
ternehmen und Lohnabhängige haben unterschiedliche Interessen –
auch in Bezug auf den Wechselkurs der Währung.

Anmerkungen
1 Der Eurogrowth-Indikator schätzt die Entwicklung des BIP im Euro-Raum nach

neun verschiedenen Indikatoren. http://www.euro-frame.org
2 Markus Marterbauer/Ewald Walterskirchen: Gesamtwirtschaftliche Auswirkun-

gen der Konsolidierungspolitik der EU, WIFO Gutachten Wien 1999
3 Europäische Zentralbank: Euro area economy – key characteristics, siehe unter:

http://www.ecb.int/mopo/eaec/html/index.en.html
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»Ein uneingeschränkter Freihandel führt zu Wohlfahrtssteigerungen
für alle beteiligten Länder. Deshalb sollten sich alle Länder entspre-

chend ihrer komparativen Vorteile im Außenhandel spezialisieren.
Auch die optimale Entwicklungspolitik besteht aus Marktöffnung
und freiem Handel.«

»Der beste Weg zu Entwicklung
ist Freihandel«

Die Theorie komparativer Kostenvorteile von David Ricardo ist die ein-
flussreichste Theorie über den Welthandel. Sie behauptet, dass Frei-
handel allen Beteiligten nütze, weil jedes Land aufgrund seiner Stand-
ortausstattung und Produktionsfaktoren zumindest ein Gut besonders
gut produzieren könne. Wenn jedes Land sich auf jene Güter, zu deren
Produktion es die größten Vorteile aufweist, spezialisieren würde und
alle Staaten weltweit freien Handel treiben würden, könnte der inter-
nationale Wohlstand maximiert werden, weil sie so alle die Güter, die
sie brauchen, beim jeweils günstigsten weltweiten Spezialisten bezie-
hen würden. Die Möglichkeit, alle Importe zum günstigsten Preis am
Weltmarkt zu beziehen und umgekehrt jene Waren zu exportieren, in
denen sie selbst am besten sind, würde auch zu besserer Entwicklung
ärmerer Staaten führen, so die Theorie.

Natürlich gibt es unterschiedliche Standortvorteile, und Handel macht
in vielen Bereichen Sinn. Eine völlige Öffnung der Märkte und Spezia-
lisierung auf Güter mit komparativen Vorteilen kann aber Nachteile
mit sich bringen und nicht zu Entwicklung, sondern – ganz im Gegen-
teil – zu Unterentwicklung führen.1

Internationale Arbeitsteilung
Die meisten »Entwicklungsländer« haben komparative Vorteile bei Roh-
stoffen oder land- und forstwirtschaftlichen Produkten. Das spiegelt
sich auch in der internationalen Arbeitsteilung wider: Industrieländer
(EU, USA, Japan) exportieren hochwertige Güter, allen voran Industrie-
güter mit hohem technologischen Input, während die ärmsten Länder
vor allem einfache Güter exportieren. So beträgt etwa der Anteil an
Fertigwaren am Außenhandel Afrikas 3%.2  Die Exporteure einfacher
Güter sind benachteiligt, da die Wertschöpfung (und damit der finan-
zielle Ertrag) ihrer Exportprodukte gering ist und die Preise viel lang-
samer steigen als die von Industriegütern, mitunter sogar sinken.

Eine oft benutzte außenwirtschaftliche Kennzahl sind die »Terms of
Trade« (Austauschverhältnisse). Sie definieren das Verhältnis der Ex-
portgüterpreise zu den Importgüterpreisen. Sie geben an, wie viele
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Importgüter ein Land durch seine Exportgüter erwerben kann, es wird
also ein Wertvergleich zwischen ein- und ausgeführten Waren vorge-
nommen. Seit den 1970er Jahren haben sich die »Terms of Trade« dra-
matisch verschoben. Vor allem Rohstoffe haben im Vergleich zu Fertig-
produkten sehr stark an Wert verloren. Die Terms of Trade von »Non-
fuel-commodities« (Nicht-Öl-Primärgüter) in Relation zu Industriegü-
tern sind von 147 im Jahr 1980 auf 100 im Jahr 1985, auf 80 im Jahr
1990 und auf 71 im Jahr 1992 gefallen – eine Reduktion von 52% in
nur zwölf Jahren.

Ein Bericht der UNCED (Konferenz der Vereinten Nationen zu Um-
welt und Entwicklung) zeigte, dass in Afrika südlich der Sahara von
1980 bis 1989 die Terms of Trade um 28% gefallen sind, was zu einem
Einkommensverlust von 16 Mrd. US-$ allein für das Jahr 1989 führte. In
den 90er Jahren fielen die Primärgüterpreise im Verhältnis zu Indu-
striegütern sogar noch stärker.3

Des weiteren führt die Spezialisierung auf bestimmte landwirtschaft-
liche Produkte zu Monokulturen. Werden Regionen und Länder auf
bestimmte Exportprodukte und Produktionsmethoden festgelegt, ge-
hen damit oft entscheidende Ressourcen zur Produktion für den Bin-
nenmarkt verloren. Die Folge ist eine unzureichende Nahrungsmittel-
versorgung der Bevölkerung, eine Abhängigkeit von einem Export-
produkt, dessen Preis vom Weltmarkt diktiert wird, sowie die Zerstö-
rung der Umwelt. Ein Ausweg aus diesem Teufelskreis ist vor allem
unter Bedingungen des Freihandels schwer möglich. Eigene Industrien
und somit eine Verlängerung der Wertschöpfungskette können bei
offenen Märkten schwer aufgebaut werden, da die Importe der Indu-
strieländer konkurrenzfähiger sind und oft genug auch schon vorhan-
dene Industrien zerstörten.4

Transportkosten
Handel braucht Transport. Das gegenwärtige Ausmaß an Welthandel
und internationaler Arbeitsteilung basiert nicht nur auf Standortvor-
teilen, sondern sehr stark auf der massiven Subvention von Verkehr –
auf Kosten der Umwelt und einer nachhaltigen Entwicklung. Bei voller
Transportkostenwahrheit würde eine Reihe von Preisvorteilen, die der
Außenhandel mit sich bringt, wegfallen, und regionale Produkte wür-
den wettbewerbsfähiger werden. Die Schweiz hat mit rund 50 Cent
pro Kilometer für einen 40-Tonner eine vergleichsweise ehrgeizige Stra-
ßenmaut eingeführt – die Maut in Österreich beträgt durchschnittlich
22 Cent. Laut Schweizer Berechnungen würde bei vollständiger Ko-
stenwahrheit der Kilometer aber 3 bis 4 Euro kosten.5  Ein solcher Preis
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würde einen Teil der Wirtschaft, vor allem Lebensmittel und Rohstof-
fe, regionalisieren.

Geschichte
Das größte Defizit in der Diskussion über das Patentrezept Freihandel
ist, dass historische Entwicklungen ausgeblendet werden. Das Postu-
lat, dass Freihandel und Marktöffnung zu Wachstum und einer nach-
holenden Entwicklung in armen Ländern führen, wird durch die Erfah-
rungen aller heute industrialisierten Länder widerlegt. Kein einziges
der heute industrialisierten Länder hat diese Politik, die Entwicklungs-
ländern durch IWF und Weltbank sowie durch WTO-Abkommen ver-
ordnet wird, in seiner Industrialisierungsphase selbst befolgt.

Die beiden Länder, die in kritischen Phasen ihrer Entwicklung den
stärksten Protektionismus betrieben haben, um ihre Wirtschaft zu ent-
wickeln, sind Großbritannien und die USA. Von 1830 bis zum Ersten
Weltkrieg hielten die USA ihre Zolltarife auf einem Niveau, das zu den
höchsten der Welt gehörte. Erst nachdem die unbestrittene ökonomi-
sche Vorherrschaft gesichert war, wurden die Handelsbeziehungen li-
beralisiert.

Auch die südostasiatischen so genannten Tigerstaaten (Südkorea,
Hongkong, Taiwan, Singapur), die immer wieder als Vorbild für Ent-
wicklung genannt wurden, sind einen ganz anderen Weg gegangen.
Bevor Märkte geöffnet wurden, wurde bewusst die nationale Indu-
strie geschützt und aufgebaut, der Export unverarbeiteter Produkte
war nie das Entwicklungsziel.6  Die jüngeren Erfolge Chinas oder Indi-
ens sind auch nicht auf uneingeschränkten Freihandel, sondern auf
gezielte Industriepolitik zurückzuführen. Die Erfahrungen zeigen, dass
komparative Vorteile nicht naturgegeben und statisch, sondern von
sozioökonomischen, kulturellen und historischen Faktoren bestimmt
sind. Ihre Auswahl und Entwicklung ist wesentlich von politischen Ent-
scheidungen abhängig.

Vom Cambridger Ökonomen Chang wird die jetzige Situation als
»Kicking away the ladder« beschrieben: Entwickelte Länder stoßen die
Leiter (des Protektionismus) um, über die sie selbst geklettert sind. Sie
sind erst zu Befürwortern des Freihandels geworden, als ihre Industri-
en am Weltmarkt wettbewerbsfähig waren, und sie sind es bis heute
nur in jenen Sektoren, wo dies der Fall ist. Von der US-Stahlindustrie
bis zur Landwirtschaft der EU gibt es überall dort keinen Freihandel,
wo er den eigenen Interessen schaden würde. Faktisch geht es also
nicht um Freihandel, sondern um Macht.7

»Der beste Weg zu Entwicklung ist Freihandel«
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Ziel versus Instrument
Export und Freihandel führen nicht automatisch zu Entwicklung und
Wohlstand. Sie sind keine Politikziele an sich. Solche Politikziele an
sich sind beispielsweise nachhaltige Entwicklung, Wohlstand, soziale
Sicherheit, Erhalt der ökologischen Lebensgrundlagen usw. Zu ihrer
Erreichung kann Freihandel – wie Protektionismus – ein Instrument
sein, aber nur unter gewissen Bedingungen. Der Export von einfachen
Gütern kann höchstens ein Teil eines breiteren Entwicklungskonzep-
tes sein, das sicherstellt, dass der Exportsektor mit der lokalen Wirt-
schaft verknüpft ist, die Einnahmen breiten Bevölkerungsschichten
zufließen und in den Aufbau lokaler Wirtschaftsstrukturen sowie in
die Höherentwicklung der Exportwirtschaft gelenkt werden. Um dies
sicherzustellen, braucht es wirtschaftspolitische Regulierungen. Gera-
de diese Handlungsoptionen für eigenständige Wirtschaftspolitik wer-
den aber durch die internationale Politik und multilaterale Abkom-
men, die auf Marktöffnung ausgerichtet sind, massiv eingeschränkt.

Die jeweiligen Vor- und Nachteile von Freihandel und Protektionis-
mus für die wirtschaftliche Entwicklung eines Landes sollten von den
Betroffenen selbst, ohne Druck von außen analysiert werden. Es gibt
kein Patentrezept für Entwicklung für so unterschiedliche Länder wie
China und Haiti. Differenzierte und überlegte Wirtschaftspolitik sollte
einer unqualifizierten und empirisch unhaltbaren Freihandelsideolo-
gie entgegengesetzt werden.

Anmerkungen
1 Kunibert Raffer/Hans W. Singer: The Economic North-South Divide. Six Deca-
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»Wirtschaftspolitik ist Expertensache. ExpertInnen treffen eher objek-
tive Entscheidungen als PolitikerInnen, die sich aus VertreterInnen po-
litischer Parteien rekrutieren. Weil diese vom Volk wieder gewählt
werden müssen, können sie keine objektiv richtigen Entscheidungen
treffen, sondern richten sich danach, was ihre Wiederwahl begünstigt.
Sie bedienen ihre eigenen oder Klientelinteressen, statt effiziente, op-

timale Wirtschaftspolitik im Sinne des Gesamtwohls zu machen.
Deshalb sollten wichtige Entscheidungen von ExpertInnen getrof-
fen werden.«

Unparteiisches Wissen und »objektiv richtige« Lösungsansätze?
In der Argumentation für die Überlassung wirtschaftspolitischer Ent-
scheidungen an ExpertInnen wird vorausgesetzt, dass es unparteiisches
Wissen gibt. Die Menschen, die im Besitz dieses Wissens sind, wären
somit die einzigen, die gesellschaftlich relevante Lösungen finden könn-
ten. Besonders in der Wirtschaftswissenschaft ist die Situation jedoch
nicht so einfach, da es hier verschiedene wissenschaftliche Theorien
mit unterschiedlichen Implikationen gibt. Der Ökonomie-Nobelpreis-
träger Joseph Stiglitz bemerkte dazu: »Bei näherer Betrachtung stellt
sich oft heraus, dass diese ›technokratischen‹ Lösungen eine ideologi-
sche Grundlage haben, keine wirtschaftliche… Wirtschaftspolitik ist
normalerweise nicht in diesem Sinne technokratisch. Dort geht es im-
mer um Abwägungen: Vielleicht hat eine politische Maßnahme zur
Folge, dass die Inflation steigt, dafür sinkt die Arbeitslosigkeit; eine
andere hilft den Investoren, andere den Arbeitnehmern.«1

Daraus geht hervor, dass die Wirtschaftswissenschaft keine Natur-
wissenschaft ist, in der es »objektiv richtige« oder »falsche« Lösungen
geben mag, sondern eine Sozialwissenschaft. Es existieren unterschied-
liche, oft gegensätzliche theoretische Zugänge, aus denen sich völlig
verschiedene wirtschaftspolitische Schlussfolgerungen ergeben. Von
jeder Entscheidung profitieren spezifische Interessen und gesellschaft-
liche Gruppen; daher gibt es keine »objektiv richtigen« Entscheidun-
gen. Vielmehr geht es in der Wirtschaftspolitik um die Frage, welche
Bevölkerungsgruppen profitieren sollen – insbesondere wenn davon
ausgegangen werden muss, dass die finanziellen Mittel begrenzt sind.
Die »effizienteste Lösung« für eine Gruppe kann für eine andere Gruppe
die schlechtesten Ergebnisse liefern.

Auch Entscheidungen, die durch »ExpertInnen« legitimiert wurden,
beinhalten folglich Wertvorstellungen. Wenn ihnen die Lösungen von

»Wirtschaftspolitik sollte den
ExpertInnen überlassen werden«
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wirtschaftlichen Problemstellungen einfach überlassen werden, dann
werden ihre eigenen Werte bzw. die ihrer AuftraggeberInnen in ihre
Entscheidungen einfließen.

ExpertInnen, Lobbying und demokratische Entscheidungen
Das Problem ist somit die fehlende demokratische Grundlage der an-
gewandten Wertvorstellungen. Das Einsetzen von ExpertInnen ist oft
eine Verschleierung von Interessenpolitik: Statt Schutz vor der Durch-
setzung von Klientelinteressen zu bieten, erleichtert die Delegation
von Wirtschaftspolitik an ExpertInnengremien die Beeinflussung durch
Lobbyorganisationen, weil diese abgeschirmten Gruppen leichter zu
beeinflussen sind als eine breite öffentliche Diskussion. Oft tarnt sich
Lobbying auch als Expertentum: Die besten ExpertInnen in einem Sach-
bereich sind meist in diesem Bereich wirtschaftlich tätig bzw. stehen
im Dienst der dort dominanten Unternehmen. Wie unabhängig aber
kann dann ihr Urteil sein?

Der Wissensvorsprung von ExpertInnen erleichtert es, Empfehlun-
gen, die tatsächlich nur einer kleinen zahlungskräftigen Gruppe nut-
zen, als »objektiv richtige« Entscheidungen zu präsentieren.

Gerade wirtschaftspolitische Entscheidungen, die sich direkt auf die
materielle Lebensgrundlage der Menschen auswirken, sollten aber auf
einer anderen Grundlage basieren. Der eigentliche Kern der Demo-
kratie besteht darin, dass Menschen selbst ihr Leben bestimmen kön-
nen; jedoch nicht alleine, sondern im gemeinsamen Dialog. Das setzt
jedoch voraus, dass es nicht wenigen »Wissenden« überlassen wird,
die materiellen Lebensgrundlagen zu bestimmen. Diese sollten viel-
mehr auf möglichst breiter Basis durch die Menschen selbst bestimmt
werden.

Wirtschaftspolitik findet immer unter Unsicherheit statt: Über viele
Wirkungszusammenhänge gibt es unter den verschiedenen ökonomi-
schen Denkschulen keine Einigung, für viele empirische Nachweise feh-
len die Daten, viele Entscheidungen müssen auf der Grundlage bloßer
Prognosen oder Vermutungen über die Zukunft getroffen werden, und
jede Maßnahme erzeugt Gewinner- und VerliererInnen. Unter diesen
Bedingungen kann die Mobilisierung und Einbeziehung des Wissens
und der Meinungen möglichst vieler Beteiligter nur zur Verbesserung
der Entscheidungen beitragen.

Wirtschaftspolitische Entscheidungen und ihre Auswirkungen soll-
ten daher nicht unter Ausschluss der Öffentlichkeit getroffen werden.
Sie sollten stattdessen öffentlich diskutiert werden, damit sich die von
der jeweiligen Entscheidung Betroffenen selbst ein Bild von ihrer Si-
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tuation machen können. Auf Basis dieser Diskussion sollten dann Ent-
scheidungen demokratisch gefällt werden. ExpertInnen haben in die-
sem Prozess durchaus einen Platz: Sie können als BeraterInnen der
Bevölkerung dienen und Raum für Demokratie schaffen.2

Anmerkungen
1 Stiglitz, Joseph; 2003: Misstraut den Technokraten!; in: Der Standard: Kom-

mentar der Anderen; 23.7.2003
2 Charles E. Lindblom: Inquiry and change. The troubled attempt to understand
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»Hohe Lohnkosten sind eine der wichtigsten Ursachen für die Proble-
me auf dem Arbeitsmarkt. Arbeit ist vielfach schlicht zu teuer. Hohe
Löhne und Gehälter behindern zum einen die Wettbewerbsfähigkeit
heimischer Güter auf den Weltmärkten, sie führen zur Verlagerung

der Produktion in Niedriglohnstandorte und zu Arbeitslosigkeit im
Inland. Zum anderen machen hohe Lohnkosten es im Dienstlei-
stungssektor unattraktiv, zusätzliche Beschäftigte einzustellen.«

Lohnkosten sind in Relation zu sehen
Tatsächlich sind die Löhne in der westeuropäischen Industrie, die sich
dem internationalen Wettbewerb zu stellen hat, relativ hoch. Eine Ar-
beitsstunde kostete z.B. im Jahr 2003 in Österreich durchschnittlich
20,6 €. Das ist zwar ein Viertel weniger als in Deutschland, aber fünf-
mal so viel wie in Tschechien oder dreizehnmal so viel wie in Rumäni-
en. Die Arbeitskosten pro Stunde sind seit 1995 in Österreich um 1,6%
pro Jahr gestiegen, im (gewichteten) Durchschnitt der Handelspartner
um 2,6%.1

Die Arbeitskosten von etwa 20 € pro Stunde setzen sich in Öster-
reich aus gut 11 € Leistungslohn und etwa 9 € Lohnnebenkosten zu-
sammen. Mit Lohnnebenkosten von 85% des Leistungslohnes nimmt
Österreich einen Spitzenplatz ein. In der Öffentlichkeit werden des-
halb gerne die hohen Lohnnebenkosten als beschäftigungsfeindlich
dargestellt. Allerdings ergibt sich dieser hohe Wert nur dadurch, dass
in Österreich durch Konvention das 13. und 14. Monatsgehalt (»Ur-
laubs- und Weihnachtsgeld«) zu den Lohnnebenkosten gerechnet wer-
den. Zählt man die beiden fixen Gehaltsbestandteile zum Leistungs-
lohn, so verringert sich die Lohnnebenkostenbelastung auf 57%, das
ist weniger als im EU-Durchschnitt.

Für die Wettbewerbsfähigkeit der heimischen Produktion auf den
Weltmärkten und dem Produktionsstandort sind nicht die Lohnkosten
pro Arbeitsstunde relevant, sondern die Lohnkosten pro erzeugtem
Stück (»Lohnstückkosten«). Wer pro Stunde mehr Stück oder höher-
wertige Güter herstellt, kann sich selbstverständlich auch höhere Löh-
ne leisten. Die Produktivität je Arbeitsstunde in der Industrie ist seit
1995 in Österreich um 4% pro Jahr, bei den Handelspartnern um 2,8%
gewachsen. Deshalb sinken die Lohnstückkosten gegenüber den Han-
delspartnern laufend. Allein seit 1995 beträgt der Rückgang der Lohn-
kosten pro erzeugtem Stück gegenüber den Handelspartnern 15%.
Die österreichische Industrie gewinnt laufend an Wettbewerbsfähig-
keit.2  Jene in Deutschland ebenso.

»Arbeit ist zu teuer«
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Die Lohnkosten sinken allerdings nicht nur in der Industrie im Ver-
hältnis zu den Handelspartnern, sondern auch generell im Verhältnis
zur heimischen Produktion. In der österreichischen Wirtschaft sind die
inflationsbereinigten Lohnstückkosten seit 1995 um etwa 9% gesun-
ken, seit 1980 um 18%. Die Kosten für Arbeit haben sich im Verhältnis
zum Wert der hergestellten Güter und Dienstleistungen deutlich ver-
ringert. Arbeit wird immer billiger. Ein ähnliches Bild zeigt sich für
Deutschland. Die inflationsbereinigten Lohnstückkosten sind in der
Gesamtwirtschaft seit 1980 um 15% gesunken, seit 1995 um 6%.

Der Rückgang des Preises für Arbeit, gemessen in produzierten Gü-
tern und Dienstleistungen, erfolgt in den letzten 25 Jahren spiegel-
bildlich zum Anstieg der Arbeitslosigkeit. Dies lässt darauf schließen,
dass es nicht der Preis für Arbeit war, der die Entwicklung auf dem
Arbeitsmarkt stark gedämpft und die Beschäftigten in den Lohnver-
handlungen geschwächt hat. Der Rückgang der Lohnstückkosten
schlägt sich  auch im Rückgang des Lohnanteils am gesamten Volksein-
kommen nieder. Die bereinigte Lohnquote3  ist etwa in Deutschland
von 75% (1980) auf 68% (2001) gesunken. In Österreich sank die berei-
nigte Lohnquote von 70% auf 59%. Im Gegenzug ist vor allem der
Anteil der Vermögenseinkünfte kräftig gestiegen.4

Niedrigere Löhne, mehr Beschäftigung?
Für die Gesamtwirtschaft fehlt jeder Hinweis darauf, dass zu hohe Lohn-
kosten generell mit negativen Effekten auf dem Arbeitsmarkt verbun-
den sind. In der »neoklassischen« Wirtschaftstheorie findet sich die
Vorstellung, dass eine Verbilligung der Arbeitskräfte dazu führt, dass
Unternehmen für manche Arbeiten wieder mehr Menschen statt Ma-
schinen einsetzen und so die Beschäftigung steigt. In der wirtschaftli-
chen Praxis ist allerdings vor allem in der Sachgütererzeugung schwer
vorstellbar, dass Unternehmen eine veraltete Technologie einsetzen,
nur weil Arbeit etwas billiger wird. Die meisten menschlichen Arbei-
ten sind mit Technologien gekoppelt, ihr Einsatz kann also nur gleich-
zeitig ausgeweitet bzw. reduziert werden: Mehr Informatiker brau-
chen mehr Computer, nicht weniger.5

Darüber hinaus sind Löhne nur ein Kostenfaktor unter vielen, der in
seiner Bedeutung für die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen nicht
überschätzt werden sollte. Im verarbeitenden Gewerbe etwa macht
der Anteil der Löhne an den Gesamtkosten nur etwa ein Fünftel aus.6

Eine erhebliche Senkung der Löhne bringt also nur relativ geringe Ein-
sparungen bei den Gesamtkosten.

»Arbeit ist zu teuer«
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Sonderfall Dienstleistungen
Jedoch kann in einzelnen Dienstleistungssegmenten, in denen Arbeits-
kosten den Hauptanteil der Produktionskosten ausmachen, nicht aus-
geschlossen werden, dass die Arbeitskräftenachfrage durch hohe Ar-
beitskosten gedämpft wird. Dies ist weniger die Folge hoher Leistungs-
löhne (diese sind im Dienstleistungssektor deutlich niedriger als in der
Industrie) als der Form der Finanzierung der Familienförderung und
der Gemeinden über eine Belastung des Faktors Arbeit: In Österreich
werden 4,5% der Lohnsumme jedes Unternehmens als Beitrag zum
Familienlastenausgleichsfonds und 3% der Lohnsumme als Kommu-
nalsteuer eingehoben. Durch diese Finanzierungsform werden die Ar-
beitskosten von ungenügend Qualifizierten im Dienstleistungsbereich
(wo die Möglichkeit zur Produktivitätssteigerung gering ist) stark er-
höht. Dies kann zu negativen Beschäftigungswirkungen führen.

Eine Lösung des Problems relativ hoher Lohnkosten im Bereich un-
genügend qualifizierter Arbeitskräfte sollte nicht durch eine Senkung
des niedrigen Lohnes erfolgen, sondern durch eine Reform der Lohn-
summensteuern.

Allerdings muss auch die Frage gestellt werden, ob tatsächlich »Ar-
beit um jeden Preis« geschaffen werden soll. Auf gewisse Formen der
Beschäftigung, die nur bei sehr niedrigen Kosten entstehen, sollten
hochentwickelte Volkswirtschaften aus Gründen der sozialen Stabili-
tät und der Gerechtigkeit  verzichten können: Von Löhnen sollen die
Menschen ja auch leben können. Denn wäre möglichst viel Beschäfti-
gung, egal zu welchen Arbeits- und Entlohnungsbedingungen, das Ziel,
dann wäre letztlich die Sklavenwirtschaft die beste Wirtschaftsform.

Löhne: Nicht nur Kosten, sondern auch Kaufkraft
Heute werden in der öffentlichen Debatte Löhne oft ausschließlich als
Kostenfaktoren für die Unternehmen gesehen. Lohnsenkungen füh-
ren in dieser Sichtweise zu einer Verbesserung der wirtschaftlichen Lage,
weil sie es für Unternehmen attraktiver machen, Leute einzustellen.
Dabei werden wesentliche wirtschaftliche Zusammenhänge übersehen.
Lohnsenkungen führen nur unter der Voraussetzung zu mehr Produk-
tion und Beschäftigung, dass die Nachfrage nach den Produkten da-
von nicht negativ betroffen ist. Das ist vor allem beim Export der Fall:
Geringere Lohnkosten pro erzeugtem Stück verbessern die Wettbe-
werbsfähigkeit, die daraus resultierenden sinkenden Preise führen zu
höherer Nachfrage im Ausland und somit höherer Produktion im In-
land. Kein Land lebt allerdings nur vom Export. In den außenhandels-
orientierten Volkswirtschaften Deutschlands und Österreichs werden
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36% bzw. 52% aller erzeugten Güter und Dienstleistungen exportiert.
Geringere Lohnstückkosten können in der Exportwirtschaft positive
Auswirkungen auf Produktion und Beschäftigung haben, Arbeitslo-
sigkeit wird quasi exportiert. Allerdings werden ab einem gewissen
Punkt andere Staaten darauf reagieren und Handelsbarrieren zur Ab-
wehr der »Dumping-Importe« errichten oder ebenfalls die Löhne sen-
ken, worauf ein Lohnsenkungswettlauf in Gang kommt, der allen scha-
det. Die anderen Inlandsbranchen, die den überwiegenden Teil der
Gesamtwirtschaft bilden, haben ihre Kundschaft im Inland. Sie sind
darauf angewiesen, dass Inlandskunden, also vorwiegend Lohnemp-
fängerInnen, genügend Kaufkraft haben, um ihnen ihre Produkte und
Dienste abzukaufen. Wenn die Löhne gesenkt werden, um den Export
zu erhöhen, fehlt kaufkräftige Nachfrage im Inland.

Betrachtet man die Wirtschaft der gesamten EU, so geht nur gut ein
Zehntel aller im Binnenmarkt erzeugten Güter und Dienstleistungen
in den Export, neun Zehntel werden im Binnenmarkt selbst wieder
verbraucht. Lohnsenkungen können hier vor allem den Effekt haben,
dass sie die verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte reduzie-
ren und so zu einem Rückgang der Konsumnachfrage führen. Diese
macht mehr als die Hälfte der Gesamtnachfrage aus. Niedrigere Kon-
sumausgaben verschlechtern auch die Absatzerwartungen der Unter-
nehmen und damit die Investitionen. Lohnsenkungen erweisen sich
für die Europäische Union als gefährliche Strategie. Sie führen zu ei-
nem Rückgang der Nachfrage und einem Verlust an Arbeitsplätzen.

Anmerkungen
1 Alois Guger: Internationale Lohnstückkostenposition 2003 wechselkursbedingt

verschlechtert, in: WIFO-Monatsberichte 2004, 77 (9)
2 Markus Marterbauer/Ewald Walterskirchen: Bestimmungsgründe der Lohnquo-

te und der realen Lohnstückkosten, in: WIFO-Monatsberichte 2003, 76 (2)
3 Eine Verschiebung der Anteile von Löhnen und Profiten am Volkseinkommen

zwischen zwei Zeitpunkten kann zwei Ursachen haben: Entweder dass mittlerwei-
le einige Angestellte zu Selbständigen geworden sind bzw. umgekehrt. Oder dass
sich die Löhne weniger gut entwickelt haben als die Profite bzw. umgekehrt. Für
eine Analyse der Verteilungsverhältnisse ist der zweite Effekt maßgeblich – zu
diesem Zweck wird die »bereinigte Lohnquote« herangezogen, die den ersten
Effekt herausrechnet.

4 Markus Marterbauer/Ewald Walterskirchen: Determinanten der Entwicklung
der Lohnquote und der realen Lohnstückkosten, WIFO Gutachten 2002

5 Eckehard F. Rosenbaum: Die Rhetorik der Reformlegenden, in: Blätter für deut-
sche und internationale Politik 3/2004

6 Deutsche Bundesbank: Zur Indikatorqualität unterschiedlicher Konzepte des
realen Außenwerts der D-Mark, in: Monatsbericht November 1998

»Arbeit ist zu teuer«



52 M

»Die hohe Arbeitslosigkeit in den EU-Staaten ist auf mangelnde Flexi-
bilität und Verkrustungen am Arbeitsmarkt zurückzuführen. Seht euch
den hoch flexiblen und stark deregulierten Arbeitsmarkt der USA an,

dann erkennt ihr die Wirkungen der Überregulierung der europäi-
schen Arbeitsmärkte: Die Arbeitslosigkeit in den USA liegt schließ-
lich bereits seit Jahren konstant unter dem Niveau der EU.«

Im Detail wird unter dem Sammelbegriff »mangelnde Flexibilität des
Arbeitsmarktes« Folgendes behauptet:
■ Gesetzliche Kündigungsschutzbestimmungen würden verhindern,

dass Unternehmen ihre Beschäftigung ausweiten;
■ die Leistungen der Arbeitslosenversicherung reduzieren angeblich

den Eifer der Arbeitslosen bei der Jobsuche und verlängern dadurch
die durchschnittliche Arbeitslosigkeit und

■ die Lohnfestsetzung über Kollektivverträge, ausgehandelt zwischen
Gewerkschaften und Unternehmensverbänden, führe zu überhöh-
ten Löhnen.

Dazu ist erstens anzumerken, dass es kein einheitliches europäisches
Arbeitsmarktmodell gibt und dass die Arbeitsmarktlage der einzelnen
EU-Staaten sehr unterschiedlich ist. So lag etwa im Jahr 2003 die Ar-
beitslosenquote1 in Österreich (4,3%) und Dänemark (5,6%) trotz kol-
lektiver Lohnfestsetzung und gut ausgebauter Arbeitslosenversiche-
rung unter jener in den USA (6%), während sie in Spanien (11,3%) und
Italien (8,6%) deutlich darüber lag. Den Grund für die derzeit höhere
Arbeitslosigkeit in Europa (EU-15: 8,1%) darin zu suchen, dass die Re-
gulierungen strenger seien als in den USA, ist auch insofern nicht nach-
vollziehbar, als vor 1990 die Arbeitslosenquote in Europa deutlich un-
ter jener der USA lag – zu einem Zeitpunkt, der sich gegenüber dem
Jahr 2003 eher durch mehr als durch weniger Regulierungen am Ar-
beitsmarkt auszeichnet. Was hingegen zu der schlechteren Arbeits-
marktperformance Europas gegenüber den USA beigetragen hat, sind
andere Bereiche der Wirtschaftspolitik: In der EU ist in den 1990er Jah-
ren sowohl die Budgetpolitik als auch die Geldpolitik restriktiver ge-
worden. Die Staaten haben Sparanstrengungen unternommen und die
Notenbanken die Zinsen hoch gehalten. Diese makroökonomischen
Faktoren sind die wichtigsten Ursachen für Arbeitslosigkeit.2

»Arbeitslosigkeit entsteht durch zu
wenig Flexibilität am Arbeitsmarkt«
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Wie bedeutsam ist der Kündigungsschutz tatsächlich?
Was den Kündigungsschutz angeht, so erweist sich dieser im Vergleich
der USA mit Deutschland nicht als die entscheidende Variable. Empiri-
sche Untersuchungen3  kommen zu dem Ergebnis, dass Unternehmen
in den USA auf schlechte wirtschaftliche Zeiten vor allem mit Entlas-
sungen reagieren, während in Deutschland vielfach nur die Arbeits-
zeit der Beschäftigten gekürzt wird. Der Gesamteffekt aus Kündigun-
gen und Kurzzeitarbeit ist in den USA nur wenig stärker als in Deutsch-
land. Ähnliches wurde auch bei einem Vergleich zwischen Spanien und
Italien analysiert.4 Viele europäische Unternehmen ziehen es offenbar
vor, Kündigungen zu vermeiden. Der Grund liegt vermutlich darin, dass
sie ihre Beschäftigten längerfristig halten wollen, wodurch sich z.B.
betriebliche Ausbildungsmaßnahmen eher rechnen. Auch die Bereit-
schaft von Beschäftigten, sich betriebs- oder branchenspezifisches
Know-how anzueignen, wird mit der Dauer des Beschäftigungsverhält-
nisses zunehmen.

Gesetzliche Kündigungsschutzbestimmungen machen im Konjunk-
turaufschwung die Einstellung von neuen Arbeitskräften für Unter-
nehmen weniger attraktiv, da die zukünftige Auslastung und damit
auch die Rentabilität der Neueinstellungen ungewiss ist. Andererseits
wird aber im Abschwung die Kündigung von Arbeitskräften erschwert,
sodass sich der Effekt auf die Arbeitslosigkeit über den Konjunkturzy-
klus theoretisch auch ausgleichen kann: Menschen werden zwar weni-
ger leicht eingestellt, aber auch weniger leicht entlassen. Welche Wir-
kung unterm Strich überwiegt, lässt sich nur empirisch prüfen. Ent-
sprechende Untersuchungen zeigen sogar einen negativen Zusammen-
hang zwischen Arbeitslosigkeit und Kündigungsschutzbestimmungen,
d.h. in Ländern mit strengerem Kündigungsschutz ist die Arbeitslosig-
keit niedriger.5 Dies ist möglicherweise auch auf einen positiven Effekt
von Kündigungsschutzbestimmungen auf die Neueinstellungen zurück-
zuführen: Wenn die Beschäftigten Kündigungsschutz genießen, sobald
sie einmal angestellt sind, verwenden Unternehmen mehr Sorgfalt auf
Neueinstellungen.

Im internationalen Vergleich fällt das Ausmaß der Kündigungsschutz-
bestimmungen in Österreich oder Deutschland nicht besonders auf: In
einem Ranking der OECD z.B. liegen beide Länder nicht im obersten
Drittel.6 Außerdem beschäftigen viele Unternehmen ihre Angestellten
nur befristet. In Deutschland hat mittlerweile etwa jede/r Dritte einen
befristeten Arbeitsvertrag. Auch spricht die Tatsache, dass in Deutsch-
land jedes Jahr etwa 7 Millionen Menschen ihren Job verlieren, wäh-
rend gleichzeitig eine ähnlich große Zahl von Erwerbslosen  wieder
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eine Stelle findet, gegen das Argument vom Kündigungsschutz als Fle-
xibilitätsbremse.7

Auch bestehen verzerrte Vorstellungen über das tatsächliche Aus-
maß der Inanspruchnahme von Kündigungsschutzbestimmungen wie
Klagen gegen betriebsbedingte Kündigungen, die in Deutschland im
Zuge der Agenda 2010 vereinfacht wurden: Erstens erfolgt nur etwa
ein Drittel aller Kündigungen durch die Unternehmen, der Rest durch
die Beschäftigten selbst. Und gerade einmal 11 bis 15% dieser arbeit-
geberseitig Gekündigten erhebt dagegen Klage, so die Ergebnisse ei-
ner Befragung aus dem Jahr 2003. Die mit diesen Prozessen verbunde-
nen Kosten stellen möglicherweise für einen Kleinbetrieb im konkre-
ten Fall eine Belastung dar, volkswirtschaftlich betrachtet ist ihre Be-
deutung allerdings sehr zu relativieren.8

Ist die Arbeitslosenversicherung schuld an der Arbeitslosigkeit?
Häufig wird argumentiert, dass höheres Arbeitslosengeld bzw. länge-
re Bezugsmöglichkeit von Arbeitslosenunterstützung dazu führt, dass
Arbeitslose freiwillig längere Zeit arbeitslos bleiben und »es sich in der
sozialen Hängematte bequem machen«. Da die Leistungen der Arbeits-
losenversicherung in den europäischen Ländern über jenen in den USA
liegen, sei dies mit ein Grund für die höhere Arbeitslosigkeit in Europa.

Dazu ist zu bemerken, dass sich die Länder der EU bezüglich ihrer
Arbeitslosen-Versicherungssysteme deutlich voneinander unterschei-
den. Gerade in den südlichen Ländern, die mit hoher Arbeitslosigkeit
zu kämpfen haben, wird  weniger als die Hälfte aller ArbeitnehmerIn-
nen überhaupt von der Arbeitslosenversicherung erfasst; es dürfte also
schwerfallen, den Arbeitslosenversicherungsleistungen die Schuld an
der Höhe der Arbeitslosigkeit zuzuschreiben. Die Behauptung, dass
Arbeitslose durch den Bezug von Arbeitslosen-Versicherungsleistungen
als sichere Alternative zu einem Job »unrealistische« Lohnforderun-
gen entwickeln und dadurch länger als notwendig freiwillig arbeitslos
bleiben, kann zumindest für Deutschland nicht bestätigt werden. Un-
tersuchungen zeigen, dass die Leistungshöhe der Arbeitslosenversiche-
rung keine Rolle für die Dauer der Arbeitslosigkeit spielt. Tatsächlich
suchen Arbeitslose, die Arbeitslosengeld beziehen, intensiver nach ei-
ner neuen Stelle als jene ohne Ansprüche.9

Neben dem Argument der sozialen Sicherheit ist ein ausgebautes
Arbeitslosenversicherungssystem auch deshalb sinnvoll, weil es einen
Schutz vor einem Qualifikationsverlust bietet: Die meisten Arbeitslo-
sen verfügen aufgrund ihrer Ausbildung und/oder beruflichen Erfah-
rung über bestimmte Qualifikationen, deren Erwerb auch mit Kosten
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verbunden war. Vielfach trägt der Staat die finanziellen Kosten dieser
Qualifizierungen durch seine Bildungsausgaben. Je geringer die Lei-
stungen der Arbeitslosenversicherung ausfallen und je weniger lang
diese bezogen werden können bzw. je strenger die Zumutbarkeitsbe-
stimmungen definiert werden, desto höher ist der Druck auf Arbeits-
lose, schnell einen Job anzunehmen. Damit sinkt die Wahrscheinlich-
keit, dass dieser Job auch dem Qualifikationsprofil der/des Arbeitssu-
chenden entspricht. Wenn Arbeitslose Jobs annehmen, die nicht ihrer
Qualifikation entsprechen, dann waren die Ausgaben für ihre Ausbil-
dung umsonst. Allein schon aus diesem Grund ist es sinnvoll, Arbeitslo-
sen Zeit zu geben, um sich einen Job zu suchen, der ihrer Qualifikation
entspricht, statt sie schnell zur Annahme der nächstbesten freien Stel-
le zu zwingen.

Die in Deutschland zuletzt durchgeführten Reformen der Arbeitslo-
senversicherung (Hartz IV), die auf eine Senkung der Ersatzleistungen
abzielten, zeigen auch, dass einseitige Maßnahmen nicht das Problem
der Arbeitslosigkeit beseitigen können. Durch die massiven Kürzun-
gen sind Arbeitslose bereit, auch sehr gering entlohnte Jobs anzuneh-
men; nur ist das Angebot an Jobs eben nicht gestiegen, da für die
Unternehmen nicht nur die Kosten der Arbeit, sondern auch die Ab-
satzmöglichkeiten der von der zusätzlichen Arbeitskraft produzierten
Güter bei der Einstellungsentscheidung ausschlaggebend sind – und
die werden durch Lohnsenkungen nicht besser.

Lohnbildungsprozesse und Arbeitslosigkeit
Ein ebenfalls oft genanntes Argument lautet, Löhne sollten nicht durch
Kollektivvertragsverhandlungen zwischen Gewerkschaften und Unter-
nehmensverbänden für ganze Branchen festgelegt werden, sondern
auf betrieblicher Ebene oder noch darunter (z.B. durch individuelle
Verhandlungen zwischen Beschäftigten und Unternehmen). Damit soll
den Unternehmen mehr Flexibilität eingeräumt werden, betriebliche
Sonderfaktoren bei der Lohnsetzung zu berücksichtigen. Letztlich sol-
len dadurch die Löhne gekürzt oder ihr Anstieg verringert werden.

Die Dezentralisierung der Lohnsetzungsprozesse hätte eine klare
Verschiebung von Verhandlungsmacht zur Folge. ArbeitnehmerInnen
wissen oft nicht genau, wie hoch der branchenübliche Lohn ist oder
wie sich die Ertragslage der Unternehmen entwickelt. Auf betriebli-
cher Ebene ist die Belegschaft bei Lohnverhandlungen auch der Dro-
hung mit Standortverlagerungen viel stärker ausgesetzt als bei Ver-
handlungen für die gesamte Branche. Bestehen aber so ungleiche Vor-
aussetzungen zwischen Tarifparteien, ist nicht zu erwarten, dass durch
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Verhandlungen ein ausgewogenes Ergebnis erzielt werden kann. Eine
Reihe von empirischen Untersuchungen zeigt, dass eine koordinierte
Lohnsetzung, die über Betriebs- oder Sektorgrenzen hinausgeht (sie-
he die Flächentarifverträge in Deutschland), tendenziell Arbeitslosig-
keit senkt.10  Denn in solchen Fällen können die Verhandlungspartner
nicht nur die Situation in ihren eigenen Betrieben, sondern auch ge-
samtwirtschaftliche Umstände (wie etwa das Niveau der Arbeitslosig-
keit) besser berücksichtigen. Außerdem gibt es längst individuelle Ge-
staltungsspielräume in den Kollektivverträgen in Deutschland und
Österreich, so genannte Öffnungsklauseln u.ä., die Unternehmen in
besonderen Umständen große Spielräume eröffnen, vom Ergebnis der
Kollektivvertragsverhandlungen abzuweichen.11

Abschließend ist zu sagen, dass alle diese Maßnahmen auf ein gerin-
geres Lohnwachstum hinauslaufen, obwohl keineswegs erwiesen ist,
dass niedrigere Löhne zu mehr Beschäftigung führen (siehe den My-
thos »Arbeit ist zu teuer«, S. 48ff.). Das Gegenteil lässt sich am Beispiel
Deutschlands zeigen, wo trotz moderater oder sogar negativer Wachs-
tumsraten der Löhne die Arbeitslosigkeit in den letzten Jahren auf
unverändert hohem Niveau stagnierte.

Dass staatlich verordnetes Lohndumping nicht zu einer Verringerung
der Arbeitslosigkeit führt, zeigen die im Rahmen der Hartz-Reformen
neu geregelten Minijobs. Zwar sind die Beschäftigungsverhältnisse
unter diesem Titel stark angestiegen, aber es kam dabei hauptsächlich
zu einer Verdrängung bereits bestehender Arbeitsplätze; so erledigen
etwa Personen mit Ein-Euro-Jobs in gemeinnützigen Organisationen
Aufgaben, die davor an andere Unternehmen ausgelagert wurden.
Außerdem gehen nun hauptsächlich SchülerInnen, StudentInnen oder
RentnerInnen einer Zusatzbeschäftigung in Form eines Minijobs nach,
Arbeitslose werden dadurch kaum wieder in den Arbeitsmarkt inte-
griert.12
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»Wir leben in einer Leistungsgesellschaft: Unterschiede in Einkommen

und gesellschaftlichem Status sind keine ungerechtfertigten Un-
gleichbehandlungen, sondern berechtigtes Ergebnis von Leistungs-
unterschieden: Wer mehr verdient, hat einfach mehr geleistet.«

Auch wenn mitunter zugestanden wird, dass das Bild von der Leistungs-
gesellschaft nicht ganz der Realität entspricht, wird sie zumindest als
Ideal dargestellt, nach dem Motto »Leistung muss sich wieder lohnen«.
Ein genauerer Blick auf den Leistungsbegriff enthüllt, dass er mehr-
deutig ist, innere Widersprüche aufweist und eher den Charakter ei-
ner Rechtfertigung als den einer Beschreibung unserer Gesellschaft hat.

»Anstrengung wird belohnt«
Die gesellschaftliche Hierarchie zwischen hohen und niedrigen Einkom-
men gilt als Ausdruck unterschiedlicher Leistungsniveaus. Im Leistungs-
prinzip ist aber ein unausgetragener Dualismus enthalten: Wird Leis-
tung nach der Anstrengung oder nach dem Ergebnis der Anstrengung
beurteilt? Die zwei fallen nicht notwendig zusammen, denn nicht jede
Anstrengung führt zu erwünschten Ergebnissen, und nicht jedes er-
wünschte Ergebnis erfordert Anstrengung.1

Wie sieht es mit der Entlohnung nach Leistungsanstrengung aus?
Heute finden die anstrengendsten Arbeiten oft unter prekären Bedin-
gungen statt und sind am schlechtesten bezahlt, während die erfül-
lendsten Tätigkeiten vielfach zu den bestbezahlten gehören. Anstren-
gung ist also offensichtlich kein Kriterium für die Lohnhöhe. Der Markt
bewertet nämlich in Abhängigkeit von Marktmacht, Angebot und
Nachfrage, also eher ergebnisorientiert. Leistungsanstrengungen, die
am Markt gering oder gar nicht bewertet werden, erhalten weder
entsprechende Anerkennung noch Entlohnung, insofern kann man den
Markt nur sehr bedingt als »Leistungsmaßstab« bezeichnen. Erst hin-
zutretende Regulationen (Gesetze, Kollektivverträge, firmeninterne
Gehaltsschemata und Beförderungsvorschriften etc.) machen in man-
chen Bereichen »Leistungsadäquanz« der Entlohnung zum Thema.2

Wen diese Regeln wie begünstigen, ist vor allem eine Frage der Ver-
handlungsmacht.

Immer wieder sind Verschiebungen in den Einkommensunterschie-
den in der Bevölkerung zu beobachten, ohne dass Veränderungen in
den Leistungen festgestellt werden können.

Die Lohnhöhe hat also vor allem mit der Verhandlungsmacht der
Beschäftigten zu tun. Wenn diese Verhandlungsmacht sinkt, können
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die Löhne ganzer Gruppen fallen, ohne dass sich an ihren Leistungen
etwas geändert hätte.

In den USA z.B. hat sich die Ungleichheit in Löhnen und Einkommen
in den letzten 30 Jahren erhöht. Zwischen 1973 und 1993 ist der Durch-
schnittslohn in den USA trotz steigender Produktivität gesunken.3 Das
zeigt sich auch in Europa: So sind etwa zwischen 1986 und 1999 in
Deutschland die Unterschiede zwischen Reichen und Nicht-Reichen in
Qualifikation und Arbeitszeit zurückgegangen, die Einkommensdiffe-
renzen haben dagegen zugenommen.4

Dafür wurden vielfältige Gründe genannt: Ein Anstieg der Nachfra-
ge nach höher qualifizierten Beschäftigten im Zuge einer immer »wis-
sensintensiveren« Produktion ließ deren Löhne steigen, während die
Nachfrage nach unqualifizierten Arbeitern und damit deren Löhne
gleich blieben oder gar sanken (etwa weil manuelle Produktion zu-
nehmend in Niedriglohnländer verlagert wurde). Im gleichen Zeitraum
sank auch der gewerkschaftliche Organisationsgrad und damit die
Verhandlungsmacht der auf Gewerkschaften besonders angewiesenen
niedrig Qualifizierten gegenüber ihren Unternehmen. Zudem wurde
etwa in den USA in den 1980er Jahren der Mindestlohn von der Regie-
rung bewusst nicht angehoben, wodurch Niedrigqualifizierte gegen-
über Höherqualifizierten und deren zum Teil steigenden Löhnen ins
Hintertreffen gerieten. Auch reagierten Unternehmen auf die Wirt-
schaftskrise der 1970er Jahre mit Restrukturierungen, die in Abbau
und Auslagerung insbesondere niedrig qualifizierter Tätigkeiten zu
schlechteren Bedingungen resultierten.

All diese Faktoren wirkten sich dämpfend auf die Löhne der Betrof-
fenen aus. Gleichzeitig versucht das Management überall, die Arbeit
zu intensivieren. Es kann also davon ausgegangen werden, dass sich
die von den Beschäftigten erbrachte Leistung gleichzeitig gezwunge-
nermaßen flächendeckend erhöht hat.

Folglich sind nicht Leistungen, sondern Rahmenbedingungen die
zentrale Bestimmungsgröße für die Löhne: Nachfrage am Arbeitsmarkt,
gesetzliche Regelungen, Gewerkschaftsstärke, soziale Normen, Unter-
nehmensstrategien etc. beeinflussen die Verhandlungsmacht der be-
troffenen LohnempfängerInnen. Verändert sich letztere, verändern sich
auch die Löhne. Diese Rahmenbedingungen sind je nach Zeitraum und
Land unterschiedlich.5

In den letzten Jahren ist  verstärkt die Ausbreitung des »Superstar«-
Prinzips zu beobachten: Immer mehr Märkte (etwa der Arbeitsmarkt
für Top-Führungskräfte) ähneln denen des Spitzensports und des Kunst-
geschäfts. Schon kleinste Leistungsdifferenzen schlagen sich in riesi-
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gen und wachsenden Einkommensdifferenzen nieder: Ein paar Stars
erhalten Riesensummen und lassen die Konkurrenz in der »zweiten
Liga« weit zurück, ohne dass sich signifikante Unterschiede in der Leis-
tung der Betroffenen feststellen lassen.6

»Die Bewertung der Arbeit ist Ausdruck ihres Nutzens«
Wenn Anstrengung also kein Kriterium für Lohn und Einkommen ist,
drückt sich das Leistungsprinzip dann vielleicht darin aus, dass nach
den Ergebnissen gemessen wird?

Wenn der Lohn eine äquivalente Entschädigung in Höhe des Werts
des Arbeitsergebnisses wäre, würde der Kapitalismus nicht funktionie-
ren – dann gäbe es nämlich keinen Mehrwert, Basis des Gewinns. Für
Unternehmen macht der Betrieb nur dann einen Sinn, wenn die Kos-
ten, die ihnen durch Löhne entstehen, unter den Erlösen liegen, die sie
mit dem Verkauf der Produkte erzielen, die ihre Beschäftigten herstel-
len. Der Lohn bemisst sich also nicht nach dem Wert des Produkts der
Arbeit, ist keine nachträgliche gerechte Verteilung der Beute nach
gemeinsamer Anstrengung. Sondern der Lohn wird in Verhandlungen
zwischen Beschäftigten und Unternehmen festgelegt, und nur wenn
der ausverhandelte Lohn auf einem Niveau liegt, der gewinnträchti-
gen Verkauf der mit der zugekauften Arbeit hergestellten Produkte
erhoffen lässt, nehmen Unternehmen die Produktion auf. Bedingung
für die Rentabilität der Produktion ist jedenfalls, dass der Lohn unter
dem Wert der Arbeit liegt.7

Das häufig genannte Argument, dass sich in der Entlohnung einzel-
ner MarktteilnehmerInnen die Zahlungsbereitschaft der Kundschaft
widerspiegelt, höhere Einkommen somit Ausdruck einer Art demokra-
tischen Abstimmung über den gesellschaftlichen Nutzen der dafür ge-
leisteten Arbeit sind, ist unplausibel. Denn da die Geldmittel für Kon-
sumausgaben höchst unterschiedlich verteilt sind, hat nicht jeder Kon-
sumwunsch die gleiche Chance, sich durch einen Kaufakt Gehör zu
verschaffen. »Wer zahlt, bestimmt«, könnte man somit sagen, mehr
nicht.

Gegen die Behauptung, der Wert einer Leistung bemesse sich nach
dem spezifischen Beitrag, den sie für die Gesellschaft erbringt, lässt
sich auch einwenden, dass häufig erst die hohe Entlohnung eine Tätig-
keit wertvoll erscheinen lässt – ein Wert ergibt sich erst durch gesell-
schaftliche Festlegung, und diese wandelt sich im Zeitablauf.8
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»Hierarchien entstehen durch Leistungsunterschiede«
Es sind nicht Leistungsunterschiede, die zu Hierarchien und Karriere-
positionen führen. Hierarchien gibt es auch unabhängig davon, ob sich
Leistungsunterschiede feststellen lassen oder nicht. Das Bestehen von
Hierarchien macht es dann notwendig, Menschen einzustufen und auf
Positionen zu verteilen. Und das erst zieht den Bedarf nach sich, unter
den zur Auswahl stehenden Kandidaten einigen das Attribut »leistungs-
stark« zu verleihen und so Führungspositionen und gut bezahlte Stel-
len zu besetzen.9 Selbst wenn alle Menschen identische Leistungsni-
veaus hätten, gäbe es im Kapitalismus Hierarchien: Vorgesetzte und
Untergebene, Arm und Reich, Angesehene und Verachtete.

»Lohnunterschiede sind notwendig, um Anreize zu setzen«
Lohnunterschiede zwischen Lohnabhängigen auf unterschiedlichen
Hierarchiestufen werden vielfach damit gerechtfertigt, dass die Aus-
sicht auf die mit einem Aufstieg verbundene bessere Bezahlung Leis-
tungsanreize setzt und dass höhere Einkommen für Führungskräfte
und UnternehmenseigentümerInnen eine notwendige Entschädigung
für deren höhere Verantwortung darstellen.

Für die Attraktivität eines Arbeitsplatzes ist aber nicht (nur) die Lohn-
höhe entscheidend, sondern (auch) die Arbeitszufriedenheit, die mit
der geforderten Anstrengung, dem berufsbedingten Status und Ein-
fluss und vielen anderen Dingen zusammenhängt. Viele dieser Aspek-
te machen die am besten bezahlten beruflichen Positionen auch zu
den attraktivsten. Experimente zeigen, dass die interessantesten Auf-
gaben am wenigsten durch Geld entschädigt werden müssen, um Leu-
te zu motivieren. Bei uninteressanten Arbeiten bedarf es hingegen
des Zwangs oder der Entschädigung.10 Es ist daher unwahrscheinlich,
dass es ohne Lohnunterschiede nicht möglich wäre, verantwortungs-
volle Positionen zu besetzen und dass in diesem Fall alle Menschen aus
Mangel an Anreizen nur noch einfache manuelle Arbeiten verrichten
wollten. Bestehende Lohn- und Einkommensungleichheiten sind nicht
mit ihrer Anreizfunktion zu rechtfertigen.

»Hierarchien sind aus Effizienzgründen notwendig«
Vorhandene Hierarchien in Unternehmen und damit einhergehende
Entlohnungsunterschiede werden auch mit Effizienz begründet: Klare
Befehlsstrukturen führen demnach zu besseren ökonomischen Ergeb-
nissen. Bei der Wahl von Produktionstechnologien in Unternehmen
zeigt sich jedoch häufig, dass Unternehmen weniger effiziente Tech-
nologien wählen, wenn diese dafür eine bessere Überwachung und
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Kontrolle der MitarbeiterInnen zulassen. Hierarchien in Unternehmen
bestehen also im Interesse der Einkommenssicherung der Unterneh-
mensleitung und nicht aus Effizienzgründen. Folglich sind sie auch nicht
Ausdruck von Leistungsunterschieden.11

»Leistung ist individuell zurechenbar«
Die Messung individueller Leistung am Arbeitsplatz ist in einer stark
arbeitsteiligen Gesellschaft schwierig bis unmöglich. Die Produktivität
einer Einzelperson hängt immer von ihrem Umfeld ab, und die mei-
sten Leistungen kommen in Teamarbeit zustande. Der Anteil einzel-
ner Teammitglieder am Ergebnis ist vielfach de facto nicht feststell-
bar.12

»Herkunft spielt keine Rolle«
Würde nur die Leistung für gesellschaftliches Fortkommen zählen, dann
dürften Unterschiede im Einkommen und Status nicht auf Vorteilen
beruhen, die aus Geburt und Herkunft stammen. Es müsste »Chancen-
gleichheit« herrschen: Alle müssten die gleichen Ausgangsbedingun-
gen haben, und diejenigen, die an die Spitze kommen, wären dann
eben die Besten.

Es zeigt sich aber überall, dass sozial besser Situierte eine viel besse-
re Chance auf die Erlangung von Spitzenpositionen in der Gesellschaft
haben. Ungleiche materielle Startvoraussetzungen und soziale Hürden
im Bildungsbereich und am Arbeitsmarkt machen Personen mit weni-
ger begütertem Hintergrund den gesellschaftlichen Aufstieg schwer.

Die internationale Pisa-Studie der OECD zum Vergleich nationaler
Bildungssysteme zeigt, wie die Schule etwa in Deutschland als soziales
Selektionsinstrument wirkt und Kindern von Begüterten weitaus häu-
figer höhere Abschlüsse ermöglicht, während sie sozial Schwache sys-
tematisch aussiebt.13

Nach der Ausbildung setzt sich die soziale Selektion am Arbeitsmarkt
fort: Eine Untersuchung der Lebensläufe von 6500 Promovierten ver-
schiedener Jahrgänge der Fachbereiche Technik, Recht und Wirtschaft
in Deutschland ergab, dass die soziale Herkunft hauptausschlaggebend
für den Aufstieg in Spitzenpositionen ist. Schon die Promotion stellt
für Leute mit sozial wenig begünstigter Herkunft eine hohe Hürde
dar. Doch selbst danach haben Promovierte aus dem gehobenen Bür-
gertum eine um 50% größere Chance auf eine hohe Führungsposition
mit entsprechendem Einkommen als AbsolventInnen aus den Reihen
der breiten Bevölkerung. In den 400 Spitzenunternehmen hat gerade
einmal jedes 200. Arbeiterkind aus der Riege der Promovierten eine
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Topposition erreicht. Entscheidendes Besetzungskriterium für Führungs-
positionen ist offensichtlich weniger die Qualifikation oder Leistung,
sondern vielmehr die Abstammung, die sich in der Verankerung in ein-
flussreichen Bekanntschafts-Netzwerken und im »Habitus« bemerkbar
macht: intime Kenntnis der Benimmcodes; breite, über das Schulwis-
sen hinausgehende Allgemeinbildung; unternehmerisches Denken so-
wie vor allem persönliche Souveränität. Alles Dinge, die nicht Teil des
offiziellen Lehrplans sind, sondern Ergebnis der Sozialisation im »rich-
tigen« Umfeld. Davon begünstigt sind Leute mit gutbürgerlichem Hin-
tergrund, die mit dem Milieu der Elite und seinen Regeln vertraut sind.14

In die Forbes-Liste der reichsten BürgerInnen der USA waren Ende
der 1990er Jahre 42% aufgrund einer Erbschaft gelangt. 6% hatten
eine kleinere Erbschaft ausgebaut, 21% kamen aus reichem oder groß-
bürgerlichem Hintergrund.15

Neben der Fortschreibung sozialer Ungleichheiten gibt es auch Pri-
vilegierungen und Diskriminierungen nach geschlechtlichen und eth-
nischen Zuschreibungen. Statt »gleichem Lohn für gleiche Leistung«
findet systematische Diskriminierung statt.

In Österreich liegt das Jahreseinkommen von Frauen um rund ein
Drittel unter dem der Männer.16 Die Stundenlöhne von Frauen liegen
im EU-Schnitt um rund 15% unter denen der Männer, in Deutschland
und Österreich beträgt der Abstand rund 20%.17

Das liegt zum Teil daran, dass gut bezahlte Jobs und Führungsposi-
tionen offenbar eine vorwiegend männliche Domäne sind, während
Frauen häufig in Niedriglohnbereichen arbeiten. Ein Grund unter an-
deren dafür ist, dass Frauen häufiger teilzeitbeschäftigt arbeiten und
mehr Karriereunterbrechungen aufweisen als Männer (was wiederum
mit der asymmetrischen Verteilung von Hausarbeit und Kinderbetreu-
ung zu tun hat). Doch auch wenn man all diese Faktoren berücksich-
tigt, bleiben noch immer Lohnunterschiede.18

Der Anteil des Lohnunterschieds zwischen den Geschlechtern, der
weder durch Arbeitszeitunterschiede, Branchenzugehörigkeit, Alter,
Qualifikation, Berufserfahrung etc. erklärt werden kann, sondern of-
fenbar reine Diskriminierung widerspiegelt, wird international auf
durchschnittlich 30% geschätzt,19 für Österreich gibt es Schätzungen
von bis zu 66-81%.20

Aber nicht nur zwischen Frauen und Männern gibt es bemerkens-
wert große Einkommensunterschiede: Es wird geschätzt, dass ein männ-
licher Arbeitnehmer aus der Gruppe der typischen »Gastarbeiterlän-
der« (Türkei, ehemaliges Jugoslawien) brutto in Österreich nur rund
zwei Drittel des Jahreseinkommens eines Inländers, eine ausländische
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Arbeitnehmerin cirka drei Viertel des Einkommens einer Österreiche-
rin erhält. Als Ursachen für diese Verdienstunterschiede gelten neben
der hohen Konzentration ausländischer Männer in Saisonbranchen
(Bauwesen, Landwirtschaft, Tourismus) und der damit verbundenen
niedrigeren durchschnittlichen Beschäftigungsdauer pro Jahr sowie dem
niedrigeren Anteil an Angestellten auch ein generell niedrigerer Stun-
denlohn für ausländische Beschäftigte.21

Auch Schwarze in den USA  haben im Schnitt eine geringere Ausbil-
dung und weniger Berufserfahrung als Weiße, aber selbst wenn man
diese Faktoren berücksichtigt, verdienen sie immer noch weniger. Zwi-
schen Anfang der 1970er und Ende der 1990er Jahre hat sich der Ein-
kommensabstand zwischen Schwarzen und Weißen mit demselben Aus-
bildungsstand sogar von 11 auf 18% erhöht. Afro-AmerikanerInnen
sind in Industrien konzentriert, in denen Beschäftigung und Lohnni-
veau sinken. Diskriminierung in der Schule, am Wohnungsmarkt und
am Arbeitsmarkt wirken hier verstärkend zusammen.22

Viele wirtschaftlich und gesellschaftlich notwendige Leistungen
werden überhaupt unbezahlt erbracht, allen voran Hausarbeit und
Subsistenzproduktion. Laut einer Schätzung des United Nations De-
velopment Programme betrug der Wert unbezahlter Arbeit Anfang
der 1990er Jahre weltweit jährlich 16 Billionen US-Dollar, das entspricht
etwa 70% des Welt-Outputs. Rund zwei Drittel dieser Arbeit wird von
Frauen geleistet.23 Dass der Lohn für diese Arbeiten gleich Null ist, liegt
wohl weder an mangelnder Leistung der Betroffenen noch an man-
gelndem Bedarf für diese Tätigkeiten.

Auf der anderen Seite gibt es vergleichsweise hohe Einkommen aus
Vermögen wie Miete, Zins- und Aktienerträgen, bei denen es äußerst
schwer fällt, ihr Aufkommen mit Leistung zu begründen.24

Beide, unbezahlte Hausarbeit und Vermögenseinkommen, zeigen
sehr deutlich, wie die Bewertung von Arbeit wenig mit Leistung, aber
viel mit gesellschaftlichen Konventionen, Macht und Aushandlungs-
prozessen zu tun hat.
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»Die Bedrohung der heimischen Arbeitsplätze durch die EU-Osterwei-
terung ist nicht von der Hand zu weisen. Die größte Rolle spielen die
geringeren Lohnkosten in unseren neuen EU-Nachbarstaaten Ungarn,
Slowenien, Slowakei, Tschechien und Polen. Aufgrund der großen Dif-
ferenzen in den Lohnkosten ist es unrentabler, in den Hochlohnlän-

dern Deutschland und Österreich zu investieren und entsprechend
attraktiv, die Produktion in die mittel- und osteuropäischen Nach-
barländer zu verlegen.«

Über die »externe« Bedrohung durch die geringeren Lohnkosten in
den neuen EU-Staaten wird in der Wirtschaftspresse laufend berich-
tet.1 Im Inland ist man der Entwicklung scheinbar hilflos ausgeliefert.2

Wie schaut es mit dieser »Bedrohung«  tatsächlich aus?
Der wirtschaftliche Aufholprozess in Mittel- und Osteuropa (MOE)

in den vergangenen zehn Jahren sowie die enge Verflechtung Öster-
reichs und Deutschland mit diesen Ländern hat drei Integrationseffek-
te mit sich gebracht: Erstens kam mit der ökonomischen Öffnung und
Transformation dieser Länder eine neue Konkurrenz für die Unterneh-
men der alten EU auf. Zweitens erschlossen sich für die heimischen
Unternehmen aber auch große neue Absatzmärkte, welche aufgrund
des zunehmenden Wohlstandes dieser Länder weiter wachsen wer-
den. Drittens ergeben sich durch die EU-Erweiterung neue Spezialisie-
rungsmöglichkeiten, welche die Erstellung von vielen Produkten kos-
tengünstiger machen. Dadurch verbessert sich auch die Marktstellung
des Produktes bzw. des Unternehmens auf den Weltmärkten.

Konkurrenz, Absatzmärkte und Spezialisierungsmöglichkeiten
Der aufgrund dieser drei Teileffekte sich ergebende gesamtwirtschaft-
liche Nettoeffekt wird sowohl für Österreich als auch für Deutschland
eindeutig positiv beurteilt. In Österreich wurden die zusätzlichen Wachs-
tumseffekte der Ostöffnung (1989-2003) auf +3,6% geschätzt, jene des
EU-Beitritts der betreffenden Staaten (2005-2010) werden für Öster-
reich auf +0,8%, jene für Deutschland auf +0,6% geschätzt.3 Damit
verbunden ist etwa in Österreich ein Zuwachs an Beschäftigten von
2,6% (das sind 77.000 Arbeitsplätze) in den Jahren 1989-1997 bzw.
1,1% (das sind 34.000 Arbeitsplätze) in den Jahren 2000-2008. Die
Wachstumseffekte der Erweiterung werden relativ gering prognosti-
ziert, da die positiven Integrationseffekte zum überwiegenden Teil
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bereits in der Periode 1989-2003 erzielt werden konnten. Für Deutsch-
land wird der Nettoeffekt von Ostöffnung und -erweiterung ebenfalls
positiv eingeschätzt, wenngleich nur halb so hoch wie für Österreich.
Die positiven Effekte ergeben sich vor allem aufgrund der Nähe zu
den neuen Beitrittsländern, wodurch geringere Transportkosten für
den Handel und geringere Transaktionskosten für die Durchführung
von Direktinvestitionen anfallen. Nicht nur aufgrund der geografischen
Nähe, sondern auch aufgrund alter historischer und kultureller Ver-
bindungen sowie generell guter Kontakte auf politischer, ökonomi-
scher und kultureller Ebene bereits vor 1989 ergaben sich für Öster-
reich, aber auch für Deutschland, gute Ausgangsbedingungen, welche
intensiv genutzt wurden. Die Marktpositionen der österreichischen
Exporte sowie die Marktanteile der österreichischen Direktinvestitio-
nen in mittel- und osteuropäischen Staaten sind überdurchschnittlich
hoch. In der gesamten bisherigen Periode 1989-2003 wurden dabei
Handelsbilanzüberschüsse erzielt,4 womit sich für Österreich beträcht-
liche positive Beschäftigungseffekte ergeben.5 Die Situation für Deutsch-
land ist generell sehr ähnlich, wenngleich die Wachstums- und Beschäf-
tigungseffekte für Österreich deutlicher ausfallen.

Die Öffnung und Integration der mittel- und osteuropäischen Nach-
barstaaten hat für österreichische wie deutsche Unternehmen auch
beträchtliche Spezialisierungsmöglichkeiten eröffnet. Die internatio-
nale Arbeitsteilung wurde somit forciert, wodurch Produkte billiger
hergestellt werden konnten. Diese Spezialisierung zeigt sich insbeson-
dere in einem Anstieg des Intra-Firmen-Handels zwischen Mutterun-
ternehmen in Deutschland und Österreich mit deren Tochterunterneh-
men in mittel- und osteuropäischen Staaten.6 Diese Vertiefung der ver-
tikalen Arbeitsteilung verbessert aber auch die Wettbewerbsposition
der heimischen Unternehmen. Somit wird ein größeres Angebot von
kostengünstigerer Produktion auf den internationalen Märkten mög-
lich. Die österreichische Exportstatistik zeigt diese Entwicklung deut-
lich: So ist der österreichische Marktanteil an den gesamten OECD-Ex-
porten zwischen 1994 und 2002 um knapp 20% gestiegen.7

Die Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der
österreichischen Exportwirtschaft fällt somit genau in jene Zeit, in wel-
cher die Anpassungseffekte der Ostöffnung am stärksten gewesen sind.

Nicht nur Gewinner, sondern auch Verlierer
Nicht übersehen werden darf jedoch, dass es in diesem Integrations-
prozess aufgrund des forcierten strukturellen Wandels neben einer
Vielzahl an Gewinnern auch beträchtliche Gruppen, Branchen und
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Regionen von VerliererInnen gegeben hat und gibt. Auf Branchen-
ebene waren dies insbesondere arbeitsintensive Bereiche mit gerin-
gen Qualifikationsanforderungen. Auf makroökonomischer Ebene ist
diese Periode gekennzeichnet durch eine verbesserte Ertragsentwick-
lung sowohl der österreichischen Unternehmen selbst als auch jener
ihrer Tochterunternehmen in Mittel- und Osteuropa.8 Demgegenüber
fiel die Lohnentwicklung in dieser Periode relativ bescheiden aus. Ins-
gesamt ergab sich auch eine deutliche Verbesserung der Lohnstückkos-
ten der Unternehmen zwischen 1989 und 2001.9 Aufgrund der großen
Produktivitätsunterschiede zwischen Österreich und seinen mittel- und
osteuropäischen Nachbarstaaten konnten die Lohnkostendifferenzen
überkompensiert werden, wodurch Österreich 2002 sogar geringere
Lohnstückkosten aufweist als Ungarn und Polen: »Die Lohnstückkos-
ten (Lohnkosten je erzeugter Einheit) der heimischen Industrie sind
nicht nur deutlich niedriger als jene der deutschen Konkurrenz, son-
dern liegen auch unter jenen der ungarischen und polnischen Indu-
strie… Österreichs Industrie konnte ihre kontinuierlich steigende Pro-
duktivität nutzen, um den Standortnachteil der hohen Lohnkosten
auszugleichen«.10 Während die gesamte Wirtschaft Österreichs und
Deutschlands von der Ostöffnung enorm profitiert hat, ist die Vertei-
lung der Gewinne vorwiegend zugunsten der Unternehmen gegan-
gen. Negative Effekte für einzelne Gruppen haben also ihre Ursache
nicht in der Ostöffnung selbst, sondern in der asymmetrischen Vertei-
lung der Gewinne, die aus der Integration gezogen wurden.

Steuern, Arbeitszeiten und Löhne
Selten findet man heute noch eine Diskussion oder einen Artikel zur
EU-Osterweiterung, in welchem nicht die niedrigeren Löhne und Steu-
ern sowie die größere Arbeitszeitflexibilität der Staaten Mittel- und
Osteuropas auch für Österreich und Deutschland eingefordert werden.
Immer wird dabei das Gespenst der sich verschlechternden Wettbe-
werbsfähigkeit Österreichs wie Deutschlands an die Wand gemalt. Die
Fakten zeigen hingegen generell ein ganz anderes Bild: Sinkende Lohn-
stückkosten und verbesserte Exportanteile am Weltmarkt machen deut-
lich, dass sich die Ostöffnung in den vergangenen 15 Jahren sehr posi-
tiv auf die Unternehmen in den westlichen Nachbarstaaten ausgewirkt
hat. Neue und stark wachsende Märkte sowie gut genutzte Speziali-
sierungsmöglichkeiten haben sowohl die Ertragslage als auch die Ein-
kommensverteilung zugunsten der Unternehmen verbessert. Es wird
somit deutlich, dass die ständig geforderte Lohn- und Steuersenkung
sowie die eingemahnte Erhöhung der Flexibilität bei den Arbeitszei-
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ten stärker propagandistischer Natur sind, denn einer ökonomischen
Notwendigkeit entspringen.

Die »Zuwanderungsflut« bleibt aus
Trotz des Beitritts der mittel- und osteuropäischen Länder zur EU be-
steht für Migrationswillige aus diesen Staaten bislang kein freier Zu-
gang zum Arbeitsmarkt in den westlichen Nachbarstaaten, da Deutsch-
land, Österreich und andere Staaten siebenjährige Übergangsfristen
verhängt haben, in denen dieser Zugang eingeschränkt wird. Basis die-
ser Regelung ist die Befürchtung, dass andernfalls ein Zustrom von
arbeitswilligen Zuwanderern und Pendlern beginne, der insbesondere
die Arbeitsmärkte in den Grenzregionen überlasten würde und Lohn-
druck und Arbeitslosigkeit nach sich zöge. Es gibt starke Indizien, dass
diese Erwartung völlig übertrieben ist.11 Studien ergeben, dass für die
deutschen Grenzregionen im Durchschnitt ein Pendleraufkommen von
ungefähr 2% der örtlichen Bevölkerung erwartet werden kann, was
nicht höher als das inländische Pendleraufkommen wäre. Auch die Ef-
fekte permanenter Zuwanderung wären gesamtwirtschaftlich voraus-
sichtlich marginal. Statt der befürchteten »Überschwemmung« ist mit
einer eher geringen Zuwanderung zu rechnen, die sich noch dazu über
einen längeren Zeitraum verteilt sowie kontinuierliche Rückwande-
rung erwarten lässt. Für die gesamte EU rechnet die Europäische Kom-
mission mit 1,1 Millionen Zuwanderern aus den neuen Beitrittsstaaten
innerhalb von fünf Jahren. (Zum Vergleich: Zwischen 1945 und 1995
wanderten etwa in die Bundesrepublik Deutschland insgesamt 20 Mil-
lionen Personen ein.) Ein Großteil davon plant nach einigen Jahren
wieder zurückzukehren. Prognosen für höhere Zuwanderung gehen
von der falschen Annahme aus, dass die Lohnunterschiede zwischen
West und Ost allein schon ein Auslöser für Migration wären.

Selbst wenn man das Recht auf Mobilität ausblendet und Migration
nur aus der Perspektive der Nützlichkeit für das Zielland betrachtet,
ergibt sich aller Voraussicht nach ein positiver Effekt, ausgelöst durch
die Erweiterungsinvestitionen, die der Bevölkerungszuwachs auslöst,
die Konsumnachfrage der Zuwanderer und die Beiträge der vorwie-
gend jungen Zuwanderer für die Sozialversicherungssysteme.

Trotz der positiven gesamtwirtschaftlichen Effekte des EU-Beitritts
der neuen Mitgliedstaaten ist es möglich, dass einzelne Regionen und
Beschäftigtengruppen am Arbeitsmarkt negativ betroffen sind. Das liegt
aber daran, dass kein Mechanismus installiert wird, um die Verlierer-
gruppen an den gesamtwirtschaftlichen Gewinnen zu beteiligen und
somit für ihre Verluste zumindest zu kompensieren. Die nun verhäng-
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ten befristeten Zuwanderungsbeschränkungen, deren Haupteffekt sein
dürfte, die Zuwanderungswilligen vom offiziellen Arbeitsmarkt aus-
zuschließen und  sie in illegale Beschäftigungsverhältnisse zu verdrän-
gen (denn einreisen dürfen sie ja, nur nicht legal arbeiten – siehe den
Mythos »Zuwanderungskontrollen und -gesetzte schützen den Arbeits-
markt«, S. 75ff.), sind dafür bestimmt nicht die optimale Lösung.
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/europa.eu.int/comm/employment_social/employment_analysis/report/ex_
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Arbeits-Mythen



71M»Wirtschaftswunder und Wiederaufbau
haben wir aus eigener Kraft geschafft!«
»Dass Deutschland und Österreich heute zu den reichsten Staaten der
Welt gehören, hat viel mit der Verbreitung von Tugenden wie Fleiß
und Arbeitseifer hierzulande zu tun. Insbesondere das ›Wirtschafts-
wunder‹ verdankt sich vor allem der Einsatzbereitschaft und Emsigkeit

der ›Aufbaugeneration‹ beim Wiederaufbau nach dem Krieg. Die
Armut in anderen Staaten dagegen liegt vorwiegend daran, dass
die dortige Bevölkerung weniger arbeitsam und fleißig ist.«

Wirtschaftlicher Erfolg und die Abhängigkeit von anderen
Unbestritten ist der Einsatz menschlicher Arbeitskraft zentraler Faktor
der Wertschöpfung. Und die Arbeit am Wiederaufbau in Europa war
zweifelsfrei entbehrungsreich.1

Dennoch sind das Motivationsniveau, der Arbeitsfleiß und Konsum-
verzicht einer Bevölkerung nur drei unter sehr vielen Faktoren, die zu
wirtschaftlichem Wohlstand beitragen. Viele der entscheidenden Fak-
toren liegen nicht oder nur bedingt im Einflussbereich der arbeiten-
den Bevölkerung. So waren es insbesondere auch externe Vorausset-
zungen, die nichts mit der Arbeitsamkeit der heimischen Bevölkerung
zu tun hatten, die dem Wiederaufbau zum Erfolg verhalfen. Die so
genannte Dependenztheorie2 hat darauf hingewiesen, dass die Armut
einzelner Staaten vor allem eine Frage ihrer Stellung im internationa-
len System ist und weniger mit Dingen zu tun hat, die in ihrer eigenen
Verantwortung liegen: Manche Staaten erhalten Investitionen und
Marktzugang aus starken Staaten, mit Hilfe derer sie auch eigene Stär-
ken ausbauen können. Andere werden auf dem Status von günstigen
Rohstofflieferanten oder ausgelagerten Billiglohn-Werkstätten gehal-
ten, wieder andere überhaupt ignoriert. Ohne Kapitalzufuhr von au-
ßen, Marktlücken und Abnehmer auf den Weltmärkten stehen die
Chancen auf ein »Wirtschaftswunder« sehr schlecht. Ohne günstige
Umfeldfaktoren ist alle Arbeit vergeblich.

NS-Kriegsindustrie und Zwangsarbeit als Fundamente
Die Basis für den Wiederaufbau in Deutschland und Österreich bilde-
ten die zur NS-Zeit errichteten Unternehmen. Die NS-Führung hatte
die großdeutsche Industrie in Form einer Art »Militär-Keynesianismus«
einem Modernisierungsschub unterzogen und massiv in den Grund-
stoff- und Investitionsgütersektor investiert, vorwiegend um Kriegsaus-
rüstung zu erzeugen. Diese wurden nach dem Krieg von Kriegs- auf
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Zivilwirtschaft umgestellt und in exportorientierte Industrien, vorwie-
gend für den westeuropäischen Markt, verwandelt. Die Umorientie-
rung von einer kriegswirtschaftlichen zu einer zivilen Nutzung der
meisten Anlagen nach 1945 funktionierte, denn ein wesentlicher Teil
blieb trotz Kriegszerstörungen und Demontagen weiterhin nutzbar.
Wo Kriegsschäden auftraten oder Bauten durch die Kriegshandlun-
gen unterbrochen waren, konnte die Wiederinstandsetzung bzw. Fer-
tigstellung auf brauchbaren Fundamenten aufbauen.

Diese Basis war mit »externer Hilfe« gelegt worden: Der massive
Einsatz von Zwangsarbeit leistete bei der Errichtung der NS-Kriegsin-
dustrie einen entscheidenden Beitrag. Insgesamt waren während des
Zweiten Weltkriegs 13,5 Mio. ZwangsarbeiterInnen (ausländische Zi-
vilarbeiterInnen, Kriegsgefangene und KZ-Häftlinge) im Deutschen
Reich eingesetzt. Auf dem Höhepunkt des Krieges, 1944, machten sie
mit 7 Millionen 26,5% aller Beschäftigten aus.3

Davon kamen 700.000 im heutigen Österreich zum Einsatz.4 Auch
dort wurde in der NS-Zeit die Basis für viele Industrieflaggschiffe der 2.
Republik gelegt. Vor allem im Bereich der Grundstoffindustrie führten
Industriegründungen zu Kriegszwecken während der NS-Zeit zu einem
Industrialisierungsschub, vorwiegend in Oberösterreich und anderen
westlichen Bundesländern. Der im Hinblick auf Kriegführungszwecke
eingerichtete Schwerindustrie-Schwerpunkt wurde nach 1945 beibe-
halten und bildete die Basis der weitgehend verstaatlichten Industrie
des Nachkriegs-Österreich. Prominente Beispiele sind die VÖEST (Ver-
einigte Österreichische Eisen- und Stahlwerke AG, früher: Hermann
Göring Werke), das Speicherkraftwerk Kaprun, die Aluminiumhütte
Ranshofen und die Zellwollefabrik Lenzing.5

Die Rolle des (Marshall-)Plans
Die Bedürftigkeit des kriegsgeschädigten Westeuropas nach 1945 traf
auf den günstigen Umstand, dass die USA ein politisches und wirtschaft-
liches Interesse daran hatten, Europa wieder aufzubauen. Einerseits
sollte ein starker Gegenpol zum Realsozialismus errichtet werden, an-
dererseits benötigte man einen aufnahme- und zahlungsfähigen Markt
für die eigenen Exporte und Investitionen. Aufgrund dieser Überle-
gungen setzten die USA den »Marshallplan« (auch European Recovery
Program – ERP) um, der den westeuropäischen Staaten dringend be-
nötigte Finanzmittel in Form von Darlehen und Zuwendungen zur
Verfügung stellte. Der Marshallplan war der zentrale Rettungsanker,
mit dessen Hilfe sich die finanziell darnieder liegende westdeutsche
und österreichische Wirtschaft wiederaufrichten konnte. Importierte

Arbeits-Mythen



73M

Waren (sowohl Lebensmittel als auch Investitionsgüter) wurden von
der US-Regierung bezahlt, der Mark- bzw. Schillinggegenwert aus dem
Verkauf der Hilfsgüter wurde einem Sonderkonto in inländischer Wäh-
rung gutgeschrieben und stand für Investitionszwecke zur Verfügung.
Zwischen 1948 und 1952 wurden von den USA insgesamt rund 12,4
Milliarden Dollar im Rahmen des Marshallplans bereitgestellt. Davon
flossen 1,5 Milliarden Dollar nach Westdeutschland.6 Österreich erhielt
unter allen Empfängerstaaten die zweithöchste Summe an Marshall-
plan-Hilfe pro Kopf, zeitweise in Höhe von 10% des BIP,7 davon einen
außergewöhnlich hohen Anteil in Form von Zuschüssen statt rückzahl-
baren Krediten. Insgesamt erhielt Österreich zwischen 1945 und 1955
ausländische Hilfsgüter im Wert von – je nach Quelle – zwischen 900
Mio. und 1,6 Mrd. Dollar.8 So konnte trotz geringer Sparquote im In-
land schon in den ersten Nachkriegsjahren ein umfassender Wieder-
aufbau finanziert werden.9 In Österreich flossen zwischen 1948 und
1951 32% der gesamten ERP-Gelder an die VÖEST. Durch staatlich nied-
rig gehaltene Preise von Stahl wurden auch andere Branchen indirekt
subventioniert. Die auf diesem Umweg der Privatwirtschaft zugeflos-
senen Mittel zwischen 1950 und 1968 werden auf  8,5 Mrd. öS ge-
schätzt. Aus den in Fonds angelegten Marshallplan-Geldern wurden
noch über Jahrzehnte verbilligte Unternehmenskredite vergeben.10

Demgegenüber werden die Reparationsleistungen an die Alliierten
oft überschätzt. Sie nahmen weitgehend die Form von Demontagen
und Entnahmen aus laufender Produktion an, deren ökonomischer Wert
wenig bedeutend war und deren Ausmaß außerdem bis 1949 auf ein
Viertel der ursprünglichen Liste reduziert wurde (genaue Zahlen lie-
gen nicht vor).11

Was finanzielle Aspekte betraf, wurde Westdeutschland ein gigan-
tischer Schuldennachlass gewährt: 1953 wurde auf der Londoner Kon-
ferenz der Gläubigerstaaten beschlossen, die Auslandsschulden in Höhe
von 30 Mrd. DM auf 50% zu reduzieren.12

Nur durch diese günstigen Voraussetzungen war es möglich, dass in
Westdeutschland das Bruttoanlagevermögen trotz Demontagen und
Entschädigungszahlungen bereits 1948 um 14% höher lag als 1935
und in Österreich das reale Bruttoinlandsprodukt pro Kopf bereits 1949
das Niveau von 1937 überstieg. Am Ende der Wiederaufbauperiode
1954 hatte das inflationsbereinigte Bruttoinlandsprodukt in Österreich
151% des Werts von 1937 erreicht.13

Insgesamt profitierte die wirtschaftliche Nachkriegsentwicklung in
Westdeutschland und Österreich also wesentlich sowohl von den un-
ter beträchtlichem Einsatz von Zwangsarbeit errichteten Industrie-
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fundamenten der NS-Zeit als auch von der Nachkriegsordnung mit ih-
rem US-Finanzhilfeprogramm und dem dadurch ermöglichten Wachs-
tum der westlichen Industriestaaten, das auf Exporten und Investitio-
nen basierte.14 Eine prosperierende Weltwirtschaft war und bleibt vor
allem für exportorientierte Staaten wie Deutschland und Österreich
eine wesentliche wirtschaftliche Erfolgsbedingung.
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»In Industriestaaten wie Deutschland und Österreich bestehen zu Recht
Kontrollen für die Zuwanderung, und für Menschen mit ausländischer
Staatsbürgerschaft gelten Sondergesetze in den Bereichen Aufenthalt,

Arbeit, Soziales und politischer Rechte. Nur dadurch wird ein Zu-
strom von Arbeitskräften verhindert, der zu Lohndumping und
Arbeitslosigkeit am heimischen Arbeitsmarkt führen würde.«

»Zuwanderungskontrollen und -gesetze
schützen den Arbeitsmarkt«

In diesem Mythos spiegelt sich nicht nur eine wohlstandschauvinisti-
sche Betrachtungsweise, die die Perspektive heimischer Arbeitskräfte
über jene von Menschen aus dem Ausland stellt. Auf ähnliche Weise
wurde früher vielfach vor einer verstärkten Beteiligung von Frauen
am Arbeitsmarkt mit dem Hinweis gewarnt, das würde zu Verdrän-
gungsprozessen und Lohnsenkungen führen.

Die Argumentation unterschlägt zudem, dass die behauptete Kon-
kurrenz durch ausländische Arbeitskräfte auch gegeben ist, wenn die-
se im Ausland bleiben und Unternehmen zu ihnen abwandern. Dar-
über hinaus ist der Effekt einer Erhöhung der Zahl der Arbeitskräfte
auf das Lohnniveau und die Beschäftigung davon abhängig, ob die
Wirtschaftslage günstig oder ungünstig ist, wofür die staatliche Wirt-
schaftspolitik eine wesentliche Verantwortung trägt.

Und sie verkennt vor allem die Effekte der staatlichen Abschottungs-
maßnahmen: Trotz äußerst restriktiver Maßnahmen zur Verhinderung
von Immigration gelingt es de facto nirgends – weder in den USA noch
in Europa – die teils illegale Einwanderung zu stoppen. Während mili-
tärische Grenzsicherung ausgebaut wird, die Möglichkeiten der Asyl-
suche eingeschränkt und Arbeitsbewilligungen verweigert werden,
reißt der Zuzug von MigrantInnen nicht ab. Migration folgt offenbar
eigenen Gesetzen, die von politischen Maßnahmen kaum beeinflusst
werden können. Die Vorstellung kompletter Abschottung und Steue-
rung der Zuwanderung nach Kriterien der ökonomischen Nützlichkeit
für das Einwanderungsland ist ein Mythos, solange nicht die gesamte
Gesellschaft in einen Polizeistaat verwandelt werden soll. In den mei-
sten Industriestaaten sind in den letzten Jahren trotz der bekundeten
Absicht, den Zuzug zu reduzieren, die ausländische Wohnbevölkerung
und die nicht-dokumentierte Zuwanderung gestiegen (genaue Zahlen
sind dazu naturgemäß nicht verfügbar). Die Abschottungspolitik er-
reicht ihr vorgebliches Ziel, die Zuwanderung substanziell zu beschrän-
ken, also nicht, sie führt vielmehr zu einer folgenreichen Illegalisie-
rung der ImmigrantInnen.1
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Gründe für Migration
Die für die Abschottungspolitik Verantwortlichen nehmen an, dass
Migration vor allem durch Wohlstandsunterschiede zwischen Einwan-
derungs- und Auswanderungsländern ausgelöst wird. Sie hoffen des-
halb, durch eine Erhöhung der Kosten für Migration in Form einer
Erschwerung des Zugangs die Anreize für Auswanderung zu senken.
Migration hat jedoch auch noch andere Voraussetzungen als nur ein
Wohlstandsgefälle.

Ein wichtiges Indiz dafür ist, dass die Mehrzahl der Wanderungsbe-
wegungen nicht zwischen armen und reichen Staaten, sondern zwi-
schen Staaten mit gleichem bzw. ähnlichem Wohlstandsniveau, haupt-
sächlich in der südlichen Hemisphäre, stattfindet.2 Und im Laufe der
europäischen Geschichte wanderten trotz fehlender Kontrollen, ge-
ringer Entfernungen und eines erheblichen Reichtumsgefälles zwischen
den einzelnen Ländern nur wenige Menschen aus ärmeren in reichere
Regionen innerhalb Europas.3

Migration ist eine Begleiterscheinung sozio-ökonomischen Wandels,
einer verstärkten Durchsetzung von Marktbedingungen in den Emi-
grationsstaaten, wie etwa die Kommerzialisierung und Mechanisierung
der Landwirtschaft, die Verdrängung von Subsistenzwirtschaft durch
Märkte für Waren und Arbeitskraft. Diese Veränderungen lösen gan-
ze Bevölkerungsgruppen aus ihrer örtlichen Verankerung. Ausgelöst
werden sie vielfach durch internationale Entwicklungen, deren trei-
bende Kräfte jene Staaten sind, die später zum Ziel für Wanderungs-
bewegungen werden.

Beispiele für solche asymmetrischen Beziehungen und Zusammen-
hänge zwischen Auswanderungs- und Einwanderungsregionen sind
Kolonialbeziehungen und ihre Nachwirkungen, Initiativen zur Rekru-
tierung bzw. mitunter sogar Verschleppung von Arbeitskräften, Frei-
handelsabkommen, Investitionen multinationaler Unternehmen, mili-
tärische Interventionen, Verschuldung und Strukturanpassungspro-
gramme. Bei der Erzeugung von Migrationsbewegungen spielen die
Zuwanderungsstaaten also eine wichtige Rolle.

Diese Beziehungen etablieren auch Verbindungen, auf deren Basis
sich Migrationsnetze erst ausbilden. Migration findet nicht zwischen
den ärmsten und den reichsten Regionen statt, sondern nur dort, wo
es Verbindungen zwischen Abwanderungs- und Einwanderungsländern
gibt. Handelsbeziehungen, Investitionen, militärische oder politische
Präsenz und Tourismus stellen Verbindungen her, die Migration för-
dern. Diese Netze (bestehend aus Bekanntschaften, Organisationen
etc.) bilden nach einiger Zeit ein Eigenleben, das sich politischer Kon-
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trolle weitgehend entzieht.4 In Frankreich und Großbritannien ist de-
ren Rolle als ehemalige Kolonialmächte ein zentraler Faktor für die
Etablierung dieser Netze. In Deutschland und Österreich gab es im 20.
Jahrhundert (nachdem Deutschland lange Zeit selbst ein Auswande-
rungsland gewesen war) eine Reihe von Perioden, in denen der Staat
aktiv den »Import« ausländischer Arbeitskräfte betrieb: von der Sai-
sonarbeit Anfang des 20. Jahrhunderts in Ostpreußen, über die extre-
me Variante der Verschleppung in Zwangsarbeit im Dritten Reich, die
Anwerbung von »Gastarbeitern« aus Italien, Jugoslawien und der Tür-
kei in den 1960er Jahren bis zur Debatte über eine »Green card« für
ausländische IT-Fachkräfte Ende der 1990er Jahre.5

In diesen Arrangements wurden Menschen mit dem Kalkül ins Land
geholt, ihre Arbeitskraft zu nutzen (sowie ihre Steuerleistungen und
Konsumausgaben zu kassieren), sie aber vor und nach dem Einsatz ih-
rer Arbeitskraft zum Verbleib bzw. zur Rückkehr in ihre Stammländer
zu zwingen und somit Sozialisations-, Ausbildungs- und Versorgungs-
kosten auf diese abzuwälzen.

Eine der wichtigsten Triebfedern für Migration stellt also die Nach-
frage nach Arbeitskräften in den Zielländern dar. Ohne Informationen
über Beschäftigungsaussichten bei Unternehmen in den Zielländern
hätte ein Großteil der Zuwanderer keine Veranlassung zu emigrieren.

Weil Menschen sich nicht wie Dinge je nach Bedarf hin- und her-
schieben lassen, sondern ein Eigenleben entwickeln, ist aber der Ver-
such, die Einwanderung nach staatlichen Plänen zu steuern, zum Schei-
tern verurteilt. Obwohl die EU-Staaten in den letzten drei Jahrzehnten
weitgehend von der Anwerbe- zur Abschottungspolitik übergegan-
gen sind, steigt die Zahl der ausländischen Staatsangehörigen auf ih-
rem Territorium von Jahr zu Jahr. In Staaten wie Italien, Spanien und
Frankreich werden notgedrungen periodische Legalisierungsaktionen
für zehntausende undokumentierte Einwanderer auf dem Arbeitsmarkt
durchgeführt, die trotz repressiver Grenzkontrollen ins Land kommen
und Arbeit finden. Erfahrungen aus den USA zeigen, dass eine Ver-
schärfung der Bekämpfung von Einwanderung aus Mexiko nur den
Charakter der Zuwanderung geändert hat (Wohnsitzverlagerung statt
Pendeln), weniger die Zahl der Zuwanderer.6 Menschen kommen, ge-
hen und bleiben offenbar, wann sie es für richtig halten, und entzie-
hen sich staatlichen Steuerungsversuchen wenn irgendwie möglich.

Aus diesen Gründen haben (zumindest in nicht-autoritären Staaten)
Zuwanderungskontrollen und Abweisung vom offiziellen Arbeitsmarkt
nicht den Effekt, Zuwanderung zu verhindern, sondern erhöhen nur
den Aufwand für die Betroffenen und weisen ihnen in den Einwande-
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rungsländern einen besonderen Status zu.7 Diese Diskriminierung hat
Folgen.

Rechtliche Diskriminierung
Der Staat klassifiziert Zuwanderer aus Nicht-EU-Staaten in verschiede-
ne Gruppen: Arbeitskräfte, Familiennachzug, Studierende, Asylbewer-
berInnen.8 In einem abgestuften System diskriminieren Staaten wie
Deutschland und Österreich diese Personen durch Verweigerung, Er-
schwerung bzw. zeitliche Beschränkung der Zulassung zum Arbeits-
markt.

Um legal arbeiten zu können, brauchen Zuwanderer eine Arbeits-
genehmigung. Für Beschäftigungsbewilligungen gilt der Grundsatz,
dass inländische Staatsangehörige zu bevorzugen sind.

Auf Basis dieses Kriteriums erhalten Zuwanderer kaum eine Arbeits-
genehmigung, wodurch sie in der Regel vom offiziellen Arbeitsmarkt
ausgeschlossen sind, mit Ausnahme saisonbedingter Arbeitskräftequo-
ten in Branchen wie Erntehilfe und Tourismus.9

Sofern überhaupt eine Bewilligung erteilt wird, ist diese befristet
und gilt anfangs nur für ein bestimmtes Unternehmen, erstreckt sich
im Fall einer zugestandenen Verlängerung auf die Erlaubnis zur Ar-
beitssuche innerhalb einer Region, und erst im Fall einer weiteren Ver-
längerung auf die Erlaubnis zur Arbeitssuche im gesamten Staatsge-
biet.

In den ersten Jahren ist der Aufenthalt an eine Beschäftigung ge-
bunden. Das heißt, dass bei längerer Arbeitslosigkeit der Verlust der
Aufenthaltsberechtigung droht. Erst wer sich über langjährige Peri-
oden im Land hält oder Staatsangehörige heiratet, kann permanent
bleiben bzw. die Staatsangehörigkeit erhalten. In vielen Fällen wer-
den Arbeitserlaubnisse nur für kurze Perioden erteilt, nach denen die
Betroffenen das Land wieder verlassen müssen, z.B. Erntehilfsarbeits-
kräfte in der Landwirtschaft. Sie haben kein Recht zu bleiben und kei-
nen Anspruch auf Sozialleistungen. Die Aufenthaltsverfestigung wird
also behindert.

Im Fall von Arbeitslosigkeit haben MigrantInnen teilweise weniger
Ansprüche als inländische Staatsangehörige.

Die Anerkennung von im Ursprungsland erworbenen Bildungsab-
schlüssen ist zahlreichen Hürden ausgesetzt und somit nur schwer
möglich. Deshalb können viele MigrantInnen nur in Bereichen arbei-
ten, für die sie eigentlich überqualifiziert sind.

Nicht-EU/EWR-Angehörige dürfen in Österreich nicht bei Betriebs-
ratswahlen kandidieren, und bei den allgemeinen politischen Wahlen
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sind sie nicht stimmberechtigt. Sie sind somit von der Vertretung ihrer
Interessen ausgeschlossen.

Dass ausländische Staatsangehörige bei einer Reduktion der Beleg-
schaft regelmäßig zuerst entlassen werden, ist nicht nur gängige Pra-
xis, sondern – zumindest in Österreich – sogar gesetzlich verankert.10

Effekte der Diskriminierung
Die Abschottungspolitik und die besondere rechtliche Behandlung von
Zuwanderern hat zwar vermutlich keinen bedeutenden Effekt auf die
Zahl der Zuwanderer, allerdings sehr wohl einen Effekt auf den Ar-
beitsmarkt: Den MigrantInnen wird ein besonderer rechtlicher Status
zugewiesen. Zum Teil werden sie zu »Illegalen« erklärt, zum Teil gel-
ten für sie die oben angeführten geringeren Rechte. Das zwingt die
Betroffenen, schlechtere Löhne und Arbeitsbedingungen zu akzeptie-
ren als die heimische Arbeitsbevölkerung. Sie werden zu einer diskri-
minierten Unterklasse gemacht, die für einige Unternehmen nützlich
ist.11 Damit werden einerseits Lücken gefüllt, die von heimischen Ar-
beitskräften gemieden werden, andererseits in manchen Segmenten
eine potenzielle Unterbietungskonkurrenz erzeugt.

Wer nicht offiziell arbeiten darf, aber arbeiten muss, um sich selbst
zu erhalten, wird in den inoffiziellen Arbeitsmarkt, die Schattenwirt-
schaft, gedrängt. Das bedeutet: keine Sozialstandards, keine Gesund-
heitsstandards, keine Steuerleistung und Versicherungsschutz, Er-
pressbarkeit gegenüber dem Arbeitgeber mit der Folge geringe Löh-
ne, keine Sozialleistungen, jederzeitige Kündbarkeit, teilweise Lohn-
raub, keine Weiterbildung, keine politische Vertretung (weder im
Betriebsrat noch durch das allgemeine Wahlrecht). Unternehmen nüt-
zen dieses rechtlose Segment an Arbeitskräften aus, um billiger zu pro-
duzieren und Druck auf die Löhne und Arbeitsbedingungen der offizi-
ell Beschäftigten auszuüben. Der Strafrahmen für illegale Beschäfti-
gung ist gering. Während in anderen Staaten Europas zumindest re-
gelmäßig Legalisierungsaktionen für die illegal Beschäftigten, die in
vielen Sektoren ökonomisch unverzichtbar sind, durchgeführt werden,
wird in Österreich und Deutschland nach wie vor versucht, das Pro-
blem mit restriktiven Maßnahmen zu bekämpfen.

Jene Zuwanderer, die eine Arbeitserlaubnis erhalten (in Deutschland
und Österreich machen ausländische Staatsangehörige etwa 10% der
Beschäftigten aus), bilden aufgrund ihrer rechtlichen Schlechterstel-
lung gegenüber der hiesigen Bevölkerung ein eigenes Segment auf
dem Arbeitsmarkt – zwischen den Einheimischen und den Illegalen.
Sie bilden das flexible Element auf dem Arbeitsmarkt, sie werden als

»Zuwanderungskontrollen und -gesetze schützen den Arbeitsmarkt«
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Puffer zur Abfederung wirtschaftlicher Schwankungen eingesetzt. Ihre
prekäre Lage zwingt sie, Arbeit um jeden Preis anzunehmen und sich
ohne Widerrede den Anforderungen der Unternehmen unterzuord-
nen. Deshalb ist unter ihnen kaum jemand länger arbeitslos. Ihre schwa-
che Verhandlungsmacht führt auch zu geringeren Einkommen als bei
der Mehrheit (rund drei Viertel des heimischen Schnitts) und zu einer
weitgehenden Beschränkung auf niedrig qualifizierte, schlecht entlohn-
te, unangenehme Arbeiten. Ausländische Beschäftigte sind zum über-
wiegenden Teil als Arbeiter tätig (in Österreich 90% der ausländischen
Männer und 75% der Frauen), während weniger als die Hälfte der
heimischen Bevölkerung in diese Kategorie fällt. Zu 65% sind sie in
den Berufsgruppen Fremdenverkehr, Bau, Metall, Reinigung und Hilfs-
berufe sowie Landwirtschaft konzentriert. In Branchen wie Tourismus,
Landwirtschaft, Textil, Privathaushalten und Bauwesen stellen Auslän-
der ein Fünftel bis ein Drittel der Beschäftigten. Ausländer arbeiten in
Österreich (weniger in Deutschland) auch vorwiegend in kleineren
Unternehmen, dem instabileren Segment der Wirtschaft.12 Annähernd
40% des Arbeitskräftepotenzials der ausländischen Staatsangehörigen
in Österreich sind zumindest einmal im Jahr von Arbeitslosigkeit be-
troffen, was hauptsächlich auf deren hohe Beschäftigungsanteile in
den Saisonbranchen Bauwirtschaft und Fremdenverkehr zurückzufüh-
ren ist, wo wiederkehrende Arbeitslosigkeitsepisoden häufig sind, so-
wie auf die Praxis, sie als erste zu entlassen, wenn Belegschaftsreduk-
tionen anstehen.13

Weil Zuwanderer in vielen Regionen keinen Zugang zum sozialen
Wohnungsbau haben, sind sie auf ein schmales Segment des Wohnungs-
markts beschränkt und müssen folglich vielfach (in Österreich um über
60%) höhere Mieten zahlen als die inländische Bevölkerung.14

Zuwanderungskontrollen und Ausländergesetze für den Arbeits-
markt haben also vor allem Diskriminierungen zur Folge, die Zuwan-
derer in das rechtlose Billiglohnsegment drücken, das von Unterneh-
men gern ausgenützt wird.

Arbeits-Mythen
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»Was den Unternehmen nützt, das ist auch im allgemeinen Interesse,
denn die Unternehmen schaffen Wohlstand, der der gesamten Gesell-
schaft zugute kommt. Forderungen nach wirtschaftspolitischer Begüns-

tigung von Unternehmen sind daher legitim, während Unterneh-
men durch Forderungen der Gesellschaft nicht überstrapaziert wer-
den dürfen.«

* Dieser Slogan wurde vom österreichischen Unternehmensverband Wirtschafts-
kammer im Jahr 2004 lanciert.

»Geht’s der Wirtschaft gut,
geht’s uns allen gut«*

Wirtschaftswachstum als Wohlstandsindikator?
Mit diesem Argument wird zunächst wirtschaftlicher Wohlstand zum
wesentlichen Maßstab für Wohlbefinden erklärt. Im Allgemeinen ver-
binden wir Lebensqualität mit einer guten Ausbildung, weitgehender
Gesundheit, einem angemessenen Verhältnis von Arbeit und Freizeit
und einem Leben in einer angenehmen und sicheren Umgebung. Indi-
katoren wie das Bruttoinlandsprodukt geben darüber nur beschränkt
Auskunft: Obwohl etwa die Bevölkerung der USA ein höheres Pro-Kopf-
Einkommen als die Bevölkerung der EU hat, weisen andere Indikato-
ren auf eine höhere Lebensqualität in der EU hin. Die Menschen arbei-
ten hier weniger, haben einen längeren Urlaubsanspruch, die allge-
meine Gesundheitsversorgung ist breiter zugänglich, die Kindersterb-
lichkeit ist geringer, die Zahl der Morde und der Inhaftierten ist im
Schnitt geringer.1

Auch Umfrageergebnisse und theoretische Modelle im Bereich der
so genannten Glücksforschung zeigen, dass sich das Wachstum der
Wirtschaft nicht (bzw. nicht notwendigerweise) in einer Steigerung
des subjektiven Wohlbefindens der Menschen niederschlägt. Zum Bei-
spiel hat sich in den Industriestaaten das Bruttoinlandsprodukt seit 1950
vervielfacht, das aus Befragungen hervorgehende subjektive Wohlbe-
finden der Bevölkerung ist aber seit dieser Zeit immer ziemlich kon-
stant.2

Seit Jahrzehnten wird kritisiert, dass das Bruttoinlandsprodukt als
zentrale Messgröße des wirtschaftlichen Wohlstandes wenig aussage-
kräftig ist. Schließlich wirken in dieser Sammelgröße sämtlicher wirt-
schaftlicher Aktivitäten eines Jahres auch die Folgekosten von Umwelt-
verschmutzung, die Gesundheits- und Materialkosten nach Unfällen
und andere Ausgaben mit zweifelhaftem gesellschaftlichen Nutzen
wachstumserhöhend. Unter diesem Gesichtspunkt ist klar, dass Wirt-

M



83M

schaftswachstum nicht automatisch Erhöhung von Wohlstand und Le-
bensqualität bedeutet, ja erhöhtes Wachstum auch mit einer Verschlech-
terung der Wohlfahrt einhergehen kann. Andererseits werden wirt-
schaftliche Aktivitäten von hohem Wert, die aber nicht bezahlt wer-
den (z.B. unbezahlte Hausarbeit), im BIP nicht mitgerechnet.

Ausgeblendete Interessengegensätze und Verteilungsfragen
Der Kapitalismus ist seit seinen Anfängen vom Konflikt zwischen Kapi-
tal und Arbeit dominiert. Im Lauf seiner Geschichte wurden verschie-
dene gesellschaftliche Kompromisse und politische Regulationen aus-
gehandelt, um mit diesem fundamentalen Interessengegensatz um-
zugehen. In den westlichen Industriestaaten der Nachkriegszeit etwa
dominierte der Versuch, den Konflikt dadurch zu befrieden, dass die
Beschäftigten am Wirtschaftswachstum über Lohnerhöhungen, Sozi-
alleistungen und wohlfahrtstaatliche Absicherungen beteiligt wurden.
»Dabei erhielt die Umverteilung eines Teils des erwirtschafteten Reich-
tums zugunsten des Faktors Arbeit die Funktion, die Gesamtnachfrage
zu stützen, mithin eine an die Entwicklung der Produktivkräfte ange-
passte Ausdehnung des Marktes zu ermöglichen.«3 So wurde der Kon-
flikt um die Macht zwischen Kapital und Arbeit aus der Sphäre der
Produktion, die dem Kommando der Unternehmen überlassen wurde,
auf die Ebene von Verteilung und Konsum verschoben. Dort gab es
Zugeständnisse an die Beschäftigten, sodass zumindest den Beschäf-
tigten in den Großbetrieben plausibel gemacht wurde, dass, was der
Wirtschaft nütze, auch in ihrem eigenen Interesse sei.

In den letzten Jahrzehnten ist jedoch zunehmend deutlich gewor-
den, dass die Unternehmen bestrebt sind, diesen Kompromiss zu ihren
Gunsten zu verschieben bzw. aufzukündigen. Erhöhung der Gewinne
auf Kosten der Löhne, Verschlechterung der Arbeitsbedingungen, Ent-
lassungen, Widerstand der Unternehmen gegen Besteuerung und
wohlfahrtsstaatliche Leistungen machen die Behauptung, was im In-
teresse der Wirtschaft sei, liege auch im Allgemeininteresse, zuneh-
mend unplausibel.

Was für das Verhältnis von Kapital und Arbeit im Betrieb gilt, trifft
auch für die Beurteilung staatlicher Gesetze und wirtschaftspolitischer
Maßnahmen zu. Von wirtschaftlichen Ereignissen oder wirtschaftspo-
litischen Maßnahmen sind nicht alle Bevölkerungsgruppen gleicher-
maßen betroffen. Zum Beispiel bedeutet eine Steuersenkung für die
Unternehmen, dass die entgangenen Steuereinnahmen des Staates
entweder durch höhere Steuern von anderen Gruppen (z.B. Lohnsteu-
ern) aufgebracht werden müssen oder dass staatliche Ausgaben ge-

»Geht’s der Wirtschaft gut, geht’s uns allen gut«
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kürzt werden müssen, die anderen zugute kommen. Werden Aufla-
gen und Regulierungen für Unternehmen gesenkt oder abgeschafft,
tragen diejenigen einen Schaden davon, die bislang von diesen Regeln
profitierten: Eine Lockerung des Kündigungsschutzes entlastet zwar
die Unternehmen, aber erhöht den Druck und die Unsicherheit für
Lohnabhängige. Zu behaupten, alle Reformen, die der Wirtschaft nüt-
zen, seien im Allgemeininteresse, blendet solche Verteilungsfragen aus.

Zweifelhafter Nutzen
Gegen den Hinweis auf Verteilungsfragen wird oft eingewandt, un-
ternehmensbegünstigende Maßnahmen hätten gesamtwirtschaftlich
positive Auswirkungen, die größer seien als der Schaden für einzelne
negativ Betroffene – es zahle sich also für die Gesellschaft insgesamt
aus, diese Lasten in Kauf zu nehmen. Entlastungen für Unternehmen,
die zu höheren Gewinnen für Unternehmen führen, sind demnach gut,
weil Gewinne für Investitionen verwendet werden, die Arbeitsplätze
schaffen. Auch wenn also Begünstigungen für Unternehmen (Steuer-
senkungen, Regulierungsabbau, Förderungen etc.) anderen Bevölke-
rungsgruppen schaden, würde über den Umweg positiver Arbeitsplatz-
effekte dieser Schaden mehr als kompensiert.

Wenn das so wäre, dann müssten sich hohe Unternehmensgewinne
immer positiv auf die Gesamtwirtschaft auswirken. Das ist aber nicht
der Fall. Obwohl die Profite der Unternehmen in den Industriestaaten
nach einem Rückgang in den 1970er Jahren in den letzten Jahren wie-
der sehr hoch sind, sind ihre Investitionen anhaltend niedrig. Es kann
also vorkommen, dass höhere Gewinne in die Taschen der Eigentüme-
rInnen wandern, statt in Investitionen.4 Auch die Tatsache, dass die
Bekanntgabe von steigenden Arbeitslosenzahlen bzw. Entlassungen
häufig für steigende Kurse an den Börsen sorgt, ist ein Hinweis darauf,
dass die widersprüchlichen Einzelinteressen keinen Anlass haben, zu-
gunsten eines vermeintlichen Allgemeininteresses in den Hintergrund
zu treten.5

Auch für die häufig aufgestellte Behauptung, zu viel Umverteilung
schade der wirtschaftlichen Dynamik, wohingegen Einkommensun-
gleichheiten wegen ihrer Wirkung als Leistungsanreiz positiv wirken
würden, gibt es keine Belege. Im Gegenteil kann Umverteilung zu är-
meren Bevölkerungsgruppen das Wachstum sogar erhöhen, weil diese
dadurch zu Kaufkraft gelangen, die dem Wirtschaftskreislauf zugute
kommt, und weil damit die gesellschaftlichen Kosten durch Kriminali-
tät, auf die eine verarmte Unterklasse verwiesen sein könnte, gesenkt
werden.6

Unternehmens-Mythen
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»Das innovative Rasierklingen-System, die neue Pille gegen Raucherhus-
ten, Software zur satellitengesteuerten Erhebung der Lkw-Maut – sie
zu entwickeln ist teuer, aber Nachahmer finden sich schnell. Wenn Un-
ternehmen keine Eigentumsrechte – wie etwa Patente – an solchen
Erfindungen winkten, die sie vor Kopierern schützen, würde ihnen der
Anreiz fehlen, in sie zu investieren. Überdies profitiert die Allgemein-

heit von Patenten, weil die Erfindung im Austausch gegen das Ei-
gentumsrecht veröffentlicht werden muss und nach Ablauf der
Schutzperiode in den allgemeinen Fundus des Wissens fällt.«

»Kein technischer Fortschritt
ohne Patente«

Geistiges Eigentum – eine junge Erfindung
Bevor man die gewollten und ungewollten Wirkungen geistigen Ei-
gentums – zu dem neben Patenten auch das Copyright für kreative
Schöpfungen und Warenzeichen (Marken, Logos) gehören – betrach-
tet, muss man sich klarmachen, dass dieses Konzept eine recht junge
Erfindung ist, die zudem nicht unbedingt einleuchtend ist. Geistige
Schöpfungen zeichnen sich durch Eigenschaften aus, die sich mit der
Idee von privatem Eigentum eigentlich nicht vertragen. Man nimmt
niemandem etwas weg, wenn man die Idee, einen Rasierer mit drei
Klingen auszustatten, einfach nachmacht: Der ursprüngliche Erfinder
kann ja ebenso weiter produzieren. Auch wenn man ein Musikstück
kopiert, verschwindet es  nicht durch irgendeinen Zauber von der CD,
der Festplatte, oder gar aus dem Kopf derer, die es zuvor gehört ha-
ben. Anders als bei materiellen Dingen, die jemand entweder in seiner
Verfügungsgewalt hat oder nicht, wird bei geistigen Schöpfungen das
Eigentum erst per Gesetz hergestellt. Die Praxis, geistige Schöpfungen
zu Eigentum zu erklären, entstand während der Durchsetzung des in-
dustriellen Kapitalismus zwischen dem 17. und 19. Jahrhundert. Sie
wurde begründet als Mittel zum Zweck, in der berühmten Formulie-
rung der US-Verfassung zum Zweck, »den Fortschritt von Kunst und
Wissenschaft dadurch zu fördern, dass Autoren und Erfindern für be-
schränkte Zeit das ausschließliche Recht an ihren Publikationen und
Entdeckungen gesichert wird«.1  Während der Kapitalismus Eigentum
als unveräußerliches Grundrecht ansieht, ist das geistige Eigentum in
dieser Formulierung kein Naturrecht, sondern ein regulatives Instru-
ment, um den »Fortschritt von Kunst und Wissenschaft... zu fördern«.

Angesichts einer regelrechten Explosion von Patenten und einer
zunehmend expansiven Auslegung des Copyright in den letzten zwei
Jahrzehnten stellt sich die Frage: Wird dieser Zweck erfüllt?
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Ja, sagen die VerfechterInnen des geistigen Eigentums, eine weit
gefächerte Koalition, in der inzwischen gar nicht unbedingt die Schöp-
ferInnen den Ton angeben, sondern Heerscharen von Anwaltsbüros,
Bürokratien und Konzernen, die große Portfolios von Patenten und
Copyrights halten: Ohne besonderen Schutz würden Innovationen rasch
nachgeahmt werden, die ErfinderInnen könnten keinen besonderen
Vorteil mehr daraus ziehen und würden ihre Entwicklungstätigkeit
daher bald einstellen. Die Gesellschaft »zahle« mit der Gewährung von
Patenten gewissermaßen für die Investition in Innovationen, die ande-
renfalls nicht getätigt würden, indem sie auf den gesellschaftlichen
Nutzen verzichtet, der durch freie Nachahmung entstehen würde, und
statt dessen dem Investor eine Monopolrente einräumt. Würde sie das
nicht tun, hätte niemand einen Anreiz, Innovationen auszudenken.2

Außerdem, fahren sie fort, sind Patente nicht nur ein Anreiz für Inno-
vationen, sondern auch ein Anreiz dafür, diese Innovationen zu veröf-
fentlichen, statt sie wie die sprichwörtliche Coca-Cola-Formel im Pan-
zerschrank verschwinden zu lassen. Im Tausch für das durch das Patent
erteilte befristete Monopol gibt der Erfinder sein Wissen der Gesell-
schaft zur Kenntnis und vergrößert so den Pool öffentlich verfügbaren
Wissens.

Muss das sein?
Der wichtigste Einwand gegen das Patentwesen ist die simple Frage:
»Muss das überhaupt sein?« Geforscht, entwickelt und verbessert wird
im Kapitalismus sowieso: Höhere Produktqualität ist ein Verkaufsar-
gument, effektivere Prozesse sind ein Rationalisierungsfaktor, und bei-
des sind schon Anreize, in Innovation zu investieren.3  Selbst in Unter-
nehmen wie dem deutschen Technologiekonzern Siemens, dessen Ge-
schäftsgrundlage die permanente Entwicklung neuer und Verbesse-
rung schon eingeführter Lokomotiven, Röntgengeräte und Glühbirnen
ist, fahren die Patentabteilungen interne Kampagnen, um ihre Mitar-
beiterInnen auf die Möglichkeit der Patentanmeldung hinzuweisen –
von sich aus würden sie das offensichtlich nicht tun. Nur in wenigen
Branchen – etwa der pharmazeutischen Industrie – wird gezielt auf
Patente hingearbeitet. Meistens werden Patente von Unternehmen
als Begleitprodukt der Forschung »mitgenommen«, sind aber weder
der ausschlaggebende Grund für die Entwicklung noch der wichtigste
Mechanismus, durch den die Firmen ihre Innovationen finanzieren.4

Und auch für den bewussten Verzicht auf Patente kann es Gründe
geben. Wie die Entstehung des Internet oder von zahllosen patent-
freien Softwarestandards (etwa die Seitenbeschreibungssprache HTML

»Kein technischer Fortschritt ohne Patente«
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oder das Kompressionsformat MP3) zeigen, kann gerade die freie Ver-
breitung von Innovationen genug Anreiz bieten, um ganze Branchen
zu gebären. So verzichten manche Musikschaffende oder AutorInnen
auf die Durchsetzung ihres Copyright, weil sie kalkulieren, dass sie von
einer ungehemmten Verbreitung mehr profitieren: Ein älteres Beispiel
ist die Band Grateful Dead, die in den 1960er Jahren das Mitschneiden
ihrer Live-Konzerte aktiv ermutigte, weil sie wusste, dass die Bootleg-
Kassetten noch mehr Fans in ihre Konzerte bringen würden. Tatsäch-
lich bauen viele Unternehmen inzwischen Patentportfolios hauptsäch-
lich deshalb auf, weil die Konkurrenz es auch tut und sie damit rech-
nen müssen, plötzlich das Patent eines Konkurrenten für die eigene
Produktion zu benötigen. Um dann nicht mit leeren Händen da zuste-
hen und entweder viel Geld für eine Lizenz zu bezahlen oder gar ganz
ausgeschlossen zu werden – beides kann der Patentinhaber verlangen
– bleibt einem wenig anderes übrig, als selbst Patente anzusammeln.

Mit anderen Worten: Patente werden in Branchen wie der Chipin-
dustrie, der Gentechnik und zunehmend der Softwareindustrie tatsäch-
lich intensiv in Anspruch genommen. Die Zahl der Patentanmeldun-
gen explodiert; Patente bilden einen integralen Bestandteil der Fir-
menstrategie; die Patentabteilungen, die nicht mit der Entwicklung
von Innovationen, sondern mit ihrem Management befasst sind, wer-
den ausgeweitet. Oftmals werden Patentabteilungen ausgelagert, und
es entstehen Firmen, deren einzige Beschäftigung die Verwaltung von
Patenten ist. Der strategische Einsatz von Patenten befördert auch eine
Praxis, die ihren angeblichen gesellschaftlichen Nutzen untergräbt: die
mit der Patenterteilung verbundene Veröffentlichung der Erfindung,
durch die sie der Gesellschaft nach Ablauf der Schutzfrist zur Verfü-
gung steht. Es liegt in der Natur der Sache, dass die Patenthalter versu-
chen, diesen »Preis« für die Erteilung des Patents niedrig zu halten.
Die Kunst eines Patentanwalts besteht nicht zuletzt darin, in der Be-
schreibung des Patents soweit wie möglich zu verschleiern, worin die
Erfindung eigentlich besteht. Diese Praxis beschränkt einerseits den
künftigen Nutzen, den andere aus dem Patent ziehen können, ande-
rerseits erhöht sie das Risiko, Patente zu verletzen, ohne es überhaupt
zu bemerken.5 Eine derartige Verwendung von Patenten hat jeden Be-
zug zum erklärten Zweck des Patentwesens verloren. Statt ein Füll-
horn des Wissens für IngenieurInnen und ein sicherer Hafen für Erfin-
derInnen zu sein, ist es zu einem Minenfeld geworden, in dem ein
falscher Schritt Verletzungsklagen und Produktionsverzögerungen nach
sich ziehen oder ganze Produktlinien gefährden kann. Gleichzeitig hat
es Akteure hervorgebracht, deren einzige Geschäftsgrundlage die Exi-
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stenz von Patenten ist, und die beträchtliche Energie auf politische
Kampagnen für ihre Stärkung und Ausweitung aufwenden.

Patente verschaffen den inhabenden Unternehmen nämlich Mono-
pole für die entsprechenden Produkte und erlauben ihnen, hohe Prei-
se zu verlangen. Die solcherart abgeschöpften Renten gehen auf Kos-
ten der KonsumentInnen. Ob die Einnahmen in Forschung investiert
werden, bleibt allein dem Unternehmen überlassen.6 Diese hohen Preise
können auch verhindern, dass Forschungsergebnisse gesellschaftlich
nutzbringend eingesetzt werden (z.B. wenn Pharmafirmen verhindern,
dass billigere Nachahmungen lebensnotwendiger Medikamente auf
den Markt kommen). Südafrikanische AIDS-AktivistInnen prägten im
Frühjahr 2001 die Formel »Patents kill!«, als die Regierung des Landes
mit widerspenstigen Pharmakonzernen über die Lockerung von Pa-
tentbestimmungen verhandelte, um HIV-Infizierten billige Medikamen-
te zur Verfügung stellen zu können.7 Der Kampf um die Ausweitung
des Patentrechts auf geistiges Eigentum, der von globalen Konzernen
auf internationaler Ebene geführt wird – vor allem über internationa-
le Patentschutzabkommen, die World International Property Organi-
sation und das so genannte Trips-Abkommen (Trade related aspects of
intellectual property rights) der Welthandelsorganisation WTO – hat
also starke Züge eines Verteilungskampfs, in dem das Prinzip des frei-
en Zugangs zu Wissen und das Prinzip der Privatisierung und profita-
blen Verwertung geistigen Eigentums im Widerstreit stehen.

Was wäre ohne Patente?
Seit ihrer Einführung sind Patente selbst unter Ökonomen, die das Ei-
gentum in anderen Zusammenhängen für unverzichtbar halten, im-
mer ideologisch umstritten gewesen.8 Sie sind nicht einfach eine Na-
turnotwendigkeit des Kapitalismus, sondern das Produkt von Vertei-
lungskämpfen zwischen ProduzentInnen und KonsumentInnen von
Wissen und geistigen Schöpfungen – und nicht zuletzt mächtige indus-
trielle KonsumentInnen von Know-How waren schon immer gegen allzu
starken Schutz geistigen Eigentums (wenn es nicht ihr eigenes ist). Als
etwa überzogene Patente während des Ersten Weltkriegs die Flug-
zeugproduktion in den USA behinderten, wurden sie unter staat-
lichem Druck gekappt; heutzutage befindet sich die Internet-Industrie
im Konflikt mit Hollywood und den großen Musiklabels.

Wenn Patente generell nicht mehr erteilt würden, wenn ihre Verga-
be strenger gehandhabt würde oder wenn das juristische Risiko für
Patentverletzungen geringer wäre, würde natürlich der gesamten In-
dustrie, deren Existenz auf dem Management von Patenten beruht –
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Patentämter, Patentanwälte und Patent-Portfolio-Unternehmen – die
Geschäftsgrundlage entzogen. Dafür hätten Unternehmen, die der-
zeit gezwungenermaßen erhebliche Ressourcen auf das Patentmana-
gement aufwenden müssen, freiere Hand in ihrer Forschungsarbeit.

Analog gilt beim Copyright, dass keineswegs alle Kreativen ihren
Lebensunterhalt auf dem Urheberrecht aufbauen: Für viele sind Live-
Auftritte oder projektbezogene Honorare entscheidender. Fundamen-
tal ist das Copyright für Plattenlabels und Verlage sowie für die Extra-
profite, die Stars mit Bestsellern über viele Jahre und Jahrzehnte ein-
streichen, weniger für die breite Masse der kreativ arbeitenden Einzel-
personen. Auch die Richtung von Forschungsinvestitionen würde sich
in einigen Bereichen ändern, wenn Unternehmen und andere Akteure
sich nicht mehr auf durch Patente geschützte Monopolprofite verlas-
sen könnten. Doch ein Effekt wäre auch, dass damit die staatliche For-
schungsförderung wieder stärkeres Gewicht bekäme und  eine breite-
re gesellschaftliche Diskussion über Forschungsprioritäten möglich ge-
macht würde, während Forschung jetzt vorwiegend aus privaten, pro-
fitorientierten Motiven heraus betrieben wird.
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»Liberalisierung und Privatisierung führen zu mehr Effizienz in der
Leistungserstellung. Das ermöglicht Kosten- und Preisreduktionen so-
wie eine höhere Qualität der Leistung. Der Staat dagegen ist ein schlech-

ter Unternehmer; Private können die bislang von ihm angebote-
nen Dienstleistungen kostengünstiger und qualitativ hochwerti-
ger erbringen.«

»Privatisierung macht öffentliche
Dienstleistungen besser«

Seit rund 15 Jahren finden in verschiedenen Staaten Europas Liberali-
sierungen und Privatisierungen öffentlicher Dienstleistungen statt.
Dabei bleibt kaum ein Sektor ausgespart. Insbesondere öffentliche In-
frastrukturdienste wie Wasserversorgung, Eisenbahnen, Energieerzeu-
gung und -verteilung, Telekommunikation, Post und öffentlicher Nah-
verkehr werden dabei für private Konkurrenten geöffnet (Liberalisie-
rung) oder das bisherige öffentliche Monopolunternehmen wird gleich
an private Unternehmen verkauft (Privatisierung).

Das Vorurteil, dass Liberalisierung und Privatisierung bessere und
kostengünstigere Ergebnisse bringen, passt ins gängige neoliberale
Weltbild. Es ist allerdings empirisch unbegründet. Eine – bezeichnen-
derweise – unveröffentlichte Untersuchung des Wiener Instituts für
Höhere Studien konnte keinen Unterschied in der Effizienz zwischen
öffentlichen und privaten Unternehmen finden.1

Telekom: eine gelungene Liberalisierung?
Als Paradebeispiel für eine gelungene Liberalisierung wird oft die Te-
lekommunikation genannt. Auf Betreiben der EU-Kommission kam es
1998 zu einer europaweiten Öffnung des Telekomsektors. Es formier-
ten sich eine Reihe privater Anbieter neben den staatlichen Ex-Mono-
polisten. In der Tat kam es zu deutlichen Preisreduktionen für die Ver-
braucherInnen, auch die Qualität und Vielfalt der Telekomleistungen
nahm deutlich zu. Zu berücksichtigen ist hier allerdings, dass mit der
Mobiltelefonie und dem Internet parallel einschneidende technologi-
sche Fortschritte stattfanden. Diese bildeten eine effektive Alternative
zur bis dato vorherrschenden Festnetztelefonie. Deren natürliches Mo-
nopol wurde damit obsolet.

Inwieweit die Erfolge der Telekom-Liberalisierung auf die Einfüh-
rung von Wettbewerb oder auf technologische Umwälzungen zurück-
zuführen sind, bleibt daher unklar. Beispiele öffentlicher Telekom-Mo-
nopole wie in Uruguay, die sehr effizient funktionieren, deuten dar-
auf hin, dass Wettbewerb als alleiniger Erklärungsfaktor nicht ausreicht.
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Zudem zeigt sich in den letzten Jahren auch im Telekom-Sektor eine
deutliche Konzentrationstendenz.

Trennung von Netz und Diensten als Liberalisierungskonzept
Die gängige Liberalisierungsphilosophie geht davon aus, dass es für
Netzwerkindustrien wie Eisenbahn, Strom, Gas, Telekom und – einge-
schränkt – Wasserversorgung möglich ist, durch eine Trennung (»Un-
bundling«) von Versorgungsnetz und Erzeugung bzw. Dienstleistung
Wettbewerb einzuführen. Während also das Netz (z.B. das Schienen-
netz oder das Stromnetz) in staatlichem Eigentum oder mittels Einrich-
tung einer Regulierungsbehörde (»Regulator«) unter staatlicher Auf-
sicht bleibt, wird die Erzeugung von Strom oder Gas, die Beförderung
von Passagieren oder Fracht von privaten Unternehmen übernommen,
die dieses Netz gegen Entrichtung einer Gebühr benutzen. Eine system-
immanente Schwachstelle dieses Modells liegt im Bereich der Koordi-
nation der Inanspruchnahme des Netzes durch die privaten Anbieter.
Ein Beispiel: Über das Stromnetz liefern die unterschiedlichen Strom-
produzenten die Energie an die Stromkunden. Im Netz muss allerdings
immer die Menge der eingespeisten Energie der Menge des Stromver-
brauchs entsprechen, also immer genug Strom da sein, um die Nach-
frage zu befriedigen. Ist dies nicht der Fall, kann es zu Netzproblemen
und -ausfällen kommen. Zentral ist daher die Koordination zwischen
Stromproduzenten und Netzbetreibern. Dass diese nicht immer opti-
mal funktioniert, zeigen die Stromausfälle in Frankreich oder Italien
im Jahr 2004. Ebenso können Stromproduzenten durch strategisches
Verhalten Stromknappheiten herbeiführen und damit die Strompreise
in die Höhe treiben. Ganz generell haben Stromproduzenten in libera-
lisierten Energiemärkten einen Anreiz, vorhandene Überkapazitäten
abzubauen und vor allem weniger rentable Kraftwerke abzuschalten.
Nachdem der Stromverbrauch aber von Jahr zu Jahr steigt, kann dies
mittel- und langfristig zu Produktionsengpässen führen. Zudem ist ein
gewisses Ausmaß an Überkapazität notwendig, um ein Funktionieren
der Preisbildung auf Strombörsen zu gewährleisten.2

Mehr Nach- als Vorteile
Die praktischen Erfahrungen mit den Liberalisierungen bzw. Privatisie-
rungen im Bereich Strom, Gas und Eisenbahnen zeigen, dass die daran
geknüpften Erwartungen nur teilweise erfüllt wurden.3 So sind etwa
die Strompreise nur für Industriekunden in nennenswertem Maß ge-
sunken (in der EU bzw. Österreich um rund 30-35%). Für Privatkunden
sind die Preise nach der Liberalisierung fast unverändert geblieben.
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Die Entwicklung der Strompreise in der EU zeigte typischerweise eine
Reduktion, die bereits zwei Jahre vor dem tatsächlichen Liberalisie-
rungszeitpunkt einsetzte. Zwei bis drei Jahre nach erfolgter Marktöff-
nung zeigten die Preise bereits wieder deutlich nach oben. Gewonnen
haben also vor allem Unternehmen. Verloren haben definitiv die Be-
schäftigten im Energiesektor. 20-30% der Beschäftigten verloren im
Zuge der Liberalisierung ihren Arbeitsplatz. Abgebaut wurde vornehm-
lich das gut bezahlte und daher für die Unternehmen teure technische
Personal. Ebenso zeigen die Investitionen einen starken Rückgang. Sie
sanken beim Kraftwerksbau in Österreich seit 1998 um rund 50%, bei
den Netzen um rund ein Drittel.4 Beides, Personalabbau und Investiti-
onsrückgang, geht langfristig zulasten der Versorgungssicherheit. Be-
denklich ist auch die starke Unternehmenskonzentration im Energie-
sektor. Von 2000 bis 2003 erlebte Europa eine Fusionswelle, aus 14
großen Unternehmen wurden nur mehr neun. Es bildeten sich große
international tätige »Multi-Utility-Unternehmen« heraus wie RWE,
E-ON oder EdF.5 Einmal mehr ist zu beobachten, dass Netzwerkindu-
strien mit Charakteristika von natürlichen Monopolen starke Konzen-
trationstendenzen entwickeln. Im schlimmsten Fall führt Liberalisie-
rung dann zur Herausbildung privater Monopole, die sich aufgrund
ihrer wirtschaftlichen und politischen Macht gesellschaftlicher Kontrolle
weitgehend entziehen können.

Die schon seit 1997 geplante Liberalisierung der Postdienste ist seit
dem 1.1.2003 im Umsetzungsstadium und soll bis 2009 abgeschlossen
sein. Einige Länder wie Schweden, die Niederlande oder Großbritanni-
en haben mit der Umstrukturierung der Postdienste  schon wesentlich
früher begonnen. Obgleich gravierende Auswirkungen auf die Preise
bislang nicht feststellbar sind, zeigt sich zum einen, dass die Beschäfti-
gung in diesem Sektor massiv gesunken ist. Seit Mitte der 1990er Jahre
ist die Beschäftigung in den betroffenen Ländern um bis zu 40% ge-
sunken (z.B. Deutsche Post –42%, Schwedische Posten AG –30%). In
Österreich sank die Zahl der Beschäftigten seit 1996 um knapp 24%
auf rund 27.000 Beschäftigte. Dieser Beschäftigungsabbau konnte durch
neue Beschäftigte bei alternativen Anbietern im Bereich Post- und
Kurierdienste bei weitem nicht ausgeglichen werden. Nur rund ein
Zehntel des Beschäftigungsabbaus bei den ehemaligen Monopolun-
ternehmen konnte in der BRD und Österreich so wettgemacht wer-
den.6 Zum anderen geriet die flächendeckende Versorgung mit Post-
diensten EU-weit massiv unter Druck. Das Poststellennetz wird von den
unter Kosten- und Ertragsdruck stehenden Unternehmen massiv aus-
gedünnt. Verlustbringende Postämter auf dem Land werden aufgege-
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ben. In der BRD wurden so bereits rund ein Drittel der Postämter ge-
schlossen. Auch in Österreich wurden seit 2000 in mehreren Wellen
rund ein Drittel der Postämter geschlossen, weitere Schließungen ste-
hen bevor.7

Ausschreibungswettbewerb bei kommunalen Dienstleistungen
Das Konzept des Wettbewerbs bei der Erbringung öffentlicher Dienst-
leistungen wird auf Gemeindeebene auf weitere Dienstleistungen wie
Wasserver- und Abwasserentsorgung, Müllentsorgung oder öffentli-
cher Nahverkehr (Bus, Straßenbahn) ausgedehnt. Erbringen öffentli-
che, kommunale Unternehmen die Dienstleistung nicht selbst, soll per
Ausschreibung die Dienstleistung an einen privaten Betreiber überge-
ben werden. Hier geht von der Wettbewerbspolitik der EU ein starker
Druck aus. Gemäß EU-Kommission soll ein »Wettbewerb um den Markt«
oder »Ausschreibungswettbewerb« stimuliert werden. Private Unter-
nehmen konkurrieren dabei um die Möglichkeit, für einen gewissen
Zeitraum eine öffentliche Dienstleistung zu erbringen. Der Zeitraum
wird von der öffentlichen Hand festgelegt. Hat die öffentliche Hand
ein Interesse daran, dass das private Unternehmen die für die Erbrin-
gung der Leistung erforderliche Infrastruktur (Schienennetz, Wasser-
leitungsnetz etc.) in Schuss hält oder gar ausbaut, muss ein relativ lan-
ger Konzessionszeitraum gewährt werden, um dem privaten Unter-
nehmen zu ermöglichen, die typischerweise hohen Investitionen auch
wieder zu verdienen. Nicht zuletzt aufgrund der Finanznöte der öf-
fentlichen Budgets besteht für viele Gemeinden genau darin der Reiz
einer Konzessionsvergabe. Je länger allerdings der Zeitraum für die
Konzession bemessen ist, desto ausgeprägter wird der Monopolvorteil
für das private Unternehmen.

Regulierungsdilemmata nehmen zu
Ein großes Problem stellt die Ausverhandlung des Konzessionsvertra-
ges zwischen öffentlicher Hand und privaten Unternehmen dar. Es muss
bis in letzte Detail festgelegt werden, welche Leistungen in welchem
Umfang, in welcher Qualität und zu welchem Preis zu erbringen sind.
Auch die dafür anzuwendenden Qualitäts-, Sozial- und Umweltstan-
dards sind festzulegen. Kurz: für alle Eventualitäten ist möglichst Vor-
sorge zu treffen. Auch wenn diese Verträge daher typischerweise meh-
rere tausend Seiten umfassen, handelt es sich trotzdem um unvollstän-
dige Verträge. Es ist unmöglich, alle Probleme, die in der Zukunft auf-
treten können, vorherzusehen. Kommt es dann zu einem überraschen-
den Problem, sind oft langwierige und kostspielige Rechtsstreitigkeiten
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zwischen öffentlicher Hand und privatem Erbringer die Folge. Die da-
von betroffene Dienstleistung muss aber dessen ungeachtet weiter
erbracht werden. Hier trifft die öffentliche Hand eine Ausfallhaftung.
Genau dieser Umstand ist privaten Unternehmen bewusst und kann
für sie einen beträchtlichen Anreiz darstellen, nicht vertragskonforme
Leistungen zu erbringen. Zudem zeigt die Erfahrung mit Ausschrei-
bungswettbewerben, dass es zur Herausbildung von Nachfrageoligo-
polen kommt. Beispiel Frankreich: Drei große Unternehmen beherr-
schen dort den »Markt« für Wasserversorgung. Vor allem kleinere Ge-
meinden sehen sich daher wirtschaftlich und politisch äußerst mächti-
gen Konzernen gegenüber, die ihnen die Vertragsbedingungen weit-
gehend diktieren. Die Verhandlungsmacht liegt einseitig bei den
Firmen. Kleinere Gemeinden und Städte sind auch kaum dazu in der
Lage, die Tätigkeit dieser Firmen ausreichend zu kontrollieren. Aus
Furcht vor Entschädigungszahlungen und den Prozesskosten scheuen
sie davor zurück, die Konzerne auf Einhaltung der Verträge zu verkla-
gen. Zu schlechter Letzt ist das Modell des Ausschreibungswettbewerbs
auch anfällig für Korruption.8 Vorkommnisse in einigen Kommunen
zeigen, dass Bürgermeister und verantwortliche Gemeindefunktionä-
re bestechungsanfällig sind.9 Und noch etwas hat sich gezeigt: Für die
privaten Konzerne sind nur die städtischen Ballungsräume interessant.
Ländliche Regionen bleiben unterversorgt bzw. die Kommunen müs-
sen die Wasserversorgung durch eigene Unternehmen gewährleisten.10

Die flächendeckende Versorgung bleibt ähnlich wie bei den Postdien-
sten auf der Strecke.

Im Endeffekt bedeuten Liberalisierung und Privatisierung öffentli-
cher Dienstleistungen, dass das Gewinnstreben vorherrschendes Ziel
der Unternehmen wird. Dadurch geraten öffentliche Zielsetzungen,
wie z.B. flächendeckendes Angebot, Versorgungssicherheit, die für die
Unternehmen nicht profitabel sind, ins Hintertreffen. Die staatliche
Regulierung ist im liberalisierten Markt allerdings zunehmend weni-
ger in der Lage, diese öffentlichen Aufträge zu sichern.
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»Mächtigen, anonymen Großkonzernen geht es nur um Gewinn
und Macht. Für die Gesellschaft wäre es besser, Kleinbetriebe zu
stärken: Small is beautiful!«

»›Small is beautiful‹
statt Großkonzerne«

Mitunter wird das problematische Wirken großer Unternehmen nicht
etwa als besonders anschauliches Beispiel für das Funktionieren wirt-
schaftlicher Prozesse angeprangert, sondern nur auf ihre Größe zu-
rückgeführt. Dass Kleinbetriebe wegen ihrer Überschaubarkeit im Ge-
gensatz zur Größe und damit einhergehenden Anonymität von Kon-
zernen sowie aufgrund einer »David gegen Goliath«-Analogie man-
chen sympathischer erscheinen, darf nicht darüber hinwegtäuschen,
dass prinzipiell alle Unternehmen nach den Regeln des Kapitalismus
funktionieren müssen, um zu überleben, es also in der Profitorientie-
rung keine prinzipiellen Unterschiede zwischen klein und groß gibt.
Ob es darüber hinaus Unterschiede zwischen kleinen und großen Un-
ternehmen gibt, lässt sich nur unter spezifischen Gesichtspunkten be-
antworten, die im Folgenden angeführt werden sollen.

Auswirkungen auf die Preise
Große Unternehmen bilden sich oft deshalb heraus, weil sie kosten-
günstiger produzieren können als kleine: Besonders bei Gütern in
Massenproduktion sind teure Investitionen (in Maschinen, Marketing,
Vertriebsapparat etc.) sowie weitläufige Arbeitsteilung und -anordnung
vonnöten, die sich umso mehr auszahlen, je mehr hergestellt wird: Die
Fixkosten teilen sich auf mehr Endprodukte auf, daher werden die
durchschnittlichen Herstellungskosten pro Stück niedriger, je mehr pro-
duziert wird (»steigende Skalenerträge«). In Großbetrieben lässt sich
auch das Risiko durch gleichzeitiges Agieren in mehreren Geschäftsbe-
reichen besser streuen.

Große Unternehmen sind auch Großabnehmer von Vorprodukten.
Sie können deshalb bei ihren Lieferanten meist Mengenrabatte erzie-
len. Ob diese günstigeren Herstellungskosten auch an die Kundschaft
der Großunternehmen in Form von niedrigen Preisen weitergegeben
werden, hängt vor allem von der Wettbewerbslage ab. In manchen
Branchen (z.B. Lebensmittel-Großmärkte) ist der Wettbewerb offen-
bar hoch, obwohl Großunternehmen dominieren. In anderen Branchen
(z.B. Ölindustrie, Pharmaindustrie), die auch von Großunternehmen
dominiert werden, gibt es wenig Wettbewerb und zum Teil hohe Prei-
se für bestimmte Produkte oder Dienste. Aufgrund einer Reihe von
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Ursachen gibt es keinen eindeutigen Zusammenhang zwischen der
Dominanz von Großunternehmen und der Intensität des Wettbewerbs.

Einerseits kommt es darauf an, ob in der betreffenden Branche die
Preise für die Kundschaft leicht vergleichbar sind und der Wechsel vom
einen zum anderen Anbieter einfach ist: Bei Strom- oder Mobiltele-
fongebühren z.B., beides Märkte, in denen wenige Großunternehmen
als Anbieter auftreten, sorgt oft der »Tarifdschungel« für geringe Ver-
gleichbarkeit, und der Anbieterwechsel ist meist mühsam. Dagegen
liefern sich etwa im Einzelhandel, der auch von wenigen Ketten domi-
niert wird, die Konkurrenten oft erbitterte Preisschlachten, die Konsu-
mentInnen recht gut ausnutzen können.

Zum anderen ist es von Bedeutung, ob es zwischen den Anbietern
zu geheimen Preisabsprachen kommt, oder ob die Wettbewerbsbe-
hörde das verhindert. So bestand etwa in Österreich lange Zeit der
Verdacht, die dominierenden Großbanken hätten eine Absprache ge-
troffen, sich bei den Spar- und Kreditzinsen nicht gegenseitig zu über-
bzw. unterbieten. Erst nach dem EU-Beitritt sorgte schließlich eine Kla-
ge der EU-Wettbewerbsbehörde für eine Untersuchung des Vorwurfs
mit anschließender Verurteilung.

Wenn kleine Unternehmen in Branchen mit Skalenerträgen tätig
sind, müssen sie entweder teurer sein oder bei den Löhnen und Gehäl-
tern sparen, um mit dem Preisniveau der großen mithalten zu können,
oder sie müssen Kundschaft mit  besonderen Zusatzleistungen locken
(z.B. außergewöhnlichen Öffnungszeiten im Lebensmittelhandel).

Fazit: Sowohl kleine als auch große Unternehmen sind dem Wettbe-
werb ausgesetzt. Für die Intensität des Wettbewerbs kann Unterneh-
mensgröße und deren Veränderung durchaus eine Rolle spielen. Da-
mit große Unternehmen preisbestimmend agieren können, müssen sie
es schaffen, den Markt unter Kontrolle zu halten. Manchmal reicht
aber auch nur ein Mitbewerber, damit das nicht gelingt. Wenn wenige
Große um die Vormacht in einer Branche kämpfen, kann das sogar
ganz besonders scharfen Preiswettbewerb mit sich bringen.

Auswirkungen auf Beschäftigte
Wie bereits erwähnt, haben Kleinbetriebe im Durchschnitt eine gerin-
gere Produktivität und arbeiten oft unterhalb der optimalen Betriebs-
größe. Diese Nachteile kompensieren sie insbesondere durch niedrige
Arbeitsentgelte. Entsprechend weisen Kleinbetriebe im Durchschnitt
ein niedrigeres Lohnniveau, weniger Lohnnebenleistungen sowie län-
gere Arbeitszeiten auf und bieten vergleichsweise schlechtere gesund-
heitliche und soziale Absicherung und weniger Weiterbildung für die
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Beschäftigten. Initiativen wie Demokratisierung und Humanisierung
der Arbeit finden auch eher in Großunternehmen statt. Frauen in Klein-
betrieben sind, aufgrund des dort häufig vorzufindenden patriarcha-
len Führungsstils und etwa mangels Betriebskindergärten tendenziell
benachteiligt. Die organisierte Interessenvertretung ist bei Kleinbetrie-
ben zumeist schwächer (z.B. hat die Belegschaft in Österreich und
Deutschland erst in Unternehmen ab fünf Beschäftigten das Recht auf
Gründung eines Betriebsrats), vielfach sind sie von arbeitsrechtlichen
Regelungen ausgenommen.1

Wenn Großunternehmen Entlassungen vornehmen, vor allem im
Rahmen groß angelegter »Downsizing-Anstrengungen«, erregt das be-
trächtliche öffentliche Aufmerksamkeit. Das liegt vor allem daran, dass
diese Unternehmen im Gegensatz zu den meisten kleinen bereits be-
kannt sind und weil aufgrund der Betriebsgröße viele Menschen auf
einmal betroffen sind. Die meist zu bestimmten Zeiten (z.B. in Kon-
junkturabschwüngen) wellenförmig stattfindenden »Downsizing«-
Aktionen von Großunternehmen, etwa jene in den 1990er Jahren, füh-
ren dazu, dass einerseits ein Teil der bisher von den Entlassenen geta-
nen Arbeit nun von den im Unternehmen Verbliebenen übernommen
wird. Andererseits handelt es sich auch vielfach um Auslagerungen,
die Arbeit wird nun von billigeren externen Zulieferern übernommen,
zum Teil von Kleinbetrieben. In den 90er Jahren war der Boom der
Kleinbetriebe zum Großteil ein Ergebnis von solchen Auslagerungs-
strategien von Großunternehmen2 – verbunden mit Verschlechterun-
gen für die Beschäftigten. Das ist auch ein Hinweis darauf, dass es viele
Kleinbetriebe gibt, die eher  den Status ausgelagerter Lieferanten von
Großunternehmen haben, als dass sie selbstständig tätig sein können.

Entlassungen oder Schließungen von Kleinbetrieben dagegen erre-
gen selten öffentliche Aufmerksamkeit, auch wenn sie massenhaft
passieren: Im Allgemeinen ist die Arbeitsplatzsicherheit in Kleinbetrie-
ben geringer als in großen, weil der Sektor der Kleinunternehmen
generell sehr instabil ist. Die meisten kleinen Neugründungen gehen
nach wenigen Jahren wieder ein und verschwinden vom Markt. In den
USA etwa schafft nur eine von 100 Neugründungen jemals den Sprung
in die Gewinnzone, weniger als eine von 1000 geht je an die Börse.3

Marktverhalten
Wenn große Unternehmen in ihrer Branche eine marktbeherrschende
Stellung einnehmen und vielen kleinen Lieferanten und/oder Abneh-
mern gegenüberstehen, erlangen sie eine oft sehr große Verhandlungs-
macht. Damit können sie den Preis und sonstige Bedingungen zu ihren
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Gunsten beeinflussen. Mitunter gelingt es ihnen als Hauptabnehmer
bzw. Hauptlieferant vor- bzw. nachgelagerter Unternehmen, diese in
starke Abhängigkeit zu bringen und damit zu dominieren. Auch kau-
fen große Unternehmen gelegentlich andere auf. Von einer generel-
len Tendenz zu immer größeren Unternehmen in allen Bereichen kann
aber nicht gesprochen werden. So sind etwa drei Viertel aller Großun-
ternehmen aus der Gruppe der 100 größten Unternehmen zwischen
1912 und 1995 entweder ganz verschwunden oder geschrumpft.4  Kon-
zentrationsgrade sind wegen technischen Fortschritts, sich verändern-
der Konsumwünsche, neuer Konkurrenten etc. einem Auf und Ab un-
terworfen. Und im Zentrum eines Unternehmens steht der Profit, nicht
die Größe. Größe kann zu höherer Profitabilität führen, muss aber nicht.
Immer wiederkehrende Trends zum »Downsizing« zeigen, dass Groß-
konzerne auch »zu groß« werden können, weshalb sie mitunter wie-
der unter Druck kommen, ihren Betriebsumfang abzubauen.5

Zwischen kleinen und großen Unternehmen besteht statt einer di-
rekten Konkurrenz meist eher ein gewisser Dualismus, wobei bestimmte
Bereiche, in denen Größe klar von Vorteil ist (z.B. in denen Bekannt-
heit und Markenmacht zählen, oder in denen Massenproduktion an-
gewandt werden kann, deren Kostenstruktur Große begünstigt), von
Großbetrieben dominiert werden. Dagegen können in anderen Berei-
chen kleine Betriebe einen relativ stabilen Platz behaupten. Das ist vor
allem dort der Fall, wo Leistungen dezentral und standortgebunden
erbracht werden müssen, sowie dort, wo individuelle Lösungen statt
standardisierter Massenproduktion erforderlich sind.6

Mitunter sind kleine Unternehmen Quelle von Innovationen, aber
für die Ausarbeitung und Durchsetzung dieser Ideen in Form von neu-
en Produkten auf dem Massenmarkt braucht es große Unternehmen,
vor allem dann, wenn der betroffene Bereich besonders komplex ist.
Was Innovation betrifft, sind klein und groß also meist komplementär.

Politische Macht
Große Unternehmen haben auch Verhandlungsmacht gegenüber dem
Staat. Wer groß ist, verfügt über Ressourcen, die vielfach nutzbar sind:
Für arbeitsplatzversprechende Investitionen an einem bestimmten
Standort können Zugeständnisse ausverhandelt werden, z.B. Steuer-
begünstigungen oder Subventionen. Ebenso können große Firmen
aufgrund ihrer größeren Bedeutung als Arbeitgeber effektiver mit
Standortverlagerungen drohen.7 Unter Bedingungen weitgehender Li-
beralisierung, Bewegungsfreiheit und internationaler vertraglicher
Absicherungen für Kapital ist das in den letzten Jahrzehnten immer
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leichter geworden. Ressourcen können von Unternehmen auch in Lob-
bying investiert werden, das staatliche und internationale Regeln und
Entscheidungen zu den eigenen Gunsten beeinflusst.

Gleichzeitig sind Großunternehmen aber auch Anreizen unterwor-
fen, sich als »gute Bürger« ihres Standorts zu erweisen: Zum einen
leben besonders Markenfirmen von einem guten Image, das durch ein
Bekanntwerden von Machtmissbrauch gefährdet würde. Zum ande-
ren sind große international tätige Firmen in vielfacher Hinsicht auf
»ihren« Staat angewiesen, haben also Interesse daran, diesen nicht zu
vergraulen: z.B. wenn es um diverse Genehmigungen geht (für neue
Investitionsvorhaben, für Subventionen, für Fusionen mit anderen Fir-
men) oder um die Vertretung der eigenen Interessen in internationa-
len Verhandlungen (z.B. Handels- und Investitionsschutzabkommen).
Diese und andere Mechanismen wirken als Bremse für Machtmiss-
brauchsanreize durch Großkonzerne, wenngleich letztere sich natür-
lich in vielen Fällen als stärker erweisen.

Alles in allem haben sowohl kleine als auch große Unternehmen
ihre Vor- und Nachteile. Kleinunternehmen sind häufig weniger effizi-
ent, volatil, d.h. unbeständig, und bieten weniger gute Bedingungen
für Beschäftigte. Große Unternehmen wiederum verfügen über Markt-
macht, die sie zum Schaden von MitbewerberInnen, KonsumentInnen
und dem Staat einsetzen können. Gemeinsam ist ihnen, dass sie unter
Wettbewerbsdruck stehen und deshalb gewinnorientiert arbeiten müs-
sen, weshalb Unternehmen egal welcher Größe kein Hort der Idylle sind.

Anmerkungen
1 Kristin Hallberg: A market-oriented strategy for small and medium-scale enter-

prises, International Finance Corporation Discussion Paper 40, The World Bank,
Washington D.C. 2000; Klaus Semlinger: Arbeitsmarktpolitik für Existenzgründer,
WZB Discussion Paper FS I 95-204 (1995)

2 b/w: Was heißt »Unternehmer« heute? Empirische Bestandsaufnahme und
Anknüpfungspunkte für emanzipatorische Politik, in: Kurswechsel 2/2000

3 The Economist: Innovation in Industry Survey, 20.2.1999; Hallberg (s. Anm. 1)
4 Leslie Hannah: Die Überlebenschancen der Großen, in: Prokla 28/4 (1998)
5 Gunther Tichy: Wettbewerbspolitik und die »Grenzen der Größe«, in: Wirt-

schaft und Gesellschaft 3/1998
6 Rene Leicht/Robert Strohmeyer: Die Bedeutung von lokaler, individueller und

professioneller Arbeit für die Persistenz kleiner Betriebe, in: Dieter Bögenhold/
Dorothea Schmidt (Hrsg.): Eine neue Gründerzeit? Die Wiederentdeckung kleiner
Unternehmen in Theorie und Praxis, Amsterdam 1999

7 Alexis Johann: Gehen oder bleiben, in: Goldener Trend 2004; Hanna Kordik:
Bin schon weg, in: Profil 47, 15.11.2004

»›Small is beautiful‹ statt Großkonzerne«



102 M

»Der Markt ist der Inbegriff der Effizienz: Der Wettbewerb am Markt
stellt den wirkungsvollsten Auslesemechanismus dar, der dafür sorgt,
dass sich am Ende das gesellschaftlich erwünschte beste Ergebnis durch-
setzt: Das beste Produkt wird am häufigsten gekauft, die beste Dienst-

leistung am meisten in Anspruch genommen, die beste technische
Lösung setzt sich durch, Wettbewerb erzeugt und verbreitet stän-
dig neue Ideen, Lösungen und Verbesserungen.«

»Am Markt setzt sich das
beste Produkt durch«

Marktglaube und pfadabhängige Entwicklung
Die Annahme der Durchsetzungskraft der besten Produkte1 ist irrefüh-
rend und kann keinesfalls Allgemeingültigkeit beanspruchen. Sie ist
Ausdruck einer ideologischen Haltung, die den Markt als Heilmittel
aller wirtschaftlichen Probleme sieht, so auch in Fragen der technolo-
gischen Entwicklung. Wissenschaftlich untermauern lässt sie sich nicht.
Es gab schon lange den Verdacht, dass große Unternehmen durch ag-
gressive Werbestrategien und hohe Werbebudgets imstande sind, so
ziemlich jedes Produkt an den Mann/die Frau zu bringen, unabhängig
davon, wie nützlich es ist, der Markterfolg also weniger von der Quali-
tät eines Produkts als von seinem Werbebudget abhängt.2 Das liegt
hauptsächlich daran, dass das Einholen ausreichender Informationen
für einen Produktvergleich für die KonsumentInnen meist schwierig
und mit hohem Aufwand verbunden ist und auch nicht alle vergleich-
baren Produkte überall gleich gut verfügbar sind. In den späten 1980er
und 90er Jahren haben jedoch theoretische wie auch empirische Ar-
beiten im Bereich der Innovations- und Industrieökonomik gezeigt, dass
eine Vielzahl von anderen Faktoren zu »Marktversagen« führen kön-
nen, wodurch sich häufig nicht die produktivsten oder technisch aus-
gefeiltesten Produkte und Technologien durchsetzen.3

Das wohl berühmteste Beispiel ist jenes der QWERTY-Schreibmaschi-
nentastatur. Mitte der 1980er Jahre hat der US-amerikanische Öko-
nom Paul David gezeigt, dass im angloamerikanischen Raum seit nun-
mehr über 130 Jahren die QWERTY-Anordnung4 praktisch auf jeder
Schreibmaschine und jeder Computertastatur anzutreffen ist, obwohl
mehrere alternative und technologisch sowie wirtschaftlich bessere
Tastenanordnungen verfügbar wären.5 Er hat dies auf den pfadabhän-
gigen Charakter der technischen Entwicklung der Schreibtechnik zu-
rückgeführt. Pfadabhängigkeit bedeutet, dass positive Rückkoppe-
lungseffekte zwischen einer Technologie und dem technologischen,
historischen sowie sozialen Umfeld, in dem sie entsteht und in das sie
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eingebettet ist, zu einer Verstärkung spezifischer Eigenschaften füh-
ren, die sich im Nachhinein als Fehlentwicklung entpuppen können.
Dies ist dann zumeist schwer rückgängig zu machen.

Historische Zufälle und ihre Folgen. Drei Beispiele
Historische Zufälle und vor allem die Reihenfolge, in der sich diese er-
eignen, bestimmen maßgeblich den Entwicklungsprozess einer Tech-
nologie. So war die Anordnung der Tasten auf der ersten kommerziell
erfolgreichen Schreibmaschine von Scholes (patentiert 1867 und spä-
ter als Remington No. 1 vermarktet) das Ergebnis zahlreicher Experi-
mente, in denen die Erfinder versucht hatten, eine Tastenanordnung
zu finden, die das Zusammenstoßen der Typen bei schnellem Schrei-
ben verhindern würde. In der Folge wurde die Zehn-Finger-Schreibme-
thode für dieses QWERTY-Tastenfeld entwickelt. Der zweite ausschlag-
gebende Faktor war jedoch, dass in diese Zeit auch die Entstehung der
großen Unternehmen und damit der modernen unternehmerischen
Bürokratien fiel. Unternehmen brauchten nun TypistInnen und bevor-
zugten jene, die der Zehn-Finger-Schreibmethode mächtig und damit
produktiver waren als solche, die diese nicht beherrschten. Dadurch
etablierte sich das QWERTY-Tastenfeld bald als Standard, der nicht mehr
durch andere und vermeintlich bessere Tastenfelder verdrängt wer-
den konnte, da dies eine kostspielige Umstellung der TypistInnen und
der Maschinen zur Folge gehabt hätte.

Auch andere Fälle von Pfadabhängigkeit wurden in der Literatur
eingehend analysiert. Eine der meistzitierten Studien ist jene von Ro-
bin Cowan,6 die zeigt, dass die Entwicklung und Verbreitung von Druck-
wasser-Kernreaktoren zur Energiegewinnung in den USA das Ergebnis
der politischen Umstände des Kalten Krieges war. Sie zwangen die
Regierung, die zivile Nutzung der von der militärischen U-Boot-Tech-
nologie her bekannten Druckwasser-Reaktoren voranzutreiben. Da-
mit wurde die von Ingenieuren als überlegen angesehene, jedoch noch
relativ unerforschte Reaktorentechnik mit Gaskühlung nicht weiter-
entwickelt. Ein drittes berühmtes Beispiel ist die Etablierung des VHS-
Formates bei Videorecordern. Es konnte sich gegenüber Betamax durch-
setzen, obwohl letzteres als technologisch ausgereifter galt.7 VHS-Kas-
setten verfügten nämlich über eine geringere Wiedergabequalität,
konnten dafür aber eine größere Bandlänge und damit eine längere
Abspielzeit bieten. Das führte dazu, dass Videofilme zunächst nur in
diesem Format angeboten wurden. Damit bevorzugten die Konsumen-
tInnen VHS-Videorecorder, wodurch sich in der Folge das von Matsus-
hita und JVC eingeführte VHS durchsetzte.8

»Am Markt setzt sich das beste Produkt durch«
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Netzwerkeffekte und »lock-in«
All diese Beispiele deuten bereits auf mögliche Ursachen und Folgen
positiver Rückkoppelungseffekte hin. Sie entstehen immer dort, wo
Menschen von der Erfahrung anderer lernen, die Entscheidungen ei-
ner Person von der Entscheidung anderer oder das Funktionieren ei-
ner Technologie vom Funktionieren anderer Technologien in dynami-
scher Weise abhängen und zu einer entsprechenden Anpassung des
menschlichen Verhaltens führen. Diese Phänomene können unter dem
Begriff »Netzwerkeffekte« zusammengefasst werden. So hängt z.B.
die individuelle Entscheidung, sich an das Telefonnetz anschließen zu
lassen, auch davon ab, wie viele andere TeilnehmerInnen bereits über
einen Anschluss verfügen. Potenzielle AnwenderInnen dieser Techno-
logie stehen also vor einem Koordinationsproblem, da ihr Gebrauchs-
wert von der Gesamtzahl aller Teilnehmenden und damit von voran-
gegangenen Entscheidungen anderer Personen abhängt.9 Sie müssen
ihre Entscheidung also direkt und indirekt mit anderen TeilnehmerIn-
nen abstimmen. Haben diese sich für ein womöglich technologisch
unterlegenes Produkt entschieden, so können Netzwerkeffekte dazu
führen, dass es sich dennoch etabliert. Je stärker diese Effekte sind,
desto eher werden die BenutzerInnen jene Alternative bevorzugen,
die von der Mehrzahl der Teilnehmenden verwendet wird, selbst wenn
sie technologische Unzulänglichkeiten aufweist.

Dieses Phänomen gilt generell für so genannte Netzwerktechnolo-
gien, wie sie bei Energieversorgungs-, Transport- oder Kommunikati-
onsdienstleistungen im Einsatz sind. Doch das Beispiel der Schreibma-
schinentastatur zeigt, dass die Bedeutung von Netzwerkeffekten über
die genannten Technologien hinausgeht, da Netzwerkeffekte omni-
präsent und nicht notwendigerweise von einem rein technologischen
Netzwerk abhängig sind. Die Attraktivität von Schreibmaschinen mit
der QWERTY-Tastatur hing von der Anzahl der TypistInnen ab, die die
Zehn-Finger Methode beherrschten. Die Unternehmen bevorzugten
letztere, weil sie produktiver waren und kauften die entsprechenden
Schreibgeräte. Da die Unternehmen aber nun über solche Maschinen
verfügten, hätten sie keine TypistInnen eingestellt, die eine Zehn-Fin-
ger-Methode auf einer anderen Tastatur beherrschten, noch hätten
sich angehende TypistInnen dafür ausbilden lassen. Ihre Chance, eine
Arbeit zu bekommen, hing ja nun wiederum von der Anzahl der Schreib-
maschinen mit QWERTY-Tastatur ab: eine Pattsituation, die im Jargon
als »lock-in« bezeichnet wird. Sie tritt immer dann auf, wenn die Än-
derungskosten in Relation zu dem erwarteten Gebrauchswert einer
alternativen Technologie als zu hoch eingeschätzt werden. Im Fall von
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QWERTY wirkt dieser Effekt sogar bis heute, obwohl die mechanische
Schreibmaschine, auf deren Probleme des Zusammenstoßens von Ta-
sten das System angepasst war, mittlerweile durch Computertastatu-
ren verdrängt worden ist.

Die fatalen Folgen von Kinderkrankheiten
Warum sollten sich jedoch die frühen AnwenderInnen oder Innovato-
ren einer Technologie in so grundlegender Weise irren und einen Effi-
zienzverlust, wie er im vorangegangenen Absatz beschrieben wurde,
in Kauf nehmen? In den meisten Fällen ist es für sie nur unter großer
Unsicherheit möglich, sich ein Urteil darüber zu bilden, ob ein Produkt
oder eine Technologie besser als eine Alternative ist. Anfangs leiden
die meisten neuen Produkte an »Kinderkrankheiten« und entfalten
ihr volles Potenzial erst später, wenn all diese Probleme beseitigt sind.
Vor- und Nachteile werden damit erst nach und nach im Zuge der Nut-
zung bekannt. In den meisten Fällen ist es deshalb selbst für Fachleute
schwer abzuschätzen, was ein Produkt oder eine Technologie wirklich
zu leisten vermag. Aus diesem Grund wird die Entscheidung über die
Verwendung einer neuen Technologie zumeist auf der Basis unvoll-
ständiger Informationen getroffen, wodurch die Irrtumswahrschein-
lichkeit sehr hoch ist.

Doch ein solcher Irrtum kann weit reichende Konsequenzen haben.
Innovatoren verringern durch ihre Entscheidung die Unsicherheit für
potenzielle BenutzerInnen, denn diese können das Verhalten nun ent-
weder dahingehend interpretieren, dass die Innovatoren dem Produkt
Vertrauen schenken, weil sie sich besser auskennen und damit über
bessere (technische oder kommerzielle) Informationen verfügen, die
letztere nicht haben. In diesem Falle ist es für sie sinnvoll, das Verhal-
ten zu imitieren. Oder aber sie sind sich der Tatsache bewusst, dass die
Innovatoren durch ihre Verwendung auch zur »Heilung der Kinder-
krankheiten« beitragen und dann ist es für sie ebenso sinnvoll, deren
Entscheidung nachzuahmen, da dieses Produkt ja mit der Zeit weniger
fehleranfällig wird. In beiden Fällen verringern Lerneffekte die tech-
nologische Unsicherheit und führen zu einer positiven Rückkoppelung
mit den Entscheidungen anderer BenutzerInnen. Damit ist es nun aber
möglich, dass eine schlechtere Technologie ohne »Kinderkrankheiten«
anscheinend besser funktioniert als die bessere mit »Kinderkrankhei-
ten« und sich das schlechtere Produkt durchsetzt.10 Das oben ange-
führte Beispiel der Nukleartechnologien illustriert dies. Technologische
Unsicherheit und eine größere Erfahrung mit einer der beiden Alter-
nativen führten hier dazu, dass der Markt nicht die beste Technologie
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gewählt hat.11 Dies war eine Entwicklung mit nachhaltigen Folgen,
denn die schwerer zu kontrollierenden Druckwasserreaktoren sind bis
heute in Verwendung.

Tücken von Produktsystemen
Der Fall »VHS gegen Betamax« zeigt auch eine andere wichtige Di-
mension von Netzwerkeffekten. Immer dann, wenn Komplementari-
täten zwischen Technologien bestehen, d.h. eine Technologie zum Funk-
tionieren eine andere benötigt und sie zusammen ein technologisches
System ergeben, besteht die Gefahr systemischer Pfadabhängigkeit und
der Durchsetzung eines schlechteren Produktsystems. Ein Unterneh-
men, das eine große Marktmacht in einer spezifischen Technologie
besitzt, kann diese ausnutzen, um komplementäre und möglicherwei-
se bessere Technologien von Mitbewerbern zu verdrängen. Dies ge-
schieht z.B. durch aggressive Verkaufs- oder Preissetzungsstrategien
und Bündelung des beworbenen Produktes mit dem komplementären
Gut. So hat Microsoft beispielsweise seine Marktmacht im Bereich der
Betriebssysteme dazu ausgenutzt, im Markt für Internet Browser den
Netscape Navigator, der dem eigenen Internet Explorer (Version 4)
anfangs technologisch überlegen war und bereits fast 90% Marktan-
teil hatte, durch Bündelung mit dem Betriebssystem Windows zu ver-
drängen und damit in diesem Markt selbst eine beherrschende Positi-
on aufzubauen.12

Der Fall zeigt auch, dass ein marktbeherrschendes Unternehmen ei-
nen Anreiz besitzt, sein Produkt nicht kompatibel zu Produkten von
Mitbewerbern zu gestalten. Da dieses Unternehmen ohnehin den Vor-
teil hat, dass die Netzwerkeffekte und damit der Gebrauchswert im
Zusammenhang mit seinem Produkt am stärksten sind, kann es versu-
chen, seinen Markt vor Mitbewerbern zu schützen, indem es sie nicht
mit deren Produkten kompatibel macht.13 So hat Microsoft im Zuge
des so genannten Browser-Krieges etwa versucht, den Gebrauchswert
des Netscape Navigators zu verringern, indem es den für alle Software-
hersteller geltenden Java Programmierstandard, mit dem dynamische
Elemente von Internetseiten umgesetzt werden, durch Einführung ei-
gener Befehle, die nur vom Internet Explorer gelesen werden konn-
ten, »verseuchte«. Wie sich zeigt, besteht durchaus die Möglichkeit,
dass sich die »freien Kräfte des Marktes« zu schnell auf Produkte und
Technologien festlegen, die eben nicht »die Besten« sind. Dem gern
und häufig strapazierten Argument, dass sich am Markt notwendiger-
weise die »beste Technologie« oder das »beste Produkt« durchsetzt,
muss daher widersprochen werden.
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»Die wichtigsten Nachrichten sind eigentlich die von der Börse.
Durch Aktienhandel kann jeder reich werden. Außerdem belebt
die Börse die Wirtschaft.«

Börse und Ressentiments gegen die Finanzsphäre
Während bei den einen die Welt der Börse als unheimlicher verschwö-
rerischer Zirkel verschrien ist, wird sie von den anderen als Quelle von
»Reichtum für alle« ins Spiel gebracht.

Der Begriff »Börse« bezieht sich auf einen Handelsplatz für Wertpa-
piere: Diese Papiere können Eigentumstitel an Unternehmen (Aktien),
Rohstoffe wie Öl und Gold, Devisen oder Anleihen (handelbare Kredi-
te) sein. Dieses Kapitel konzentriert sich auf Aktienbörsen.

Von ihren Anfängen zu Beginn des Kapitalismus bis zur Mitte des
20. Jahrhunderts hatten Aktienbörsen in der Regel Eigenschaften ei-
nes kleinen Clubs mit beschränkter Mitgliedschaft. Eine kleine Gruppe
von Börsenakteuren verwaltete das Eigentum einer relativ kleinen Grup-
pe von Vermögensbesitzenden, die mit ihren Aktien Teilbesitz an ei-
nem oder mehreren Unternehmen hielten.1 Vorbehalte und Ressenti-
ments gegenüber der Finanzsphäre, teils aus religiöser Überzeugung
(z.B. katholisches Zinsverbot) gespeist, teils Bestandteil einer Vorstel-
lung, die »ehrliche Arbeit« mit handwerklicher Tätigkeit identifiziert
und alles »Abstrakte« ablehnt, konnten so einfache Ziele finden. Der
Antisemitismus schließlich trifft eine Gegenüberstellung von »raffen-
dem« und »schaffendem« Kapital und imaginiert ein »jüdisches Finanz-
kapital«, das international vernetzt mittels der Börse die Welt regiere.

Diese Ideen missverstehen die Börse als Fremdkörper in der kapitalis-
tischen Wirtschaft, obwohl ihre Funktion und die in ihrem Rahmen
stattfindenden Tätigkeiten wesentlich zum System gehören.

Aktienbörsen sind nicht – wie es in der konstruierten Gegenüber-
stellung von »schaffendem« und »raffendem« Kapital anklingt – ent-
standen, um Unternehmen durch äußerliche, sachfremde Interessen
zu manipulieren. Sie stellen vielmehr eine spezielle Form für die Grup-
pe der Besitzenden dar, Eigentum und die gewinnorientierte Führung
von Unternehmen zu organisieren und zu verwalten.

Dass AktionärInnen als EigentümerInnen börsennotierter Unterneh-
men am Gewinn interessiert sind, haben sie mit allen anderen Unter-
nehmenseigentümerInnen gemeinsam. Für die Besitzenden bieten
Aktien den Vorteil, Anteile (und somit mögliche Gewinnbeteiligun-
gen) verschiedener Firmen halten und jederzeit wechseln zu können,
statt an das Eigentum einer bestimmten Firma gebunden zu sein.
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An der Börse notiert sind traditionell große Unternehmen. Histo-
risch war die Form der Aktiengesellschaft eine Erfindung, um große
Kapitalmengen für riskante Projekte aufzubringen (z.B. Eisenbahnge-
sellschaften Ende des 19. Jahrhunderts), die die Finanzkraft einzelner
Personen überstiegen hätten. Für die Unternehmen ist der Börsengang
eine Möglichkeit, an Eigenkapital zu kommen, dessen EigentümerIn-
nen auch einen Teil des Geschäftsrisikos übernehmen. Denn während
ein Bankkredit in jedem Fall zurückbezahlt werden muss, erhalten
AktionärInnen im Austausch gegen ihr Geld nur das Versprechen, im
Fall des Auftretens von Gewinnen Anteile in Form von Dividenden zu
erhalten, und es wird ihnen erlaubt, die Anteile jederzeit weiterzuver-
kaufen. Als weitere Motive für den Börsengang von Unternehmen
gesellten sich im Lauf der Zeit auch die Finanzierung von Übernahmen
anderer Unternehmen sowie der Verkaufswunsch durch den Firmen-
gründer hinzu.

Dass ein wesentliches Motiv für den Erwerb von Aktien die Spekula-
tion auf Gewinn ist, liegt in der Natur der Sache und unterscheidet im
Übrigen den Aktienkauf nicht grundsätzlich von irgendeiner anderen
Investition: Eine Aktie wird in der Hoffnung gekauft, dass ihr Wert in
Zukunft steigt bzw. sie Dividende abwirft. Ebenso investiert ein Unter-
nehmen in neue Produktionsanlagen, in der Hoffnung, dass diese Pro-
dukte herstellen werden, die sich mit Gewinn absetzen lassen. Beides
folgt einem spekulativen Motiv, nur mit dem Unterschied, dass man
sich von Aktien in der Regel leichter trennen kann als etwa von Ma-
schinen.2

Börse und »Shareholder Value Revolution«
Insbesondere in Zeiten steigender Aktienkurse werden Börsen popu-
lär, und mit propagandistischen Mitteln werden größere Bevölkerungs-
gruppen zum Aktienkauf ermuntert. So etwa in den USA in den 1920er
und 30er Jahren, bevor der Börsenkrach am »Schwarzen Freitag« das
Vertrauen über Jahrzehnte erschütterte. In den letzten zwei Jahrzehn-
ten ist die Rolle der Aktienbörse und der Finanzmärkte im Allgemei-
nen wieder einem Wandel unterworfen. Das lässt sich am deutlichsten
an der Stellung in den Medien ablesen: Waren Börsennachrichten frü-
her auf spezielle Branchenmedien beschränkt, sind sie heute Bestand-
teil der Hauptnachrichten im Fernsehen. Die Finanzindustrie ist eine
expandierende Branche und Aktienbesitz ist heute in vielen Staaten
breiter gestreut als früher.

Das hat verschiedene Ursachen. Zum einen haben sich in der Nach-
kriegszeit in Jahrzehnten weitgehender wirtschaftlicher Prosperität
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hohe Vermögensbestände in privater Hand angesammelt. Die Verwal-
tung dieser Vermögen hat zum Wachstum einer Finanzindustrie bei-
getragen, die im Namen der AnlegerInnen auftritt und sich um wirt-
schaftspolitischen Einfluss und um die Ausweitung ihres Geschäftsfelds
bemüht: Abbau von Regulierungen für Finanzmarktgeschäfte, Erschlie-
ßung neuer Wachstumsbereiche (allen voran die Privatisierung der
Pensionsvorsorge) und Privatisierungen von öffentlichen Unternehmen
über die Börse.

Zum anderen ist die Idee, Aktieneigentum stärker in der Bevölke-
rung zu verbreiten, ein wichtiger Bestandteil neokonservativer Politik
geworden. Wichtige Beispiele sind zum einen die Einführung privater
Pensionsvorsorge – begonnen in Chile 1981 und in Europa und USA
seit den 1990er Jahren ins Zentrum von Reformbemühungen gerückt.
Zum anderen die Privatisierung staatlicher Betriebe über die Börse,
verbunden mit »Volksaktien«-Kampagnen zur Verbreitung von Akti-
enbesitz in neuen Bevölkerungsgruppen, zuerst in Großbritannien unter
Thatcher in den 80er Jahren, und in zahlreichen Ländern, u.a. Deutsch-
land und Österreich, im Rahmen von Telekom-Privatisierungen in den
1990er Jahren nachgeahmt. Das Ziel ist, mehr Menschen zu einer be-
sitzindividualistischen Einstellung zu bewegen und so zu Verbündeten
einer besitztumswahrenden und kapitalfreundlichen Politik zu machen.
Börse erhielt so zunehmend eine symbolische Funktion: Als Modell ei-
ner Welt, in der der »freie Markt« regiert.

Diese Entwicklung wurde in den 1990er Jahren in dem Begriff
»Shareholder Value« verdichtet. Mit seiner Verbreitung wurde dem
Gedanken zu Prominenz verholfen, Unternehmen seien ausschließlich
zum Nutzen ihrer AktionärInnen da. Dies ist eine Attacke auf die Ent-
wicklung in der Nachkriegszeit, in der große börsennotierte Unterneh-
men vielfach auch Ansprüchen von Staat, Beschäftigten und anderen
so genannten Stakeholdern ausgesetzt waren.

Die »Shareholder Value«-Devise ging einher mit einem außerge-
wöhnlichen Aktienboom, vor allem in den USA. Die Börse erschien als
Maschine, die alle Beteiligten reich macht. Neue Technologien (etwa
die Möglichkeit, per Internet Aktien zu handeln), hohe mediale Auf-
merksamkeit und politische Initiativen verleiteten neue Kundengrup-
pen zum Aktienkauf. »Shareholder Value« wurde zu einem populären
Slogan, der den Glauben bzw. die Forderung transportierte, Vermö-
gensbesitz verleihe einen Anspruch auf Ertrag, dem sich alle anderen
Ziele und Ansprüche unterzuordnen haben, und diesen Ertragsanspruch
als mit dem Allgemeinwohl identisch erklärte.

Diese Ansprüche sind aus einer Reihe von Gründen überzogen.

Unternehmens-Mythen
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Durch Börsenbeteiligung reich werden?
Mit Kampagnen zur Förderung einer »Aktienkultur« und zur Verbrei-
tung von Aktienbesitz wurde in den letzten Jahren versucht, auch Lohn-
abhängige zu einer stärkeren Identifikation mit den Interessen des
Kapitals zu motivieren.

Jedoch besitzen nur 14% der Haushalte in Deutschland (gegenüber
50% in den USA) Aktien oder Anteile an Aktienfonds. Unter diesen
sind sie sehr ungleich verteilt, nämlich mehrheitlich im Besitz von Men-
schen mit höheren Einkommen (Aktienbesitz ist erst ab einem Netto-
Monatseinkommen von 2000 Euro weiter verbreitet), männlichen Ge-
schlechts (in Deutschland zu 58%) und mit höherer Bildung.3 Die reich-
sten ein Prozent der Bevölkerung halten dabei in allen Staaten die
Mehrheit aller Aktien, während die meisten Menschen, die überhaupt
Aktien besitzen, nur sehr geringe Summen ihr Eigen nennen.4

Weder in den USA noch in Kontinentaleuropa kann also von einem
»Volkskapitalismus« oder einer »Aktionärsdemokratie« gesprochen
werden, denn nur ein geringer Teil der Bevölkerung besitzt überhaupt
Aktien, und sowohl Besitz als auch Verwaltung dieser Vermögenspa-
piere sind hoch konzentriert.

Während des Börsenbooms in den 1990er Jahren wurde suggeriert,
durch Aktienbesitz könnten auch Personen mit geringen Einkommen
und Vermögen ihre Lage verbessern. Ähnlich wie im Glückspiel ist un-
verhoffter Reichtum beim Börsenengagement aber die Ausnahme und
durch individuelles Handeln praktisch nicht zu beeinflussen. Da Kurs-
bewegungen sich jeder Kontrolle und Planung entziehen, ist systema-
tisches Vorgehen und Gewinnerzielung durch »richtige Börsenstrate-
gien« in der Regel nicht möglich, schon gar nicht für KleinaktionärIn-
nen, die keinen Zugang zu Insiderinformationen haben.

In den USA wurden zwei Drittel der Börsengewinne, die der Börsen-
boom der 1980er und 90er Jahre hervorgebracht hatte, von den reich-
sten ein Prozent der Bevölkerung eingestreift. Von einer Umvertei-
lung oder Verbreiterung der Beteiligung am Reichtum durch Börse kann
also keine Rede sein.5 Die Mehrheit der Bevölkerung bezieht, selbst in
der »Börsenmetropole« USA, den Großteil ihrer Einkünfte aus Lohn-
einkommen und erzielt demgegenüber, wenn überhaupt, nur mini-
male Einkünfte aus Aktienbesitz.

Die Börse belebt nicht das Wirtschaftswachstum
Entgegen der vielfach geäußerten Behauptung, eine Ausweitung des
Aktienbesitzes und mehr Börsennotierungen von Unternehmen seien
notwendig, um die Wirtschaft zu beleben, lassen sich keine Zusam-
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menhänge zwischen Börsenentwicklung und gesamtwirtschaftlicher
Wachstums- und Produktivitätsentwicklung feststellen.6

Der Börsenalltag mit seinen gigantisch wirkenden Umsätzen wird
vom Handel mit bestehenden Papieren dominiert; die Neuausgabe von
Aktien zur Kapitalaufbringung spielt im Vergleich dazu eine unterge-
ordnete Rolle. »Mehr Börse« verhilft nicht zu mehr Wachstum oder
sonstigen gesamtwirtschaftlichen Verbesserungen, sondern verspricht
Vorteile für spezielle Gruppen: Einzelne Unternehmen mit Kapitalbe-
darf können sich davon Finanzierung für Wachstum oder Übernahme
anderer erhoffen. Aktienbesitzende Gruppen können ihr Eigentum
breiter streuen, und ihnen eröffnen sich neue Gewinnmöglichkeiten.
Und Finanzdienstleistungsunternehmen erhalten dadurch Aussicht auf
neue KundInnen und Geschäftsmöglichkeiten. Ein gesamtwirtschaftli-
cher Vorteil eines börsendominierten Systems etwa gegenüber einem
Finanzsystem, das von Banken dominiert wird, ist aber nicht zu erken-
nen.

Unbedeutend für die Unternehmensfinanzierung
Die Ausgabe von Aktien kann dem Unternehmenswachstum dienen.
Sobald das aber geschehen ist, stellt der Aktienmarkt keine bedeuten-
de Finanzierungsquelle der laufenden Investitionen eines Unterneh-
mens mehr dar. Überall werden Investitionen etablierter Unterneh-
men zu einem überwältigenden Anteil aus den eigenen Gewinnen der
Unternehmen finanziert. Wenn diese nicht ausreichen, wird regelmä-
ßig zuerst auf Kredite und Anleihen zurückgegriffen.7

Gesamtwirtschaftlich betrachtet trägt die Aktienausgabe fast nichts
zur Investitionsfinanzierung bei: Selbst auf dem Höhepunkt des letz-
ten Börsenbooms im Jahr 2000 lag der Anteil des über den Aktien-
markt aufgebrachten Kapitals an den Bruttoanlageinvestitionen bei
lediglich 12,5% in den USA, in Deutschland bei 6,4% und in Österreich
bei 5%. Im weniger guten Jahr darauf bereits nur mehr bei 7% in den
USA, 0,7% in Deutschland und 1,8% in Österreich.8

Kein verlässliches »Wirtschaftsbarometer«
Weil Aktienhandel darauf basiert, Erwartungen über die wirtschaftli-
che Entwicklung in der Zukunft zu bilden und auf Basis dieser Zukunfts-
erwartungen heute zu kaufen bzw. zu verkaufen, wird dem Aktien-
markt häufig die Funktion eines »Wirtschaftsbarometers« zugespro-
chen. Steigende Kurse würden demnach auf gute allgemeine Wirt-
schaftsaussichten hinweisen. Dass Kurserwartungen an den Börsen aus
Unternehmenseigentümer-Sicht getroffen werden, macht sie aber nur
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zu einem relativ einseitigen und wenig repräsentativen Indikator. Und
dass steigende Kurse oft auf Erwartungen basieren, die sich später als
falsch herausstellen, zeigt sich auch immer wieder.9

Beschränkte Effekte von Kursschwankungen
Seit im Oktober 1929 ein Börsenkrach zum Ausgangspunkt einer tie-
fen Wirtschaftskrise wurde, wird seitens der Politik versucht, durch
wirtschaftspolitische Intervention auf Börseneinbrüche zu reagieren
und Krisen zu verhindern.

Welchen realen wirtschaftlichen Effekt haben schwankende Börsen-
kurse? Der Handel mit bestehenden Aktien und die dadurch in Gang
gesetzten Kursschwankungen sind vor allem für die Börsenakteure
selbst von Interesse. Auf die restliche Wirtschaft können sich Kurs-
schwankungen auf folgende Art und Weise auswirken: Steigende Kur-
se von Aktien führen zu steigendem Vermögensstand bei jenen, die
sie besitzen. Schon die Aussicht auf den Verkauf der Papiere mit Ge-
winn kann die Betroffenen dazu verleiten, Konsumausgaben zu täti-
gen, was wiederum der Wirtschaft zugute kommt. Fallende Kurse könn-
ten wiederum zu Ausgabeneinschränkungen führen.10 Je mehr Leute
Aktien besitzen, desto bedeutsamer ist die Wirkung. Die Mehrheit der
AktionärInnen hat nur wenige Aktien und lebt nicht von deren Ertrag,
insofern sind sie von Kursschwankungen nicht besonders betroffen.
Aber für Leute, deren Einkommen zum Großteil von Aktienerträgen
abhängig ist, wie z.B. die Kundschaft von Pensionsfonds, können die
Folgen eines Kursverfalls bedeutend sein. Dies hat sich etwa in den
USA nach 2000 gezeigt, als viele Menschen, die in den Jahren zuvor
dank des Börsenbooms auf bestimmte Erträge aus ihrer privaten Al-
tersvorsorge gehofft hatten, nach dem allgemeinen Kurssturz von ih-
ren Pensionsfonds die Nachricht erhielten, dass die Auszahlungen weit
unter den Erwartungen liegen würden. Eine verstärkte Privatisierung
der Pensionsvorsorge, im Rahmen derer Pensionsbeiträge – ohne aus-
reichende öffentliche Sozialversicherung – an der Börse veranlagt wer-
den, birgt für die Betroffenen folglich erhebliche Gefahren (vgl. den
Mythos »Private Altersvorsorge ist sicherer als die staatliche Rente«,
S. 132ff.).

Zweitens bedeuten hohe Kurse für die Unternehmen, deren Aktien-
kurs sich verändert, die Chance, weitere Aktien zu günstigen Bedin-
gungen unter die Leute bringen zu können. Dramatisch sinkende Kur-
se bergen dagegen die Gefahr, dass das Unternehmen von einem Kon-
kurrenzunternehmen aufgekauft wird, indem dieses die Aktien gün-
stig erwirbt.
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Börse erfasst immer nur einen Teil der Wirtschaft
In Europa wird oft geklagt, dass es zu wenig börsennotierte Firmen
gebe. Doch das liegt nicht nur an mangelhaften Rahmenbedingungen
für die Börse oder zu schwachem Aktienengagement der Bevölkerung.
Das Potenzial börsenfähiger Unternehmen ist aufgrund der klein- und
mittelbetrieblich dominierten Struktur der Unternehmenslandschaft
beschränkt. Nur 0,02% der Unternehmen in Deutschland sind börsen-
notiert, in Österreich sind es 0,05%, aber selbst in den USA nur 0,08%.
Für das Gros der Klein- und Mittelbetriebe, die an die 95% aller Betrie-
be in Österreich und Deutschland ausmachen, ist ein Börsengang von
untergeordneter Bedeutung. Selbst im Verhältnis zu der Anzahl der
größeren Unternehmen (jenen mit über 100 Beschäftigten) liegt der
Anteil der börsennotierten heimischen Firmen in Österreich nur bei
4%, in den USA bei 5%.11 Allerdings weisen diese wenigen Großbetrie-
be einen überproportional großen Anteil an der Gesamtproduktion
auf: In Österreich entfallen auf börsennotierte Unternehmen rund 10%
der Beschäftigten.12 In den USA und in Großbritannien wird der Bei-
trag börsennotierter Firmen zum jährlichen Bruttoinlandsprodukt auf
rund 40% geschätzt.13

Für das oft sehr schnelllebige Börsenumfeld sind nicht alle Unter-
nehmen geeignet, sondern vorwiegend große, etablierte. Abseits von
speziellen Modewellen, bei denen z.B. Ende der 1990er Jahre kleine
junge Technologiefirmen eine Zeitlang Börsenlieblinge waren (was sich
nach dem Crash 2000 rasch wieder änderte), werden die Portfolios der
Profianlagefirmen von »blue chips« beherrscht: Aktien großer, bere-
chenbarer, alteingesessener Unternehmen. Kleinere Unternehmen sind
für die Börse in der Regel weder interessant noch an einem Börsen-
gang interessiert.

Strukturelle Grenzen von »Shareholder Value«
Die Erklärung von »Shareholder Value« zum obersten Unternehmens-
ziel wird damit begründet, dass Unternehmen dadurch daran gehin-
dert würden, »faul« zu werden und wirtschaftlich zurückzufallen. Statt-
dessen werde durch eine Fokussierung des Managements auf »Share-
holder Value« kontinuierliche »Wertsteigerung« erzielt.

In der Wirtschaftspresse und der Managementberatungsliteratur
spielen herausragende »Machertypen« in der Unternehmensleitung
eine entscheidende Rolle. Tatsächlich ist die wirtschaftliche Entwick-
lung von Großunternehmen aber in der Regel vom Management (von
Einzelfällen abgesehen) nur wenig beeinflussbar. In vielen Branchen
sind der Steigerung der Profite, z.B. aufgrund von hohem Wettbewerb
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und stagnierender Nachfrage in reifen Märkten, strukturelle Grenzen
gesetzt. Deshalb ist eine Wertsteigerung durch besseres Management
meist schwer möglich. Die Möglichkeit zur Steigerung des Aktienkur-
ses hängt auch stark vom allgemeinen Börsenumfeld ab. Um den
»Shareholder Value« zu steigern, kommen deshalb vor allem folgende
Optionen in Betracht: Bilanztricks, Umverteilung innerhalb des Betriebs,
Verkauf unprofitabler Unternehmensteile, Übernahme anderer Firmen,
Druck auf die Beschäftigten. All das wurde in verschiedenen Ausprä-
gungen eingesetzt, allerdings nicht immer erfolgreich. In der Regel
reicht es für das Management auch, nicht stark vom Durchschnitt ab-
zuweichen, um nicht unter Druck zu kommen. Und wenn der Durch-
schnitt schwach ist, können AktionärInnen mangels Ausweichmöglich-
keit wenig dagegen tun.

»Shareholder Value« scheint vorwiegend die Funktion zu haben, die
Umverteilung von Gruppen wie etwa Beschäftigten zu AktionärInnen
zu legitimieren. Diese Umverteilung ist aber nicht per se der autono-
men Wirkung der Börse zuzuschreiben oder auf die Börse zu beschrän-
ken. Das »Shareholder Value«-Prinzip reiht sich vielmehr ein in eine
Reihe von Maßnahmen und Entwicklungen, die sich durch alle gesell-
schaftlichen Bereiche ziehen und die Ausdruck einer forcierten Macht-
verschiebung von Arbeit zu Kapital sind.14
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Beschäftigten, und lt. International Federation of Stock Exchanges rund 5000 bör-
sennotierte Firmen.

12 Die Anzahl der unselbständig Beschäftigten betrug in Österreich 2003 lt. BMWA
3.070.674 Personen. Die an der Börse notierten Unternehmen in Österreich hatten
lt. Wiener Börse 2003 insgesamt 304.117 Beschäftigte. Nicht berücksichtigt sind in
Österreich tätige Unternehmen, die an ausländischen Börsen notiert sind. Für an-
dere Staaten liegen uns solche Zahlen überhaupt nicht vor.

13 Julie Froud/Colin Haslam/Sukhdev Johal/Karel Williams: »Finanzialisierung«
und ihre Folgen, in: Kurswechsel 2/2001

14 vgl. Fn. 13

Unternehmens-Mythen



117M

»Haben die Geschäfte länger geöffnet, dann wird auch mehr ge-
kauft. Außerdem wird mehr Verkaufspersonal gebraucht, also  zu-
sätzliche Arbeit geschaffen.«

»Längere Ladenöffnungszeiten
schaffen mehr Arbeitsplätze«

Die Wirklichkeit sieht anders aus: Längere Öffnungszeiten führen nicht
zu mehr, sondern zu weniger Arbeitsplätzen, zu schlechteren Arbeits-
bedingungen, zur Eigentumskonzentration, zu einer Reduktion der
Standorte und damit auch zu einem Ausdünnen der Nahversorgung.

Prekäre Beschäftigung bei konstantem Handelsvolumen
Der Einzelhandelsumsatz stellt eine nahezu fixe Größe etwa in Relati-
on zum Bruttoinlandsprodukt dar. Die gesamten Ausgaben im Einzel-
handel steigen daher auch nicht durch längere Öffnungszeiten, viel-
mehr kommt es zu einer Veränderung des Einkaufzeitpunkts und häu-
fig auch zu einer Änderung des Einkaufortes: Die Leute kaufen ein-
fach zu anderen Zeiten und in anderen Geschäften, aber nicht mehr
Waren als zuvor. Trotz Ausdehnung der Ladenöffnungszeiten in den
letzten Jahren sind die Einzelhandelsumsätze nicht schneller gewach-
sen als das Volkseinkommen. Die benötigte Arbeitszeit im Handel,
ausgedrückt in Stunden, ist sogar geringer, während die reine Anzahl
der Beschäftigten aufgrund vieler geringfügig oder in Teilzeit Beschäf-
tigter weitgehend gleich bleibt.1 Vollzeitarbeitsplätze werden damit
durch atypische Beschäftigungsverhältnisse ersetzt. In Deutschland ist
allein von Juni 2002 bis Juni 2003 die Zahl der geringfügig Beschäftig-
ten im Einzelhandel um mehr als ein Viertel von 658.690 auf 835.061
angestiegen.2 Ausgeweitete Öffnungszeiten sind für diese Entwicklung
mitverantwortlich. Denn wenn die Geschäfte länger öffnen, lässt sich
beobachten, dass KonsumentInnen eher in großen Einkaufszentren als
beim kleineren Nahversorgungsbetrieb einkaufen. In größeren Geschäf-
ten oder Einkaufszentren ist jedoch der Umsatz pro MitarbeiterIn auf-
grund der Größenvorteile deutlich höher. Das heißt, der gesamtwirt-
schaftlich konstante Umsatz verlagert sich bei verlängerten Öffnungs-
zeiten einfach zu jenen Geschäften, die weniger MitarbeiterInnen für
die gleiche Arbeit brauchen (durch Selbstbedienung und große Flä-
chen). In Deutschland ist die Verkaufsfläche im Einzelhandel von 1998
bis 2003 um 10%, der Index der Umsatzproduktivität je Arbeitsstunde
im gleichen Zeitraum gar um 20% gestiegen.3

Die Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten trägt damit sowohl zur
Reduktion von Arbeitsplätzen als auch zu einer Konzentration auf

M



118 M

wenige Betriebsstandorte bei. Dies lässt sich insbesondere seit den
1990er Jahren beobachten. Neben einer rasanten Reduktion der Ein-
zelhandelsstandorte kommt es zu einer enormen Konzentration der
EigentümerInnenstruktur. Im gesamten österreichischen Handel, ins-
besondere im Lebensmitteleinzelhandel, ist der Konzentrationsgrad
im europäischen Vergleich außerordentlich hoch. So decken in Wien
die vier Marktführer im Lebensmitteleinzelhandel ca. 95% des Gesamt-
umsatzes ab. Diese Situation führt zu einer größeren Marktmacht ge-
genüber LieferantInnen, KonsumentInnen und ArbeitnehmerInnen.
Werden die Ladenöffnungszeiten noch weiter ausgedehnt, kommt es
zu einer zusätzlichen Verschärfung dieser Problematik: Es würde nicht
mehr oder länger eingekauft, sondern die Dienstzeiten der Arbeitneh-
merInnen müssten sich an die neuen Einkaufsgewohnheiten anpas-
sen. Samstagnachmittagspitzen und das dafür notwendige Personal
könnten sich so teilweise auf den Sonntag verteilen, während sich
gleichzeitig Zeiten mit wenigen KäuferInnen und wenig Personal er-
höhen. Die ArbeitnehmerInnen müssten also mit einer noch größeren
Belastung und Unsicherheit bezüglich ihrer Einsatzzeiten rechnen.

Steigender Druck auf Löhne und Kleinbetriebe
Unmittelbar bedeuten längere Öffnungszeiten in der Regel auch hö-
here Kosten für die Unternehmen, weil etwa Zuschläge zu den Löhnen
für Arbeiten außerhalb der gesetzlichen Regelarbeitszeit zu zahlen sind.
Forderungen nach Gehaltskürzungen oder nach einer Aufhebung der
Regelungen für Überstunden oder Sonntagsarbeit werden deshalb nicht
lange auf sich warten lassen. Das Lobbying für eine Verlängerung der
Öffnungszeiten folgt also einer eigenen Ratio: Einerseits eröffnen sich
mittelfristig Möglichkeiten, eine gesetzliche Reduktion der Personal-
kosten zu erwirken. Andererseits soll die Aufteilung der Kaufkraft
zwischen Einzelunternehmern und großen, oft international operie-
renden Filialisten neu definiert werden. Durch die weitere Ausdeh-
nung der Öffnungszeiten wird es für Klein-, aber auch für Mittelbe-
triebe nahezu unmöglich, mit den großen Ketten mitzuhalten. Länge-
re Öffnungszeiten führen also dazu, den Machtspielraum und damit
die Umsätze und Profite der großen Ketten zu erhöhen, während im-
mer mehr kleine Anbieter verdrängt werden. Da die internationalen
Ketten primär an wenigen hochrangigen Shopping-Standorten vertre-
ten sind, wird die Kaufkraft in diese Zentren umgelenkt. Dort kommt
es zu einem immer homogeneren Angebot an internationalen Kon-
sumgütern. Gleichzeitig wird die bestehende Nahversorgung sukzessi-
ve ausgedünnt. An dieser Entwicklung wird sich vorerst nichts ändern.

Unternehmens-Mythen
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Durch den EU-Beitritt der Nachbarländer sei eine weitere Notwen-
digkeit der Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten gegeben, wird
argumentiert. Durch liberale Öffnungszeiten und niedrige Preise lo-
cken diese Staaten auch österreichische KonsumentInnen an, und über
kurz oder lang werden diese fast ausschließlich in der Slowakei oder
Ungarn einkaufen – so die Propaganda. Doch interessanterweise mel-
dete sich die Wirtschaftskammer Burgenland im Weihnachtsgeschäft
2003 mit einem Dankeschön an die ungarischen KonsumentInnen zu
Wort. Mit 40 Millionen Euro geben die Ungarn im Burgenland jährlich
doppelt so viel aus wie die Burgenland-Bewohner in Ungarn. Tatsäch-
lich ist nämlich ein Großteil der Waren im Burgenland billiger als in
Ungarn, auch Güter des täglichen Bedarfs. Außerdem werden laut
Wirtschaftskammer die Qualität und die fachliche Beratung geschätzt.
Insgesamt ist der Saldo der Kaufkraftströme zwischen Österreich und
den Beitrittsländern ausgeglichen bzw. gibt es sogar einen Überschuss
für Österreich. Große Einzelhandelsketten, die sich in den Beitrittslän-
dern angesiedelt haben, tun dies vor allem deshalb, um dort den loka-
len Markt zu bedienen. Daher sind in diesen Ländern ähnliche Ent-
wicklungen zu erwarten wie bei uns. Leidtragende sind folglich kleine
Betriebe und ArbeitnehmerInnen, die zu jeder Tages- und Nachtzeit
arbeiten müssen, nicht die vermeintlichen Konkurrenten in Österreich.

Längere Ladenöffnungszeiten bringen also sicher keine weiteren
Arbeitsplätze, sie belasten vielmehr die bereits existierenden. Sie die-
nen primär den Interessen der großen Ketten und bereiten der fortge-
setzten Zerstörung verbliebener Nahversorgungsstrukturen den Weg.
Das vielfältige Angebot an Gütern und Dienstleistungen wird weiter
unterminiert. Dass durch das Zusatzaufkommen an motorisiertem In-
dividualverkehr auch negative Folgekosten für die Umwelt entstehen
und sich die Versorgung für soziale Gruppen mit begrenzter Mobilität
(v.a. alte Menschen) durch die räumliche Umverteilung drastisch ver-
schlechtert, soll abschließend auch noch betont werden.

Anmerkungen
1 Bert Warich: Minijobs im Einzelhandel. Analyse zu Umfang und Struktur ge-

ringfügiger Beschäftigungsverhältnisse im Einzelhandel der Bundesrepublik
Deutschland, im Auftrag von ver.di, Berlin 2004

2 Siehe Anmerkung 1
3 Bert Warich: Branchendaten Einzelhandel 2003, im Auftrag von ver.di, Berlin

2004. »Umsatzproduktivität« gibt Auskunft darüber, wie viel Personal für eine
bestimmte Umsatzsumme notwendig ist. Je weniger Personal denselben Umsatz
erzielt, desto höher ist die Produktivität (aus Sicht des Unternehmens).

»Längere Ladenöffnungszeiten schaffen mehr Arbeitsplätze«
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»Der Missbrauch von Sozial- und Versicherungsleistungen ist immens.
Jeder kennt solche Fälle: Leistungen wie Arbeitslosengeld und Sozial-
hilfe werden vielfach unrechtmäßig in Anspruch genommen. Was wir

brauchen, sind Leistungseinschränkungen und mehr Kontrollen,
denn letztlich sind Probleme wie Arbeitslosigkeit und Armut oft
vorgeschützt bzw. die Betroffenen sind selbst schuld daran.«

Wer lebt auf unsere Kosten?
»Trittbrettfahrer, Faule, Mitnehmer: sie nutzen den Staat aus. Die Hilfe
des Staates ist für Leistungsschwache, nicht für Leistungsunwillige ge-
dacht. Die Bürgerinnen und Bürger sind es leid, die soziale Hängemat-
te für diesen Missbrauch zu bezahlen.«1

Versicherungsbetrug gilt im Alltagsbewusstsein als Kavaliersdelikt –
Rechnungen in der Glaserei, der Autowerkstatt und anderswo über
die Versicherung zu verrechnen, ist gängige Praxis. Bei der Arbeitslo-
senversicherung ist das anders. Hier ist Versicherungsbetrug nicht nur
sozial geächtet, sondern Anlass zum Generalverdacht gegenüber Ar-
beitslosen und immer wiederkehrendes Thema politischer Debatten.

Die so genannte Sozialschmarotzerdebatte folgt einem klaren Mu-
ster: Wenn Wahlen anstehen, in denen Arbeitslosigkeit ein Thema ist,
und die Politik Forderungen nach teuren Gegenmaßnahmen abweh-
ren will, oder wenn aus haushaltspolitischen Gründen Einschränkun-
gen bei Sozialversicherungsleistungen vorgenommen werden sollen,
wird regelmäßig öffentlich thematisiert, dass Leistungen angeblich
massenhaft von Leuten in Anspruch genommen würden, die es gar
nicht nötig bzw. kein Recht darauf hätten.

In der Folge werden in Österreich regelmäßig Zumutbarkeitsbestim-
mungen und Sanktionen verschärft. Die Presse berichtet: »Das Arbeits-
marktservice nimmt Jobsuchende enger an die Leine. Eine Auswirkung
davon ist die ständig steigende Zahl der verhängten Sperren des Ar-
beitslosengeldes und der Notstandshilfe. Im Jahr 2003 wurde 71.839mal
das Geld gestrichen, im Vorjahr gab es bereits 81.794 Sperren. Im Ver-
hältnis dazu ist die Anzahl der von Arbeitslosigkeit betroffenen Perso-
nen im gleichen Zeitraum weniger stark von 776.000 auf 800.000 ge-
stiegen.«2 Die Botschaft: Sozialmissbrauch. Da ruhen sich einige in der
Hängematte aus.

Durch die Fakten ist diese Vermutung nicht gedeckt: Laut Untersu-
chungen in Deutschland ist der Leistungsmissbrauch sowohl im Bereich
der Arbeitslosenversicherung als auch im Bereich der Sozialleistungen

»Sozialleistungen werden
häufig missbraucht«
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insgesamt im Vergleich zu anderen Delikten, etwa Schwarzbeschäfti-
gung, Missbrauch von Subventionen, Korruption oder Steuerhinter-
ziehung, marginal.

Gemäß Schätzungen der früheren Bundesregierung verursacht so
genannter Sozialleistungsbetrug nur 6% des Schadens, der durch Steu-
erhinterziehung und Subventionsbetrug entsteht. Selbst wenn alle Ar-
beitslosengeldauszahlungen zu Unrecht geleistet würden, betrüge der
»Schaden« gerade 28% des Schadens infolge von Schwarzarbeit.3

Wenn gleichwohl die Zahl der Arbeitslosengeld- und Sozialleistungs-
beziehenden steigt, hat das eine andere Ursache: Entwickelt wurde
das System der Arbeitslosenversicherung zu Zeiten, in denen die über-
wiegende Mehrheit der Menschen einen Job ein Leben lang ausübte.
Versichert wurde für Ausnahmefälle der Arbeitslosigkeit. Der Arbeits-
markt ist jedoch unsicherer geworden. In Österreich etwa dauern Ar-
beitsverhältnisse durchschnittlich 1,8 bis 2,7 Jahre.4 Zeiten der Arbeits-
losigkeit sind also keine Ausnahmefälle mehr, sondern fixer Bestand-
teil beinahe jeder Erwerbskarriere. Knapp 800.000 Menschen melden
sich jedes Jahr in Österreich arbeitslos, bei rund 3,65 Mio. unselbstän-
dig erwerbstätigen Personen pro Jahr.5 Im Schnitt, natürlich. Zahlrei-
che Berufsgruppen – etwa im Gastgewerbe, im Bau und in den Bau-
Nebenberufen – haben noch eine wesentlich niedrigere, saisonabhän-
gige Beschäftigungsdauer. Beschäftigung gibt es in diesen Branchen
zwischen sieben Monate (Gastgewerbe) und neun Monate (Bau) lang.
Den Rest des Jahres müssen viele der Betroffenen in der Arbeitslosig-
keit verbringen.

Das Arbeitslosenversicherungssystem dient nicht mehr der Vorsorge
für den Ausnahmefall, sondern ist fixer Bestandteil des Arbeitsmarktes
und damit – in einer vollständig auf Existenzsicherung durch Erwerbs-
arbeit ausgerichteten Gesellschaft – auch ein Grundpfeiler der Existenz-
sicherung. Ohne Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung müssten
Betroffene häufig längere Phasen ohne jegliches Einkommen leben.

Wer Arbeitslosengeld bezieht, führt zudem ganz und gar kein Lu-
xusleben: Das durchschnittliche Arbeitslosengeld einer Frau beträgt in
Deutschland (vor den Hartz-Reformen) 610 Euro, in Österreich 621 Euro
pro Monat.6  Die niedrige Höhe dieses Betrags weist noch – neben der
kurzen Beschäftigungsdauer – auf ein weiteres Spezifikum des Arbeits-
marktes hin. Dem Stellenangebot für Menschen im Niedriglohnseg-
ment stehen etwa doppelt so viele Menschen gegenüber, die auf Grund
von Ausbildungsdefiziten in keinem anderen Segment arbeiten kön-
nen: SchulabbrecherInnen, Menschen mit Pflichtschulabschluss, zuneh-
mend aber auch Menschen, deren erlernte Berufe einfach nicht mehr

»Sozialleistungen werden häufig missbraucht«
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ausgeübt werden bzw. die nach Berufspausen ihr Wissen nicht mehr
anwenden können, weil sich innerhalb von zehn Jahren die Mehrheit
des zur Ausübung einer Tätigkeit notwendigen technischen und fach-
lichen Wissens verändert. Rund 45% der in Österreich registrierten
Arbeitslosen besitzen nur eine Pflichtschulausbildung oder haben kei-
ne abgeschlossene Schulausbildung.7 Die Arbeitslosenquote von Men-
schen, die nur Pflichtschulabschluss haben, ist in Deutschland um 77%,
in Österreich um 60% höher als die Durchschnittsquote, und in Deutsch-
land und Österreich rund dreieinhalb mal so hoch wie jene von Men-
schen mit Hochschulabschluss.8 Arbeitslosigkeit ist also kein individuel-
les Problem, sondern ein Ergebnis gesellschaftlicher Veränderungen.
Die Leistungen der Arbeitslosenversicherung sind somit auch keine blo-
ße Überbrückungshilfe, sondern zunehmend ein wichtiger Bestandteil
des Lebenseinkommens.

Statt der vieldiskutierten Vermutungen über unrechtmäßige Über-
beanspruchung von Sozialleistungen herrscht de facto das Gegenteil:
Unterbeanspruchung. Die Zahl der Personen, die aufgrund der Kriteri-
en Anspruch auf Sozialleistungen hat und diese auch tatsächlich in
Anspruch nimmt, ist gering. In Westeuropa werden nur etwa 40-80%
der rechtmäßigen Sozial- und Wohnbeihilfeansprüche tatsächlich in
Anspruch genommen, und nur 60-80% der Ansprüche auf Arbeitslo-
sengeld werden tatsächlich eingelöst.9

Der Sozialschmarotzerdiskurs hat also weniger die Funktion, ein wich-
tiges ökonomisches Problem zu thematisieren, sondern vor allem, die
Betroffenen zu stigmatisieren und ein Klima für Leistungskürzungen
zu schaffen.

Der Arbeitsmarkt verschließt sich aufgrund von strukturellen Pro-
blemen vor sehr vielen Menschen, die von ihm abhängig sind. Wird
diese Tatsache einmal erkannt, stellt sich die Frage nach der Funktion
der Arbeitslosenversicherung neu: Kann das für viele zumindest pha-
senweise als Existenzgrundlage dienende Arbeitslosengeld unter die-
sen Umständen noch Disziplinierungsmittel sein? Darf es sein, dass
Menschen für bis zu acht Wochen die Existenzgrundlage gestrichen
wird? Und warum werden eigentlich Menschen, die zu Gunsten ande-
rer auf einen Arbeitsplatz – und damit verbunden auf soziale Aner-
kennung, bestimmte Elemente gesellschaftlicher Partizipation und vor
allem ökonomische Vorteile – verzichten, nicht von der Gesellschaft
belohnt?

Gesellschafts-Mythen
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Gesund feiern und krank schuften?
»Kennt man nicht selber Menschen, die ab und zu krankgefeiert ha-
ben, obwohl sie eigentlich pumperlg’sund waren? Kurze Gewissenser-
forschung: Hat man nicht selber auch schon einmal, streng genom-
men...?«10

Gewissenserforschung ist eine, die Feststellung von Tatsachen eine
andere Sache. In Deutschland und Österreich ist der Krankenstand in
den letzten Jahren zurückgegangen.11 Die Durchschnittszahl der Kran-
kenstandstage pro Beschäftigten sank in Österreich im Zeitraum von
1993 bis 2004 von 15,1 auf 12,5 Tage im Jahr. Die durchschnittliche
Dauer eines Krankenstandes reduzierte sich von etwa 14 Tagen auf
knapp unter zwölf Tage. Nur 4% aller Krankenstandstage werden (bzw.
wurden 2003) für Krankenstände in Anspruch genommen, die drei Tage
oder kürzer dauern.12

Das gilt es ein wenig aufzuschlüsseln: Beschäftigte in Österreich sind
nicht nur um ein Sechstel weniger krank als noch vor sechs Jahren, sie
sind dies auch für einen deutlich kürzeren Zeitraum. Und sie werden
auch weniger oft krank, nämlich 1,06 Mal pro Jahr statt wie früher
1,23 Mal. Da ist nicht sehr viel Zeit zum »krankfeiern«...

Diese Entwicklung, die seit 2000 Jahr für Jahr vom Unternehmerver-
band Wirtschaftskammer begrüßt und als Folge der Gesundheitsvor-
sorgeleistungen der Unternehmen dargestellt wird, obwohl der Anteil
der Gesundheitsinvestitionen der Unternehmen an den gesamten Ge-
sundheitsausgaben rasant zurückgegangen ist,13 gibt jedoch eigent-
lich Anlass zur Sorge: Der zu beobachtende erhebliche Anstieg der Zahl
relativ kurzer Krankenstände in den letzten Jahren deutet nämlich nicht
darauf hin, dass die Menschen gesünder geworden sind, sondern dass
sie wesentlich schneller – also zu früh – nach Erkrankungen wieder an
den Arbeitsplatz zurückkehren.

Die österreichische Allgemeine Unfallversicherungsanstalt hat ermit-
telt, dass knapp ein Drittel aller Krankenstandstage unmittelbar Folge
krankheitsfördernder Arbeitsbedingungen ist: Erkrankungen des Be-
wegungs- und Stützapparats, Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten oder
Unfälle auf dem Weg zur Arbeit. Die deutsche AOK (Allgemeine Orts-
krankenkasse) rechnet noch weitere 25% der Erkrankungen als mittel-
bare Folgen hinzu: zum Beispiel geradezu epidemische Erkältungsaus-
brüche, die als Folge zu kurzer Genesungsphasen interpretiert wer-
den, vor allem aber die auffällige Zunahme der psychischen Erkran-
kungen um mehr als 50% seit 1991.

Die AOK hat aber auch untersucht, in welchen beruflichen Situatio-
nen besonders viele Krankenstände anfallen: Als krankenstandsför-

»Sozialleistungen werden häufig missbraucht«
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dernd haben sich Arbeitssituationen erwiesen, in denen sich Mitarbei-
terInnen schlecht bezahlt fühlen und wenig Einfluss auf Arbeitsablauf
wie Arbeitsinhalt haben. Sie sind gleich um 35% öfter krank als Men-
schen, die mit ihrer Bezahlung zufrieden sind und ihr Arbeitsumfeld in
hohem Maße selbst gestalten können.14

Wollen Einwanderer nur »unsere« Sozialleistungen?
»Alle schreien, dass gespart werden muß, aber wie kann es sein, dass
ein kräftiger Ausländer ... ein Jahr nicht arbeitet, eine Gemeindewoh-
nung beziehen kann und noch dafür Wohnbeihilfe bekommt? ...Wie
kommen fleißige Österreicher dazu, für jemanden mitzuarbeiten, der
nicht arbeiten will, wenn man für das Geld, was dieser Mann kostet,
jemand anderem helfen kann, der dieses Geld wirklich benötigt!«15

Die Betrachtungsweise, Menschen würden nach Westeuropa einwan-
dern, um von »unseren« Sozialleistungen zu profitieren, obwohl sie
darauf kein Recht hätten, ist weit verbreitet und wird mitunter auch
von Wissenschaftlern genährt, die behaupten, Zuwanderung gehe auf
Kosten der heimischen Sozialsysteme.16

Berechnungen, in denen staatliche Abgaben von Zuwanderern mit
den Sozialleistungen, die sie erhalten, aufgerechnet werden, sind aus
zwei prinzipiellen Gründen äußerst fragwürdig. Erstens blenden sie
aus, dass Zuwanderer andere ökonomische Vorteile für das Einwande-
rungsland bringen können (sie stellen eine junge arbeitsfähige Bevöl-
kerung dar, die ein Zuwanderungsland mit alternder Bevölkerung als
Arbeitskräfte und Pensionsbeitragsleistende braucht).17 Zweitens ist
grundsätzlich die Frage zu stellen, mit welchem Recht MigrantInnen
und ihr Bleiberecht allein unter einem ökonomischen Kosten-Nutzen-
Kalkül für die heimische Bevölkerung betrachtet werden.

Andere Berechnungen zeigen darüber hinaus, dass Zuwanderer nicht
einmal nach engen Kosten-Nutzen-Überlegungen aus Sicht des Sozial-
staates  als Kostenverursacher gelten können. In einer Reihe von Studi-
en – insbesondere des Österreichischen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung – wurden seit der zweiten Hälfte der 1980er Jahre verschiede-
ne Elemente des Sozialsystems nach Beiträgen bzw. Erhalt von Leistun-
gen durch »AusländerInnen« untersucht.18 Untersucht wurden auch
mögliche Faktoren, die eine Unter- bzw. eine Mehrbeanspruchung ei-
nes Elements des Sozialsystems durch bestimmte Bevölkerungsgrup-
pen begründen könnten: Tatsächlich gefunden werden konnten – mit
einer Ausnahme – ausschließlich Hinweise auf Unterbeanspruchung.

Erstaunlich ist das nicht: Das System der Sozialversicherung beispiels-
weise funktioniert ausschließlich auf Basis von Beitragszahlungen im
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Zuge von Erwerbstätigkeit. Ohne Beiträge keine Leistung. Und die
Bestimmungen und Kontrollen für Anspruchsberechtigung sind bereits
derart streng, dass wenige Möglichkeiten vorstellbar sind, unrechtmä-
ßig Leistungen zu erlangen.

Dennoch gibt es Faktoren, die sich unterscheiden: Auf Grund einer
tendenziell rassistischen Gesetzeslage werden »AusländerInnen« häu-
figer arbeitslos als Menschen mit einheimischer Staatsbürgerschaft (sie-
he Mythos »Zuwanderungskontrollen und -gesetze schützen den Ar-
beitsmarkt«, S. 75ff.). Daraus zu schließen, dass Zuwanderer mehr aus
den Töpfen der Arbeitslosenversicherung erhalten als »InländerInnen«,
wäre jedoch falsch: Dieselben Gesetze beschränkten bislang nämlich
massiv die Bezugsdauer von Leistungen aus der Arbeitslosenversiche-
rung für viele Menschen mit ausländischer Staatsbürgerschaft.

Auch die Annahme, dass angesichts einer höheren Kinderzahl in
MigrantInnenfamilien diese einen höheren Anteil an Familiensozial-
leistungen erhalten, ist falsch: MigrantInnen nehmen etwa Leistungen
des Gesundheits- und Bildungssystems in erschreckend geringerem
Ausmaß in Anspruch als einheimische Staatsangehörige.

In mehreren Studien wurden Steuer- wie Beitragsleistungen von
ausländischen Staatsangehörigen in Österreich ihren Leistungsbezü-
gen gegenübergestellt. Ergebnis: Während in den 1980er Jahren Mi-
grantInnen in Österreich mehr ins Sozialsystem einzahlten, als sie dar-
aus in Anspruch nahmen, hat sich das Verhältnis in den 1990er Jahren
– bei veränderten Altersstrukturen bei MigrantInnen und höherer Ar-
beitslosigkeit – umgedreht, allerdings in äußerst bescheidenen Dimen-
sionen. Die Summe der von MigrantInnen geleisteten Abgaben (aus
Sozialversicherungsbeiträgen, Lohnsteuer und Mehrwertsteuer) betrug
im Jahr 2002 beispielsweise 1,8 Milliarden Euro. Die Summe der staat-
lichen Zahlungen an Zuwanderer (Arbeitslosenversicherung, Geburten-
beihilfen, Familienbeihilfen, Karenzurlaubsgeld, Mutter-Kind-Pass,
Schulsystem, Wohn(bau)förderung, Krankenversicherung, Unfallversi-
cherung) betrug dagegen 2,2 Milliarden Euro. Dabei ist zu berücksich-
tigen,  dass Einwanderer zu den materiell ärmsten Bevölkerungsgrup-
pen gehören.19

In einer aktuellen Studie wurde für Österreich gezeigt, dass eine
»positive Bilanz« insbesondere dann ermittelt wird, wenn nicht nur
ein zufälliges einzelnes Jahr betrachtet (Querschnittsanalyse), sondern
wenn eine »Generationenbilanzierung« durchgeführt wird, wenn also
die im Laufe ihres Lebens zu erwartenden Beiträge und Leistungsbe-
züge der gegenwärtig in Österreich lebenden Menschen miteinander
verglichen werden. Dabei wurden ausgehend vom Jahr 1998 alle Bei-
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träge wie Steuerleistungen sowie Transferleistungen wie Arbeitslosen-
geld, Gesundheitsleistungen für Zuwanderer in Österreich und für Ein-
heimische nach Altersgruppen erhoben und unter Berücksichtigung
der Bevölkerungsentwicklung für die Zukunft hochgerechnet. Dabei
stellte sich heraus, dass MigrantInnen deutlich mehr an Steuern und
Beiträgen bezahlen, als sie an Leistungen je erhalten (können).20 Auch
für Deutschland wurde eine positive Bilanz aus der Zuwanderung für
die Sozialsysteme errechnet.21

Dieses Ergebnis ist leicht zu erklären: Das heimische Sozialsystem ist
entsprechend den Lebensvorstellungen der einheimischen Bevölkerung
gewachsen und entspricht nicht zwangsläufig den sozialen Erfahrun-
gen und beruflichen Erwartungen von MigrantInnen. Aus diesem Grund
werden Leistungen, die von Einheimischen als selbstverständlich be-
trachtet werden (Schulbildung, weiterführende Schulen, Universitäten;
aber auch Einrichtungen des Gesundheitssystems oder der Sozialbera-
tung etc.), von MigrantInnen weniger in Anspruch genommen.

Dazu kommt noch, dass MigrantInnen als Zugewanderte die für die
Gesellschaft »kostenintensiven« Zeiten ihres Lebens (Geburt, Schule...)
oftmals nicht im Einwanderungsland verbracht bzw. erlebt und daher
hier auch keine Kosten verursacht haben. Die meisten Sozialleistun-
gen fallen nämlich in Lebensperioden an, in denen Menschen noch
nicht oder nicht mehr arbeitsfähig sind: In der Kindheit (Kinderbeihil-
fe, Schulkosten etc.) und im Alter (Pension).

Das Bild von Zuwanderung als räuberische Invasion einheimischer
Sozialsysteme wird aus sozialpsychologischen und politischen Motiven
gezeichnet, ist aber kein adäquates Abbild der Realität.
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»Die demografischen Prognosen sehen düster aus, sie sagen einen im-
mer höheren Anteil alter Menschen voraus. Der Wohlfahrtsstaat
mit seinen Leistungen für Pensionen, Gesundheit und soziale Ab-
sicherung ist bald nicht mehr finanzierbar.«

»Die Überalterung macht den Wohl-
fahrtsstaat nicht mehr finanzierbar«

Diese Befürchtungen werden von zahlreichen Statistiken und Analy-
sen genährt.1 Auf dieser Basis entstehen wiederum Medienberichte,
gemäß denen etwa in Österreich bis zum Jahr 2050 nicht wie heute
4,23 Erwerbstätige, sondern nur mehr 1,85 eine(n) Rentnerin(en) fi-
nanzieren müssten.2

Zunächst ist dagegen einzuwenden, dass demografische Prognosen
mit einem zeitlichen Horizont von mehr als 50 Jahren mit höchster
Vorsicht zu genießen sind, schließlich müssen sie bislang alle paar Jah-
re wegen unvorhersehbarer Veränderungen (z.B. zeitlich konzentrier-
te Einwanderungswellen, »Pillenknick« etc.) adaptiert werden.3

Zweitens ist die Konzentration auf das zahlenmäßige Verhältnis von
Jungen und Alten irreführend. In diesen Vergleichen wird nicht be-
rücksichtigt, dass einerseits auch heute nicht alle Erwerbstätigen auch
tatsächlich einer Lohnarbeit nachgehen und dass andererseits die sin-
kende Kinderzahl, die mit der Bevölkerungsalterung einhergeht, auch
eine finanzielle Entlastung bedeutet: Während die Ausgaben für Pen-
sionszahlungen aufgrund der zunehmenden Alterung steigen, sinken
die relativen volkswirtschaftlichen Aufwendungen für Kinder, und mit
den Arbeitslosen liegt momentan ein Potenzial an Beitragszahlungen
für das öffentliche Altersvorsorgesystem brach.

In Deutschland sind derzeit etwa 55 der ca. 82 Millionen Menschen
im erwerbsfähigen Alter. Davon waren im Jahr 2001 etwa 36 Millio-
nen Menschen tatsächlich erwerbstätig. Bleibt man in der Verhältnis-
rechnung, bedeutet das, dass die Einkommen dieses Bevölkerungsteils
die deutlich größere Gruppe von 46 Millionen nicht Erwerbstätigen
»mitversorgen«.4 In Österreich sind heute von den 5 Millionen Men-
schen Personen im »erwerbsfähigen Alter« (15-60 Jahre) nur ca. 3,1
Millionen unselbstständig und ca. 300.000 selbstständig tätig. Die Ein-
kommen dieser 3,4 Millionen Erwerbstätigen »erhalten« heute an die
4,6 Millionen Menschen, die keine Arbeitseinkommen beziehen.5  Be-
reits in den 1970er Jahren war das gleiche Verhältnis gegeben, mit
dem Unterschied, dass damals der Anteil der Kinder an den Mitver-
sorgten überwog.6  Prozesse der Bevölkerungsalterung gibt es schon
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lange, ohne dass das zu spürbaren negativen Auswirkungen geführt
hätte.

Für die Finanzierbarkeit des Wohlfahrtsstaates kommt es also weni-
ger auf das zahlenmäßige Verhältnis von Jungen und Alten an, son-
dern darauf, ob in der Volkswirtschaft genügend Einkommen erzielt
wird, um wohlfahrtsstaatliche Leistungen wie etwa Pensionen zu fi-
nanzieren. Ob genügend Leute in sozialversicherungspflichtiger Be-
schäftigung stehen, ist dafür eine entscheidende Determinante.

Angesichts hoher Arbeitslosigkeit wird deutlich, dass es nicht an Men-
schen fehlt, die potenziell mehr Beiträge zur Finanzierung des Wohl-
fahrtsstaates leisten könnten, wenn sie ein Lohneinkommen hätten.
Alle alternden Gesellschaften Europas besitzen ein Potenzial an zu-
künftigen Arbeitskräften, das zurzeit ungenützt bleibt – ganz abgese-
hen von möglicher Zuwanderung. Angesichts der steigenden Arbeits-
nachfrage in den kommenden 30 bis 50 Jahren wird es aller Voraus-
sicht nach zu einem vermehrten Arbeitseinsatz von Menschen kom-
men, die jetzt noch nicht am Erwerbsleben teilnehmen. Dies werden
vor allem Frauen sein, die bislang noch weniger häufig bezahlte Ar-
beit verrichten als Männer. Obwohl die Eingliederung weiblicher Ar-
beitskräfte in den Arbeitsmarkt immer weiter voranschreitet, passen
sich die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen ungenügend daran
an. Weder werden Frauen ausreichend von der traditionell von ihnen
geleisteten unbezahlten Betreuungsarbeit für Kinder und Alte entla-
stet, noch gibt es in Deutschland und Österreich adäquate Betreuungs-
einrichtungen für Kinder. So sehen sich Frauen dem Dilemma der Ent-
scheidung zwischen Erwerbsarbeit und Kindern gegenüber, obwohl
unter anderen Umständen die Vereinbarkeit möglich wäre. Denn in
Ländern, in denen die Frauenerwerbsquote hoch ist, kommt es sogar
zu überdurchschnittlichen Geburtsraten und umgekehrt (siehe den
Mythos »Staatliches Kindergeld bringt mehr Kinder«, S. 150ff.). Verän-
derte Rahmenbedingungen könnten auch auf das Heben unausge-
schöpfter Potenziale in der Beschäftigung von Älteren sowie von Be-
hinderten zielen. Des weiteren ist der Anteil an Zuwanderungen aus
dem Ausland zu betrachten. Würde eine erhöhte Zuwanderung erfol-
gen und diese Menschen auch auf den legalen Arbeitsmarkt zugelas-
sen werden, könnte die Erwerbstätigenquote auf einem stabilen Ni-
veau bleiben, selbst ohne die »inländischen stillen Reserven« zu nut-
zen (im Fall von Deutschland bei 300.000 Zuwanderungen jährlich, in
Österreich 25.000).

Dass ausreichend Menschen Arbeitseinkommen erwirtschaften, ist
aber nicht der einzige Faktor, um die Finanzierung des Wohlfahrts-
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staates trotz alternder Bevölkerung zu sichern. Ein zweiter wichtiger
Faktor ist, wie hoch ihre Einkommen sein werden. Die Entwicklung des
Wohlstandes ist nicht bzw. nur sehr eingeschränkt von der Entwick-
lung der Bevölkerungszahlen abhängig. Wirtschaftsforscher progno-
stizieren, dass das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in Deutschland um
ca. 90% in den nächsten 40 Jahren steigen wird, sollte die Situation so
bleiben, wie sie ist, also selbst wenn es keine höheren Einwanderungs-
zahlen, keine höheren Geburtenraten und keine längeren Arbeitszei-
ten geben wird. Wir können zunächst also feststellen, dass auch, wenn
nichts passieren wird, sich unser Pro-Kopf-Einkommen mit aller Wahr-
scheinlichkeit erhöhen wird. Das liegt an den fortschreitenden Pro-
duktivitätssteigerungen, die sich in einer innovationsorientierten Wirt-
schaft laufend einstellen. Technischer Fortschritt und neue Arbeitsme-
thoden sorgen dafür, dass mit dem gleichen Arbeitseinsatz von Jahr zu
Jahr mehr Wohlstand erwirtschaftet werden kann.7

Es gibt zwar Befürchtungen, dass die zunehmende Verlagerung der
Wirtschaftsaktivität zum Dienstleistungssektor produktivitätshemmend
wirkt, weil Produktivitätssteigerungen bei Dienstleistungen schwieri-
ger zu erzielen sind als bei der Güterproduktion. Bislang macht sich
das jedenfalls – trotz seit Jahrzehnten fortschreitender Ausweitung
der Dienstleistungen – in den Zahlen nicht bemerkbar, also dürfte sich
der dämpfende Effekt auch in Zukunft in Grenzen halten. In den letz-
ten Jahrzehnten ergab sich in Österreich eine gleichmäßige Steigerung
der Produktivität um jährlich ca. 2%. Wird die Entstehung des BIP auf
die drei Sektoren Landwirtschaft, Industrie und Dienstleistungen um-
gerechnet, beträgt der Anteil des Dienstleistungssektors im Jahr 1980
59,7% – im Jahr 2003 stieg er auf 67,5%. Trotz dieser Ausweitung konn-
ten Produktivitätssteigerungsraten in konstanter Höhe erzielt werden.8

Sofern die Lohnabhängigen diesen Produktivitätsfortschritt durch Lohn-
steigerungen abgegolten bekommen, können sie Steuern und Abga-
ben leisten, die wohlfahrtsstaatliche Leistungen finanzieren, auch wenn
der Bedarf an Pensionszahlungen aufgrund der höheren Anzahl in
Zukunft älterer Menschen steigt und im vorherrschenden Umlagever-
fahren weiterhin durch höhere Pensionsbeiträge oder allgemeine Steu-
ern finanziert wird. Für das Ansteigen der Löhne reicht aus wirtschaft-
licher Sicht eine jährliche Produktivitätswachstumsrate zwischen 0,15
und 0,25%.9

Ein erzwungener Wohlstandsverzicht aufgrund der Alterung ist so-
mit auszuschließen, da ein Produktivitätsabfall nicht zu erwarten ist –
im Gegenteil wird von Wirtschaftsforschern für die nächsten 30 Jahre
eine Produktivitätswachstumsrate von jährlich 1-2% erwartet.10
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Ob die Anhebung der Löhne jedoch wirklich in diesem Ausmaß ge-
schieht, ist eine Verteilungsfrage, keine Frage der Leistbarkeit. Auch
stellt sich die Frage, ob nicht auch andere Quellen, allen voran Kapital-
erträge, vermehrt zur Finanzierung wohlfahrtsstaatlicher Leistungen
herangezogen werden sollten. In Rentenreformdebatten wird deshalb
auch immer wieder gefordert, etwa Altersvorsorgebeiträge von der
Wertschöpfung einzuheben, statt sie von den Löhnen abzuziehen.11

Aus der »Überalterung« der Gesellschaft wird sich also keine Unfi-
nanzierbarkeit des Wohlfahrtsstaates ergeben. Die Industrienationen
sind reich und produktiv genug, um ein hohes Ausmaß wohlfahrts-
staatlicher Leistungen zu finanzieren – es ist nur auszuhandeln, wer
welche Kosten tatsächlich trägt. Die Konzentration auf demografische
Argumente, insbesondere die Rede vom Kampf der Generationen, dient
dagegen vor allem der Verschleierung wirtschaftlicher und sozialpoli-
tischer Probleme.12
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»Private kapitalgedeckte Vorsorgeprodukte erwirtschaften sicherere
Alterseinkommen als das umlagefinanzierte System. Sie sind im-

mun gegen die Alterung der Bevölkerung, billiger, wirtschaftlich
effizienzsteigernd und sozial gerechter.«

»Private Altersvorsorge ist sicherer
als die staatliche Rente«

Wie im vorangegangenen Mythos, »Die Überalterung macht den Wohl-
fahrtsstaat nicht mehr finanzierbar«, dargestellt, dienen demografi-
sche Argumente im Zusammenhang mit dem umlagefinanzierten Ren-
tensystem zur Verschleierung realer wirtschaftlicher und sozialpoliti-
scher Probleme.1 Im Gegenzug bleiben in der Diskussion um vermeint-
liche Vorteile kapitalgedeckter Vorsorgeformen demografische Argu-
mente vollkommen ausgeblendet und suggerieren damit eine Unab-
hängigkeit von prognostizierten demografischen Verschiebungen.

Zugunsten kapitalgedeckter Altersvorsorge wird behauptet, dass
Versicherte ihre Pension selber finanzieren, das heißt, dass sie abge-
koppelt von den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen individuell vor-
sorgen könnten. Finanztechnische Überlegungen überdecken realwirt-
schaftliche Gegebenheiten: RentnerInnen können immer nur jene Gü-
ter und Dienstleistungen konsumieren, die die Erwerbstätigen herstel-
len2 und nicht selber verbrauchen. Ob das Geld dafür aus der umlage-
finanzierten oder der kapitalgedeckten Rente kommt, ist von nach-
rangiger Bedeutung. Wichtig ist allerdings, wie viel Geld sie haben.
Und dass sie durch kapitalgedeckte Vorsorge mehr haben werden, ist
ein Mythos.3

Umlagesystem und Kapitaldeckung
Die meisten Länder mit verpflichtendem Altersvorsorgesystem wen-
den (noch) das so genannte Umlageverfahren an. In diesem System
werden die Versicherungsbeiträge aller aktuell Beschäftigten an eine
meist öffentliche Rentenversicherungsanstalt abgeführt, die damit die
Renten der heutigen Anspruchsberechtigten finanziert. Die Beiträge
der Beschäftigten werden also sofort auf die Rentenzahlungen der
älteren Generation »umgelegt«. Mittels ihrer Beitragszahlungen er-
werben die Beschäftigten Anspruch auf die eigene Altersrente, die dann
wiederum aus den Beiträgen der in Zukunft Aktiven finanziert wer-
den (»Generationenvertrag«). In diesem System bedeuten Arbeitslo-
sigkeit, Krankheit etc. für Einzelne nicht automatisch (Alters)Armut.
Da alle Erwerbstätigen versichert sind, können diese Risken solidarisch
aufgeteilt werden. Probleme für das Umlageverfahren ergeben sich in
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den letzten Jahren vor allem durch die schwache Einkommensentwick-
lung, Lohnzurückhaltung und steigende Arbeitslosigkeit. Dadurch blei-
ben die Beitragszahlungen zur Rentenversicherung hinter dem Poten-
zial zurück und engen die Finanzierungsfähigkeit des Umlagesystems
ein. 4

Diese gesamtwirtschaftlichen Ursachen werden oft ausgeblendet,
stattdessen das öffentliche umlagefinanzierte System als  per se »unfi-
nanzierbar« dargestellt und die Umstellung auf private Vorsorge als
sichere Alternative gepriesen. Wer jetzt spart, könne sich darauf ver-
lassen, später von den eigenen Ersparnissen gut leben zu können, er
handle somit eigenverantwortlich und sei nicht auf andere angewie-
sen, so das Bild, das kapitalgedeckte Vorsorgeprodukte vermitteln. Beim
Kapitaldeckungsverfahren, auf dem private Altersvorsorge beruht, wird
aus den geleisteten Versicherungsprämien ein Kapitalbestand ange-
sammelt, also Aktien und Anleihen gekauft. Zum Pensionsantritt bil-
det das vorhandene Kapital gemeinsam mit der etwaig vorhandenen
Rendite die Grundlage der monatlichen Rentenauszahlung durch die
Rentenkasse. Bei dieser Finanzierungsform haben SparerInnen ein vi-
tales Interesse an ertragreichen Anlagen, also Unternehmensgewin-
nen. Beschäftigte haben dagegen ein Interesse, dass sich unternehme-
rische Erfolge in ihren Jobchancen bzw. in ihrer Entlohnung nieder-
schlagen. Eine stärkere Verbreitung der Kapitaldeckung führt auch zu
einer Verstärkung dieses Interessenwiderspruchs bei jenen Leuten, die
sowohl auf Löhne in ihrem aktiven Erwerbsleben als auch auf Aktien-
erträge für ihre Altersvorsorge angewiesen sind.

Kapitalgedeckte Vorsorgeprodukte brauchen eine lange Ansparpha-
se, um einen Kapitalstock aufzubauen. Die Ansparphase ist ebenso wie
die Auszahlungsphase mit vielen Unsicherheiten und Risken verbun-
den, die weder in der politischen Diskussion noch in der Werbestrate-
gie der Versicherungsunternehmen vorkommen, aber für die Mehr-
heit der Versicherten Nachteile darstellen.

Zusätzliches Sparen kurbelt Europas Wirtschaft nicht an!
Zugunsten des Kapitaldeckungssystems wird argumentiert, dass durch
die Verbreitung der betrieblichen oder privaten Altersvorsorge die
gesamtwirtschaftliche Ersparnis zunimmt. Mit den Ersparnissen kön-
nen zusätzliche Investitionen finanziert werden, die zu einer Belebung
der Wirtschaft führen, so die Argumentation.

Für Europa stimmt dieses Argument nicht, es ist sogar kontrapro-
duktiv: Sparen Einzelne mehr, haben sie weniger Geld zum Ausgeben
und konsumieren weniger. Gesamtwirtschaftlich bedeutet eine Erhö-
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hung der Spartätigkeit eine Verringerung der Nachfrage nach Gütern
und Dienstleistungen. Es wird weniger gekauft, weniger produziert
und damit muss auch weniger investiert werden. In Europa unterblei-
ben Investitionen derzeit nicht, weil sie aufgrund fehlender Spartätig-
keit nicht finanziert werden können. Vielmehr verzeichnet Europa eine
Unterauslastung der Wirtschaft, weil schon jetzt zu viel gespart und zu
wenig konsumiert wird.5

Kapitalerträge sinken, wenn die Bevölkerung altert!
Einzelne mögen von ihren Ersparnissen im Alter gut leben können.
Wenn aber eine ganze Generation auf Kapitaldeckung umsteigt, ver-
ändern sich die Ertragsaussichten. Denn kauft eine Generation jetzt
massenhaft Aktien, um fürs Alter vorzusorgen, so steigen die Kurse
der Aktien, und ihre Rendite sinkt,6 weil nach den Grundregeln des
Marktes höhere Nachfrage zu Preissteigerungen führt. Wenn alle, die
heute private Altersversicherungen abschließen, dann in Rente gehen,
sind wieder Probleme absehbar. Wenn die allerorts prognostizierte
Alterung der Bevölkerung eintrifft, die Bevölkerung also aus weniger
Jungen und mehr Alten besteht, werden zum Rentenantritt viele Leu-
te, die ihre Aktien und Anleihen verkaufen wollen, um aus den Erträ-
gen ihre Pension zu genießen, nur wenigen kaufinteressierten Leuten
aus der erwerbstätigen Bevölkerung gegenüberstehen. Es übersteigt
also das Angebot an Aktien ihre Nachfrage, folglich sinkt der Preis.
Effekt: Wenn der Kurs fällt, können RentnerInnen ihre Ersparnisse nur
mit Verlusten realisieren,7 was eine Absenkung des Rentenniveaus be-
deutet. Selbst Befürworter der Kapitaldeckung prognostizieren für
Deutschland ab zirka 2025 sinkende reale Renditen für zwei bis drei
Dekaden. 8

Eine alternde Gesellschaft, die (teilweise) auf Kapitaldeckung um-
steigt, hat damit doppelte Verluste: Die Generation spart unter schlech-
ten Anlagebedingungen an und löst ihre Ersparnisse zu schlechten
Bedingungen auf.

Schwache Kapitalrenditen können auch von einem zweiten demo-
grafiebedingten Regelkreis erwartet werden. In Europa sinkt die Zahl
derjenigen, die zur Erwerbsbevölkerung gehören. Das heißt, dass es
zu einer gewissen Arbeitskräfteknappheit kommen könnte. Wenn Ar-
beitskräfte knapp sind, müssten – wiederum nach simplen Marktme-
chanismen – die Preise für Arbeit, also die Löhne, steigen. Damit bliebe
weniger für Gewinne übrig. Da es Unternehmensgewinne sind, die die
Erträge von Pensionskassen liefern, bedeutet das Einbußen für die
Auszahlungen aus privater Altersvorsorge.
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Befürworter der Kapitaldeckung konstruieren folgenden Ausweg
aus diesem Dilemma: In einer alternden Gesellschaft könnte das Pro-
blem der sinkenden Erträge der Investitionen umgangen werden, wenn
letztere im Ausland, in Ländern mit junger Bevölkerung durchgeführt
werden. Wenn sich Pensionskassen mit Wertpapieren in jungen Regio-
nen einkaufen, könnten die hiesigen Pensionsberechtigten von diesen
Erträgen leben, ohne dass die Alterung im eigenen Land negative Aus-
wirkungen hätte. Doch selbst wenn dieses Rentiersverhalten Zustim-
mung findet, sind Investitionen außerhalb der Industriestaaten mit
großen Unsicherheiten verbunden. Investitionen in »junge Gesellschaf-
ten« umgehen tatsächlich das skizzierte Alterungsrisiko, allerdings um
den Preis zusätzlicher Risken (Wechselkursrisiko) und Unsicherheiten
(politische Umbrüche), wie jüngste Finanzkrisen und Verluste für aus-
ländische Anlegerfirmen in Russland, Lateinamerika und Asien gezeigt
haben.

Es zeigt sich also, dass das Versprechen sicherer oder gar überlege-
ner Erträge aus dem kapitalgedeckten Altersvorsorgesystem nicht ein-
lösbar ist. Mit privater kapitalgedeckter Vorsorge erwirbt man Ansprü-
che auf einen Teil der Erträge der Volkswirtschaft zum Zeitpunkt des
Pensionsantritts, ebenso wie man im öffentlichen Umlagesystem mit
den eigenen Beiträgen Ansprüche auf künftige beitragsfinanzierte
Pensionsleistungen erwirbt. In beiden Systemen ist die Einlösung die-
ser Ansprüche sowie ihre Höhe davon abhängig, wie sich die Wirt-
schaft zum Zeitpunkt des Pensionsantritts entwickelt – dem gesamt-
wirtschaftlichen Zusammenhang entkommt private Vorsorge nicht, sie
ist somit von all seinen Entwicklungen (z.B. Alterung, Wirtschaftskri-
sen) genauso betroffen wie das öffentliche Umlagesystem. Dass kapi-
talgedeckte Vorsorge vor allem von Erträgen aus Finanzmarktgeschäf-
ten abhängig ist, macht sie riskanter als das öffentliche Umlageverfah-
ren, das an die viel stabilere Entwicklung der Löhne (von denen jeweils
die Pensionsbeiträge eingehoben werden) gekoppelt ist. Dass sich die
Erträge auf Finanzmärkten über Jahrzehnte besser entwickeln als die
Löhne, ist nicht plausibel, denn langfristig können beide nicht schnel-
ler wachsen als die Gesamtwirtschaft, deren Bestandteil beide sind.

Nicht alle können sich private Vorsorge leisten
Eine verpflichtende private Vorsorge setzt voraus, dass zukünftige Rent-
nerInnen überhaupt über ausreichend Einkommen verfügen, um sich
das Vorsorgesparen leisten zu können. Ein privater Altersvorsorgebei-
trag von beispielsweise 4% des Bruttoeinkommens (wie in der so ge-
nannten Riester-Rente in Deutschland) bedeutet nämlich eine Erhö-
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hung der Beitragsbelastung um diesen Satz, die zusätzlich zu den Ren-
tenbeiträgen im öffentlichen System vom Einkommen abgerechnet
werden muss. Während geringere Beitragserhöhungen im öffentlichen
Umlageverfahren als übermäßige Belastung der Versicherten darge-
stellt werden, sind Akzeptanzprobleme in der Privatvorsorge offenbar
kein Thema. Dabei sind die Unsicherheiten für diesen Beitragsteil hö-
her als für die staatliche Alterssicherung. Bei keinem oder zu geringem
Einkommen aus Mini- und Midi-Jobs können keine Ersparnisse gebil-
det werden. Bereits beschlossene Leistungsverschlechterungen treffen
besonders diese einkommensschwache Gruppe, die auf die staatliche
Rente zurückgeworfen ist. Einkommensdifferenzen im Alter vergrö-
ßern sich durch die Verbreitung kapitalgedeckter Produkte, weil es
keine Umverteilung gibt (etwa Anrechnung von Kindererziehungszei-
ten oder Mindestpensionssätze) und weil die Rentenhöhe auch vom
jeweiligen Börsenglück abhängt.9 Auch staatliche Förderungen der
privaten Vorsorge ändern nichts an den Budgetrestriktionen der Nied-
rigeinkommensbezieherInnen. Wer zu wenig Einkommen hat, um pri-
vat vorzusorgen, dem nützen auch Förderungen nichts. Vom staatli-
chen Zuschuss profitieren vielmehr jene mit hohen Einkommen.

Selbst die OECD, eine Befürworterin der Kapitaldeckung, beobach-
tet die staatliche Förderung zunehmend kritisch. In manchen Staaten
werden bereits bis zu 40 Cent pro Beitragseinheit subventioniert. Die-
se hohen budgetären Kosten haben keine eindeutigen Anreizwirkun-
gen auf das Sparverhalten, weil unklar ist, ob die Beiträge nicht ein-
fach Umschichtungen aus anderen Sparformen (z.B. Sparbuch) sind,
sie bedeuten aber eine Umverteilung nach oben, so die OECD.10 Denn
die Förderungen kommen hauptsächlich einkommensstarken Gruppen
zugute, andere können sich Privatvorsorge gar nicht leisten. Darüber
hinaus ist zu fragen, warum die angeblich so hohen und sicheren Ren-
diten nicht Anreiz genug sind, und wieso trotz der vielfach beschwore-
nen Gefahr überbordender Budgetbelastungen durch das öffentliche
Rentensystem Geld für die Förderung von Privatvorsorge vorhanden
ist.

Erfahrungen anderer Länder zeigen, dass der Umstieg auf Kapital-
deckung für die Bevölkerungsmehrheit zu drastischen Rentenverlusten
bzw. zu steigender Altersarmut geführt hat, wie etwa jüngst eine
Weltbank-Studie über die einst als Musterländer der Privatvorsorge
gefeierten Staaten Chile und viele seiner lateinamerikanischen Nach-
barn gezeigt hat. Auch das Versprechen, die jeweiligen Finanzmärkte
anzukurbeln, ist nicht eingelöst worden.11
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Hohe Kosten der Kapitaldeckung
Die Verwaltungskosten des öffentlichen Rentensystems, des Umlage-
verfahrens, liegen bei 1,8% (Österreich) bzw. 2% (Deutschland) der
Beitragseinnahmen. Die Kosten privater Versicherungen und Fonds
betragen ein Vielfaches davon. Denn zuerst muss die potenzielle Kund-
schaft mit teuren Kampagnen und Prospekten umworben werden.
Zudem fallen hohe Kosten bei der Verwaltung der individuellen Anla-
geportfolios an. Die Kosten der Kapitaldeckung werden in einer Band-
breite von 10 bis 25% der eingezahlten Beiträge geschätzt.12

Auch sind Fonds und Versicherungen nicht bereit, für die in Aussicht
gestellten Renditen Verantwortung zu übernehmen. Bei der Einfüh-
rung der betrieblichen Altersvorsorge (2. Säule) wurde noch ein be-
stimmtes Rentenniveau (»defined benefit«) garantiert und die Prämi-
en danach berechnet. Die Kapitalmarktentwicklungen der jüngeren
Vergangenheit hatten den massenhaften Umstieg auf die Beitragsori-
entierung (»defined contribution«) zur Folge. In solchen Verträgen sind
die Beitragszahlungen fix, aber die Höhe der ausgezahlten Leistungen
hängt einzig vom Veranlagungserfolg (reduziert um die Verwaltungs-
kosten und Spesen) ab. Das Veranlagungsrisiko wird so voll auf die
Versicherten überwälzt: Wenn die Börse zum falschen Zeitpunkt ab-
stürzt, muss das erwartete Rentenniveau plötzlich nach unten ange-
passt werden.13

... und niemand ist für die Misere verantwortlich
Entwicklungen auf den Kapitalmärkten sind über Jahrzehnte kaum
vorhersehbar und riskant. Rentenfonds selber übernehmen kein Risi-
ko. Unsicherheiten und Risiken müssen von den einzelnen Versicher-
ten getragen werden. Geringe Erträge oder auch Prämienerhöhun-
gen bei den Versicherungen werden den Versicherten als kapitalmarkt-
bestimmte Sachzwänge verkauft. Privatversicherungen unterliegen –
im Gegensatz zur staatlichen Rente – keinem Legitimationszwang.

Bei den Befürwortern der Kapitaldeckung sind mehrere Motive er-
kennbar: Sie unterstützen das Profitstreben der Pensionsfonds oder
forcieren den Abbau der Staatsaufgaben im Bereich der sozialen Si-
cherung, oder sie begrüßen die wachsende ökonomische Ungleichheit
im reichen Europa. Auch die als Vorteil dargestellte Resistenz der Pri-
vatvorsorge gegenüber dem Zugriff der Politik bzw. den kurzfristigen
Wahlinteressen der PolitikerInnen ist eine Abschiebung der Unsicher-
heiten und Risiken (und damit der Kosten) auf die einzelnen Versicher-
ten. Die Behauptung der kapitalgedeckten Vorsorgeprodukte, von der
Alterung der Gesellschaft unabhängig zu sein, sowie das Versprechen,
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Leistungskürzungen von umlagefinanzierten Systemen über kapital-
gedeckte (betriebliche oder private) Vorsorge auffangen zu können,
entbehrt jeder ökonomischen Grundlage. Für Europa ist die Forcierung
der Privatvorsorge makroökonomisch kontraproduktiv. Für die Bevöl-
kerung werden die Heilsversprechen nicht halten. Einzig für die Versi-
cherungen, Banken, Fonds etc. tut sich ein riesiger gewinnträchtiger
Markt auf. Da im Vergleich mit dem Umlagesystem die Mechanismen
kapitalgedeckter Systeme weniger klar erkennbar sind, weil sie erst
mit einer zeitlichen Verzögerung von Jahrzehnten eintreten, kann sich
die Politik bequem mit falschen ökonomischen Argumenten aus ihrer
Aufgabe der Lebensstandardsicherung im Alter verabschieden.14
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»Der Wohlfahrtsstaat entmündigt die Bürger. Die von oben verordne-
te ›Vollkaskomentalität‹ mutet den Menschen zu wenig zu. In jahr-
zehntelanger staatlicher Gängelung sind die individuellen Fähigkei-
ten verkümmert. Deshalb muss mehr Eigenverantwortung bisherige
wohlfahrtsstaatliche Leistungen und soziale Sicherungssysteme erset-
zen. Statt sich auf den Staat und andere kollektive Einrichtungen zu

verlassen, sollte jede/r Bürger/in selbst für das eigene Aus- und Fort-
kommen sorgen und private Vorsorge für Krankheit, Unfälle und
Alter leisten.«

»Wir brauchen mehr
Eigenverantwortung«

Alexis de Tocqueville schrieb schon im 19. Jahrhundert, dass der »Wohl-
fahrtsstaat eine gewaltige, bevormundende Macht (sei), die allein da-
für sorgt, die Genüsse der Untertanen zu sichern und ihr Schicksal zu
überwachen.« Der Wohlfahrtsstaat halte den Menschen »unwiderruf-
lich im Zustand der Kindheit«.1

Mittlerweile findet sich die Forderung nach Eigenverantwortung in
den Programmen fast aller politischen Parteien. Der deutsche Bundes-
präsident Köhler etwa möchte die »Eigenverantwortung und auch Ri-
sikobereitschaft der Deutschen stärken«.2 Insbesondere auf dem Ar-
beitsmarkt, in der Ausbildung sowie in der Gesundheits- und Pensions-
vorsorge wird Eigeninitiative gefordert.

Das Prinzip der Eigenverantwortung ist aber eine widersprüchliche
Worthülse. Denn es geht offensichtlich nicht um Verantwortung, die
sich Einzelne selbst zumuten, sondern um eine Fremdzuschreibung von
Verantwortung. Wortführende Eliten fordern nicht für sich selbst mehr
Eigenverantwortung, denn diese haben sie schon, sondern in indivi-
dualisierender Weise für die breite Mehrheit der Bevölkerung.

Für Eigenverantwortung fehlen die Voraussetzungen
Inwieweit können die aktuellen Appelle zu mehr Selbstverantwortung
gegenüber den Angesprochenen rational gerechtfertigt werden? Kon-
sequent müsste die Rede von der Eigenverantwortung auf jene Berei-
che zielen, in denen Menschen handlungsmächtig sind. Nur selbstbe-
stimmte Menschen können eigenverantwortlich handeln. Und erst in
ausreichendem Maße vorhandene soziale Ressourcen würden es er-
lauben, über Selbstbestimmung zu sprechen.

Ein Beispiel: Private Vorsorge, die nicht in die Altersarmut führen
soll, hat eine Reihe von Voraussetzungen, nämlich ein kontinuierlich
ausreichendes Einkommen (so wird geschätzt, dass private Pensions-
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vorsorge nur für rund 40% der Bevölkerung überhaupt leistbar ist3),
hinreichendes Wissen, langfristig orientiertes Anlageverhalten, gute
Performance der privaten Vorsorgekassen, günstige Finanzmarktent-
wicklungen. Offensichtlich hängt der Erfolg nur sehr bedingt vom ver-
antwortungsbewussten Handeln des Einzelnen (in diesem Fall seinem
Sparwillen und seiner Umsicht bei der Auswahl der Pensionskasse) ab,
sondern von einer Vielzahl von Faktoren außerhalb des persönlichen
Einflussbereichs.

Die Aufforderung zur Eigenverantwortung richtet sich an die Moti-
vation von Menschen. Es wird unterstellt, dass Erfolg in den Bereichen,
in denen Eigenverantwortung eingemahnt wird, eine Frage des guten
Willens und der Anstrengung des Einzelnen sei. Doch menschliche
Handlungen sind an individuelle und gesellschaftliche Voraussetzun-
gen gebunden. Die Ausstattung mit Ressourcen wie Geld, Einfluss, per-
sönliche Bekanntschaften und Beziehungen, Sozialisation, Ausprägung
der Persönlichkeit und Herkunft sind von Bedeutung.

Je weiter sich die Wirtschaft und damit die gesellschaftliche Arbeits-
teilung entwickeln, desto größer wird die gegenseitige Abhängigkeit
der Menschen. Die Forderung nach wirtschaftlicher Eigenverantwor-
tung geht implizit von der Vorstellung einer bäuerlich-handwerklichen
Gesellschaft aus, in der für alle genügend Land zur Bewirtschaftung
zur Verfügung steht, und in der die Menschen hauptsächlich für den
Eigenbedarf produzieren, es somit Arbeit für alle gibt, die arbeiten
können, und in der die Anstrengung des Einzelnen für den Erfolg bzw.
das eigene Überleben ausschlaggebend ist. Doch selbst in diesem von
vorindustriellen Bedingungen geprägten Modell führt der Arbeitsein-
satz der Menschen nur unter bestimmten Voraussetzungen (alle ha-
ben genügend bzw. vergleichbares Land) und Rahmenbedingungen
(keine Missernten) zum Erfolg.

In einer entwickelten kapitalistischen Wirtschaft allerdings, in der in
fortgeschrittener Arbeitsteilung Güter und Dienste produziert werden,
die sich am Markt verkaufen müssen, ist das in keinster Weise mehr
der Fall. Der Erfolg der Individuen ist dort weitgehend von Umständen
außerhalb des eigenen Einflussbereichs abhängig. Wenn Menschen
nicht mehr für die Selbstversorgung produzieren, sondern darauf an-
gewiesen sind, dass sich für ihre Fähigkeiten zahlungskräftige Nach-
frage findet, dann ist das Risiko hoch, dass sich für bestimmte Men-
schen, Fähigkeiten, Gegenden und Zeitpunkte zumindest phasenwei-
se keine Nachfrage findet. In solchen Fällen »Eigenverantwortung«
einzumahnen, geht an der Sachlage vorbei.4
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Bedeutet Eigenverantwortung Freiheit?
Wenn im politischen Diskurs an die »Eigenverantwortung« appelliert
wird, dann ist damit nicht gemeint, alle sollten frei tun, was sie wollen.
Auch die damit oft einhergehende Aufforderung zu risikofreudige-
rem Verhalten hat nur sehr spezifische Formen von riskantem Verhal-
ten vor Augen. Es geht nicht um die Aufforderung zur Freiheit, son-
dern um die Aufforderung, »der Gesellschaft« nicht zur Last zu fallen –
was in vielen Fällen darauf hinausläuft, die Freiheit der Adressierten
einzuschränken. Erwünscht sind Verhaltensformen mit gesellschaftlich
positiven Auswirkungen (unternehmerische Risikobereitschaft), aber
Verhaltensformen, die das Risiko bergen, Kosten für andere zu verur-
sachen (Suchtmittelkonsum, Arbeitsverweigerung etc.), sollen unter-
lassen werden. Trotz der Beschwörung individueller Handlungen und
Freiheiten geht es also eigentlich um eine gesellschaftliche Ordnungs-
vorstellung, die nur sehr eingeschränkte Formen von Freiheit zulassen
will oder – anders ausgedrückt – zu ganz bestimmten Handlungen und
Denkweisen dadurch überreden will, dass sie diese mit positiven Attri-
buten wie »Freiheit« und »Verantwortung« versieht.

Solange die Menschen noch etwas zu verlieren haben, werden die
meisten in ihrem Handeln risikoscheu sein. Der Unternehmensberater
Winfried Berner etwa empfiehlt daher folgerichtig, »idealerweise eine
Situation herbei(zu)führen, wo jeder einzelne Mitarbeiter persönlich
in einer Alles-oder-nichts-Situation ist«.5 Hier soll über Existenzangst
und Druck ein bestimmtes Verhalten erzwungen werden. Mit der im
Begriff »Eigenverantwortung« enthaltenen Freiheit und Autonomie
hat das nichts zu tun. Ohne Freiheit gibt es aber keine Verantwortung.

Wer entscheidet über neue Verantwortungsteilung?
Weil sich die wechselseitigen gesellschaftlichen Abhängigkeiten im Zuge
der kapitalistischen Modernisierung vermehrt haben und damit auch
neue Risiken entstanden sind, plädiert etwa der Soziologe Ulrich Beck
für einen »neuen Pakt der Unsicherheit«, in dem ein gesellschaftlicher
Konsens über akzeptable Risiken gefunden werden könne.6 Die Ap-
pelle zu mehr Eigenverantwortung im politischen Diskurs gehen je-
doch von einer Elite aus und richten sich an die Bevölkerung. Diese
wird nicht in eine Diskussion oder einen Aushandlungsprozess einbe-
zogen, sondern moralisch ermahnt und mit Forderungen konfrontiert.
Man habe sich den Risiken zu stellen. Dieser moralisierende Diskurs,
der im Namen der Kritik am so genannten Obrigkeitsstaat auftritt, ist
selbst extrem paternalistisch und »obrigkeitsstaatlich«.
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Der Staat in neuen Kleidern
Im Gegensatz zu der im Eigenverantwortungs-Diskurs getroffenen
Behauptung, der Staat ziehe sich zugunsten einer Ausweitung des Be-
reichs der individuellen Eigenverantwortung zurück, kommt es im
Wesentlichen zu einer Umdefinition der staatlichen Steuerungstech-
nik und Zielausrichtung. Es werden zwar soziale Leistungen gekürzt
bzw. abgeschafft, aber gerade staatliche Intervention mit bevormun-
dendem Charakter wird beibehalten bzw. verstärkt. Zwischen die Ein-
zelnen und die geplanten gesellschaftlichen Veränderungen wird der
Katalysator staatlicher und privater Beratungsorgane, Lehrkörper und
Förderungsinstanzen gebaut, die Menschen an die Erfordernisse des
Marktes anpassen sollen.

Im Bereich der Arbeitsmarktverwaltung etwa flankiert zunehmend
ein System der Überprüfung, Überwachung und des Unter-Druck-Set-
zens von Arbeitslosen die Arbeitslosenunterstützung, mit dem Ziel der
»Aktivierung«. Arbeitsplätze für die zur Eigenverantwortung angehal-
tenen Arbeitslosen gibt es zwar nicht, aber sie sollen sich permanent
zur Verfügung halten. 7 Die laufenden Reformen zur Reduktion der
Leistungen aus dem öffentlichen Rentensystem werden mit angeblich
nicht mehr tragbaren budgetären Belastungen begründet. Gleichzei-
tig werden Beiträge zu privaten Pensionskassen, die den »eigenver-
antwortlichen« Ersatz für die öffentliche Vorsorge darstellen sollen,
vom Staat mit hohen Summen gefördert. In manchen Staaten gibt es
sogar eine Pflicht, einen privaten Altersvorsorgevertrag abzuschließen.8

Hilfsmittel für mehr Eigenverantwortung: Weiterbildung
Als Ersatz für wohlfahrtsstaatliche Leistungen ermahnt der Staat die
Menschen zur Weiterbildung. Diese, so das Versprechen, sei der Schlüs-
sel, um auf dem Arbeitsmarkt Erfolg zu haben. Wer den Anforderun-
gen des Arbeitsmarkts entspreche, brauche keine soziale Absicherung
mehr. »Lebenslanges Lernen« lautet die in dieser Ausrichtung bedroh-
liche Losung, die keinen Ausweg bis zum Tod vorsieht (und bei der
noch dazu unklar bleibt, ob ihre Finanzierung eine gesellschaftliche
Aufgabe oder wieder eine Chancengleichheit vermindernde »Eigen-
verantwortung« des Einzelnen ist). Die Menschen werden somit als
beratungs- und bildungsbedürftige Individuen betrachtet, die nicht
mehr auf kollektive Einrichtungen vertrauen sollen und kein Recht auf
eigene Entscheidung haben, ob und was sie wissen und erlernen sol-
len, sondern auf lebenslange Anpassung verpflichtet werden. Haupt-
lernziel ist die Fähigkeit zum individuellen ökonomischen Selbstmana-
gement.9

»Wir brauchen mehr Eigenverantwortung«
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Hierbei stellt sich die Frage, was denn schlimmer ist, die persönliche
»Einengung« durch den Wohlfahrtsstaat, oder die Steuerung durch
die Unabwägbarkeiten des Marktes, flankiert von einem kontrollie-
renden Staat.

Während die Armen lernen müssen, ihre Ansprüche an ein gelin-
gendes Leben nur noch an sich selbst zu richten, begrenzen die eigen-
verantwortlichen (das heißt in ihrer Machtausübung nur sich selbst ver-
antwortlichen) Eliten den gesellschaftlichen Rahmen neu. Sie, die ma-
teriell unabhängig und abgesichert sind, versuchen mit dem Schlag-
wort »Eigenverantwortung« sich selber von ökonomischen, gesellschaft-
lichen und demokratischen Abhängigkeiten, Verpflichtungen und
Zusammenhängen zu verabschieden. Die Verantwortung für die dar-
aus entstehende bzw. wachsende ökonomische Ungleichheit wird den
Benachteiligten selbst zugewiesen und überfordert sie zwangsweise.

Eine wahrhaft eigenverantwortliche Gesellschaft muss sich demge-
genüber die Frage stellen, wie sie mit steigender Armut sowie den
neuen Formen der Ausgrenzung umgeht und wie die materiell Begüns-
tigten in die gesellschaftliche Verantwortung für die Beseitigung die-
ser Phänomene eingebunden werden können.
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Finanzierung des Wohlfahrtsstaats«
»Die Steuern für Unternehmen müssen gesenkt werden, da sich die

Staaten in einem (Steuer-)Wettbewerb befinden. Damit sinken die
staatlichen Einnahmen, den Wohlfahrtsstaat können wir uns schon
deshalb nicht mehr leisten.«

Steuerwettbewerb kann als Teil des Mythos »Standortwettbewerb«
betrachtet werden. Dabei wird unterstellt, dass Nationalstaaten mit-
einander im Wettbewerb – der als Nullsummenspiel interpretiert wird
– stünden. Alle Bereiche der Politik müssten demnach ausschließlich
auf die Herstellung dieser »Wettbewerbsfähigkeit« abzielen. Lohnzu-
rückhaltung bzw. Lohnkürzungen und/oder Arbeitszeitverlängerung
seien die zentralen Angriffspunkte. Überdies sollen Steuern – vor al-
lem Unternehmenssteuern – reduziert werden, um die Wettbewerbs-
fähigkeit des Staates zu erhöhen bzw. das Abwandern von Unterneh-
men zu verhindern. Wir befänden uns in einem Steuerwettbewerb nach
unten, welcher die Grundlagen des Wohlfahrtsstaates untergrabe (sie-
he den Mythos »Ohne Reformen ist der Wirtschaftsstandort in Gefahr«,
S. 9ff.).

Diese Ansicht wird in der Regel sowohl von GegnerInnen als auch
BefürworterInnen des Steuerwettbewerbs geteilt. Während erstere
jedoch in einer Beschränkung des Steuerwettbewerbs zwischen ein-
zelnen Staaten den einzigen Ausweg sehen, weisen neoliberale Öko-
nomInnen darauf hin, dass dieser Wettbewerb gut und wichtig sei,
weil er einen »schlanken« Staat erzwinge. Eine genauere Analyse zeigt
jedoch, dass die Steuerspielräume für Staaten weit größer sind als von
BefürworterInnen und GegnerInnen des Steuerwettbewerbs gemein-
hin angenommen. Es ist zwar offensichtlich, dass sich Steuern nicht auf
100% des von den Unternehmen erzielten Gewinns belaufen können,
in Anbetracht der geringen Größenordnungen, mit denen heute je-
doch Unternehmen und Vermögen effektiv besteuert werden, gibt es
sehr wohl erhebliche Spielräume, Steuern im nationalen Kontext nach
oben anzuheben.

Dies gilt insbesondere für die Unternehmenssteuerparadiese inner-
halb der OECD: Deutschland und Österreich. Beim »Steuerwettbewerb«
handelt es sich damit um einen konstruierten Mythos, der weiteren
Steuersenkungen Vorschub leistet.
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Der Sozialstaat wird primär über Massensteuern finanziert
Das Gros der Steuern und Abgaben kommt entweder direkt von den
Lohnabhängigen (in Form von Lohnsteuern und Sozialversicherungs-
abgaben) oder indirekt über deren Konsum (in Form von Umsatzsteu-
ern). Der Anteil der Unternehmens- und Vermögenssteuern am ge-
samten Steueraufkommen ist äußerst gering. Im OECD-Schnitt stamm-
ten im Jahr 2002 nur 13,8% des gesamten Steueraufkommens aus Ge-
winn- und Vermögensbesteuerung. In Österreich waren es nur 6,4%,
in Deutschland nur 5,2%.1 Wird das Steueraufkommen aus diesen Be-
reichen noch geringer, so ist das zwar ein Problem, stellt den Wohl-
fahrtsstaat an sich aber nicht in Frage.

Für Massensteuern kann das Steuerwettbewerbsargument jedoch
keinesfalls glaubhaft angeführt werden. Kaum ein/e ArbeitnehmerIn
– außer etwa ein hoch bezahlter Tennisstar – wird seinen/ihren Wohn-
sitz (und damit den Arbeitsplatz) wegen relativ höherer Steuern ins
Ausland verlagern. Außerdem bewirken höhere Steuern und ein hö-
heres Abgabenniveau auch, dass der Staat ein besseres Leistungsni-
veau zur Verfügung stellen kann. Anstatt daher individuell für Gesund-
heit, Bildung, Pension etc. Geld auszugeben, werden diese Güter bei
höheren Steuern (oft effizienter und billiger, darüber hinaus mit ei-
nem gewissen sozialen Ausgleich) vom Staat bereitgestellt. Von Steu-
ern auf Konsum und Arbeit (Lohnsteuern, Sozialabgaben) sind jedoch
keine nennenswerten negativen Wirkungen auf Unternehmen anzu-
nehmen. Denn es ist für ein Unternehmen irrelevant, welcher Teil des
Lohnes als direkter Lohn und welcher Teil als indirekter bzw. Sozial-
lohn entgolten wird. Daher gibt es im Bereich der quantitativ sehr be-
deutenden Massensteuern überhaupt kein Argument für die Existenz
eines relevanten Steuerwettbewerbs. Wettbewerb ist daher auch kein
Grund, warum diese Massensteuern gesenkt werden müssten bzw. wir
uns den Wohlfahrtsstaat nicht mehr leisten könnten. So zeigt auch die
empirische Entwicklung der Abgabenquoten in den EU-15-Ländern,
dass diese seit den 1960er Jahren bis ins Jahr 2000 praktisch kontinu-
ierlich im Durchschnitt auf 41,8% gestiegen sind und bis 2002 – z.T.
aufgrund der Konjunktureinbruchs und teilweise aufgrund politisch
induzierter (Unternehmens-)steuersenkungen – auf 40,6% leicht ab-
genommen haben.2

Zwei weitere Überlegungen sprechen sogar für die Erhöhung der
Steuern: Erstens ist das keynesianische Argument in Betracht zu zie-
hen, dass mit zunehmenden Einkommen die Konsumquote tendenzi-
ell sinkt und daher im Gegenzug höherer kollektiver bzw. staatlicher
Konsum nötig wird. Zweitens kann davon ausgegangen werden, dass
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bei zunehmenden Einkommen der Bedarf an öffentlichen Gütern (wie
z.B. Bildung, Gesundheit, Kulturangebote) steigt, die ihrerseits über
Steuern finanziert werden müssen.

Kein Zwang zu Unternehmenssteuersenkungen
Der Mythos vom Steuerwettbewerb mag zwar Unternehmen und Ver-
mögensbesitzende zumindest kurzfristig begünstigen, indem ihre Steu-
erlast reduziert und damit eventuell kurzfristig Gewinne erhöht wer-
den. Ob die Rechnung aber aufgeht, kann für größere Wirtschaftsräu-
me – wie etwa die EU – bezweifelt werden. Wenn vielerorts eine ähn-
liche Steuersenkungspolitik betrieben wird, kann dies zur Reduktion
der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage und damit zu weniger Wachs-
tum und weniger Gewinnen führen.3 Unabhängig davon erfolgen Sen-
kungen von Unternehmenssteuern auf jeden Fall auf Kosten der Mehr-
heit. Denn Steuersenkungen für Unternehmen müssen entweder Steu-
er- oder Gebührenerhöhungen für die Masse gegenüberstehen oder
staatliche Leistungen müssen eingeschränkt werden. Die Wirkungen
von Unternehmenssteuersenkungen sind daher als negativ einzuschät-
zen.

Unternehmenssteuern stellen darüber hinaus nur einen – und laut
Unternehmensumfragen eher unwichtigen – Faktor bei der Standort-
wahl dar. Für Unternehmen ist es nicht wichtig, wie viele Steuern sie
bezahlen, sondern wie viel Gewinn sie nach Steuern machen. Dabei
zeigen Überlegungen, die auf der Theorie der »New Economic Geo-
graphy« basieren,4 dass sich Länder mit besserer Infrastruktur im Ver-
gleich mit weniger gut ausgestatteten Ländern höhere Unternehmens-
steuern leisten können, da damit indirekt positive externe Effekte (etwa
durch Infrastruktur, Bildung etc.) ausgelöst werden und die Unterneh-
men auch bereit sind, diese abzugelten. Vor diesem Hintergrund  wür-
de es auch ohne jegliche Steuerwettbewerbsbeschränkungen zwischen
Staaten nicht zu einem »Wettbewerb nach unten« – auch nicht bei
völlig mobilem Kapital – kommen. Vielmehr würden vergleichsweise
besser ausgestattete Staaten auch langfristig höhere Steuern einhe-
ben.

In all jenen Bereichen, in denen jedoch Kapital nicht vollkommen
mobil ist, können überdies auch bei freiem Wettbewerb relativ höhere
Steuern durchgesetzt werden. Besonders markant ist dies etwa im Be-
reich des Immobilienkapitals oder privater Immobilienvermögen. Ein
Blick auf die Entwicklung des Steueraufkommens zeigt jedoch, dass
gerade hier – wo die Möglichkeiten zur Besteuerung sehr hoch wären
– diese in Deutschland und Österreich relativ immer weniger genutzt

»Steuerwettbewerb unterminiert die Finanzierung des Wohlfahrtsstaates«
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werden.5 Bei Steuern auf Einkommen aus Finanzkapital (Zinsen), wel-
ches ja äußerst mobil ist und für welches spezifische Standortfaktoren
im Unterschied zu Unternehmen praktisch keine Rolle spielen, gibt es
indes schon – zumindest EU-weit – einheitliche Mindestvorgaben. Hier
ist potenziell möglicher Steuerwettbewerb bereits beschränkt.

Überdies zeigt sich auch empirisch, dass es den vielfach unterstellten
»Wettlauf nach unten« im Bereich der Unternehmenssteuern zwischen
den OECD-Ländern nicht gibt. Vielmehr ist es seit den 1980er Jahren
insgesamt zu einer Nivellierung zwischen den Ländern gekommen,6

wobei die Steuern auf Unternehmensgewinne als Anteil am BIP ent-
gegen dem Mythos vom Steuerwettbewerb von 1975 (2,2% des BIP)
im OECD-Schnitt bis zum Jahr 2000 auf 3,8% des BIP kontinuierlich
gestiegen sind. In den EU-15 hat sich im selben Zeitraum der Anteil
von 2,1% des BIP auf 3,7% erhöht. Von einem Wettlauf nach unten
kann also nicht die Rede sein.

Seit dem Jahr 2000 ist jedoch – zu einem wichtigen Teil aufgrund
einseitiger Steuersenkungen in einzelnen Ländern, aber auch aufgrund
des wirtschaftlichen Einbruchs und der damit einhergehenden Reduk-
tion der Gewinne – ein leichter Rückgang auf 3,4% des BIP in der OECD
zu beobachten. Auch in der EU-15 sank das Aufkommen aus Unter-
nehmenssteuern von 2,8% im Jahr 2000 auf 2,6% in 2001 und 2,4% in
2002.7 Dieser Rückgang ist jedoch nicht mit angeblichem Steuerwett-
bewerb zu begründen. Denn einerseits sind aufgrund der Abschwä-
chung der Konjunktur die Gewinne und damit die Steuereinnahmen
gesunken, anderseits und allen voran haben einige Länder jedoch die
Unternehmenssteuern drastisch gesenkt. Interessant ist dabei, dass dies
nicht etwa Länder mit hohen Steuern, sondern Länder mit bereits sehr
niedrigen Unternehmenssteuern, wie z.B. Deutschland, waren. In
Deutschland betrugen die Einnahmen aus Unternehmenssteuern nach
der Reform im Jahr 2001 nur mehr 0,6% des BIP, während sie im Jahr
davor noch 1,7% ausgemacht hatten. Die Steuern waren damit vor
der Steuersenkung bereits nur halb so hoch wie im Durchschnitt der
OECD.8 Die makroökonomischen Konsequenzen der Steuersenkungen
in Deutschland waren äußerst problematisch, da durch die geringeren
Steuereinnahmen auch auf der Ausgabenseite Mittel fehlten, womit
das Budgetdefizit vertieft wurde, ohne dass damit jedoch positive Ef-
fekte auf die Konjunktur verbunden gewesen wären.9
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Steuerharmonisierung ist wünschenswert
Obwohl Nationalstaaten erhebliche Spielräume selbst bei Unterneh-
menssteuern haben, ist eine Steuerharmonisierung nach »oben«, etwa
innerhalb der EU, dennoch wichtig.

So sehr es aus ökonomischen Zwängen heraus keinen Steuerwett-
lauf nach unten gibt, so sehr sind jedoch Versuche zur Steuerharmoni-
sierung etwa im Rahmen der EU zu begrüßen. Denn damit gelingt es,
dem Mythos des Steuerwettbewerbs offensichtlich jegliche konstru-
ierte Basis zu entziehen. Überdies kann damit auch einseitigen Unter-
nehmenssteuersenkungen von Regierungen in einzelnen Ländern vor-
gebeugt werden. Darüber hinaus wäre aber ein koordiniertes Vorge-
hen bei der Schließung von Steueroasen – und damit die Verhinde-
rung von Steuerhinterziehung – ohne Zweifel ein wichtiges Anliegen.
Eine europäische Steuerharmonisierung ist damit zu begrüßen, weil
sie dem Mythos vom Steuerwettbewerb diskursiv die Basis untergräbt.
Primär gilt es jedoch zu betonen, dass wir weiterhin bei gegebenen
Rahmenbedingungen auf nationaler Ebene höhere Steuern einführen
und uns damit ein hohes staatliches Leistungsniveau leisten können.
Der Wohlfahrtsstaat wird durch Steuerwettbewerb keinesfalls unter-
graben. Trotz gegenläufiger theoretischer wie empirischer Evidenz wird
der Mythos vom Steuerwettbewerb von Unternehmensverbänden oder
nationalen Regierungen – etwa in Deutschland oder Österreich – je-
doch lautstark verkündet und damit Steuersenkungen und der Abbau
des Wohlfahrtsstaates als scheinbar unausweichlich propagiert.
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»Immer weniger Kinder, immer mehr ältere Leute – das bedeutet, dass
die Kosten einer immer älter werdenden Bevölkerung (Pensionen, Ge-
sundheit etc.) nicht mehr finanzierbar sind und dass langfristig unsere

Gesellschaft aussterben könnte. Mehr Geldleistungen für Familien,
um Anreize zum Kinderkriegen zu setzen, sind der einzige Aus-
weg.«

»Staatliches Kindergeld
bringt mehr Kinder«

Alle westlich-kapitalistischen Länder haben seit den 1960er Jahren ei-
nen langsamen, aber stetigen Rückgang der Geburtenrate zu verzeich-
nen. Um dieser Entwicklung entgegenzusteuern, bedient sich die Be-
völkerungspolitik entweder griffiger Slogans wie »Fuck for the Future«
(Schweden Ende der 1990er Jahre) oder sie versucht mit familienpoliti-
schen Maßnahmen Anreize zum Kinderkriegen zu setzen. In unseren
Breiten ist dabei der Mythos »Mehr Geld für die Familien bringt mehr
Kinder« vorherrschend. Dementsprechend stellt Österreich im euro-
päischen Vergleich mit die höchsten staatlichen Geldleistungen für
Familien zur Verfügung – im EU-Durchschnitt wurden laut Eurostat
2000 1,4% des BIP für Geldleistungen für Familien aufgewendet bzw.
67,2% aller Familienleistungen, in Österreich waren es 2,3% des BIP
bzw. 77,5% aller Familienleistungen.1 Dieses Vorgehen entspricht ei-
nem Wesensmerkmal »konservativer Sozialstaaten« nach der Typolo-
gie des Sozialwissenschaftlers Esping-Andersen, der zwischen »sozial-
demokratischen« Sozialregimes, gekennzeichnet durch universelle So-
zialleistungen, »liberalen« Sozialregimes, gekennzeichnet durch star-
ke Marktausrichtung, und »konservativen« Sozialregimes, gekenn-
zeichnet durch Sozialversicherung und traditionelle Familienbilder,
unterscheidet.2 Doch erwiesenermaßen hat es nicht die gewünschten
Wirkungen.

Geburtenrate und finanzielle Unterstützung von Familien
Empirisch gesehen gibt es nämlich keinen Zusammenhang zwischen
der Höhe der Geldleistungen für Familien und der Fertilität (Höhe der
Geburtenrate) innerhalb eines Staates. Anschaulichstes Beispiel hier-
für ist Österreich mit einem europaweiten Spitzenplatz bei den Geld-
leistungen für Familien: Die Fertilität in Österreich liegt mit 1,4 Kin-
dern pro Frau dennoch unter dem EU-Durchschnitt (1,5 Kinder pro
Frau).3

Einer der Gründe, warum der Mythos in die Irre führt, ist ein demo-
grafischer. Es gibt nämlich in den meisten Staaten zwar weniger Kin-
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der als früher, aber nicht weniger Mütter. Dies liegt zum einen daran,
dass es weniger Kinder pro Mutter gibt (dazu noch weiter unten). Zum
anderen bekommen Frauen heute deutlich später Kinder als beispiels-
weise noch in den 1980ern. Zur Veranschaulichung ein Rechenbeispiel:
Wenn das durchschnittliche Alter erstgebärender Mütter 20 Jahre be-
trägt, so folgen in 100 Jahren fünf Generationen aufeinander. Steigt
dieses Alter auf 25 Jahre, so sind es nur mehr vier Generationen, was
auch ohne Rückgang der durchschnittlichen Kinderzahl pro Frau ein
geringeres Bevölkerungswachstum bedeutet.

Bedeutet das, dass man dieser Entwicklung überhaupt nicht gegen-
steuern kann? Dem allgemeinen Trend, der auch Wünsche der Frauen
als Ursache hat, ist wohl wenig entgegenzusetzen. Praktisch alle west-
lich-kapitalistischen Staaten haben Geburtenraten unterhalb der »na-
türlichen Ersatzrate« von 2,1 Kindern pro Frau. Die »natürliche Ersatz-
rate« ist dabei jene Zahl, die es bräuchte, um die Bevölkerungszahl
konstant zu halten. Sie ändert sich selbstverständlich aufgrund geän-
derter Lebenserwartungen mit der Zeit. In Europa hatten lediglich
Dänemark und die Niederlande in den vergangenen zwanzig Jahren
keine rückläufigen Geburtenraten.

Welche Familienpolitik bringt Erfolge?
Dennoch kann man offensichtlich über Familienpolitik einiges steu-
ern, allerdings anders als mit dem genannten Rezept. Bis Mitte der
1990er Jahre stachen zwei Länder in Europa mit steigenden Geburten-
raten hervor: Dänemark und Schweden (in der allerjüngsten Vergan-
genheit hat dieser Trend in Schweden etwas nachgelassen). Die Daten
zeigen auch für Frankreich relativ hohe Werte. Alle drei sind Staaten
mit einer äußerst aktiven Familienpolitik. Allerdings ist diese weniger
auf Geldleistungen als vor allem auf die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie ausgerichtet.4

Flächendeckende, qualitätsvolle und vor allem erschwingliche Kin-
derbetreuungseinrichtungen – bereits für die ganz Kleinen – ermögli-
chen Müttern einen raschen Wiedereinstieg ins Berufsleben. Es zahlt
sich daher für Frauen aus, in ihre Ausbildung zu investieren, qualitäts-
volle und eine Karriere ermöglichende Jobs anzunehmen und dennoch
Kinder zu bekommen. Denn es sind in den konservativen Staaten ja
insbesondere die besser qualifizierten Frauen, die aus bewusster Ent-
scheidung kinderlos bleiben. Die skandinavischen Länder haben daher
sowohl vergleichsweise hohe Geburtenraten als auch Frauenerwerbs-
quoten, die nahe denen der Männer liegen. Entgegen konservativer
Einschätzung ist dies nämlich kein Widerspruch.

»Staatliches Kindergeld bringt mehr Kinder«
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Insbesondere zeichnen sich diese Länder durch die Zahl der Kinder
pro Frau aus. Wie erwähnt, ist allgemein nicht nur die Geburtenrate,
sondern auch die Zahl der Geburten pro Frau rückläufig. In den skan-
dinavischen Ländern gibt es aber nach wie vor einen hohen Anteil von
Mehrkindfamilien. Und auch hier zeigt sich der große Unterschied:
Während in den konservativen Sozialstaaten Österreichs und Deutsch-
lands die Erwerbsquote kinderloser Frauen nahe der der Männer ist
und auch die Erwerbstätigkeit bei einem Kind nur geringfügig sinkt,
scheiden Frauen mit zwei oder mehr Kindern sukzessive aus dem Be-
rufsleben aus. Nicht so in den »sozialdemokratischen« Sozialregimes
in Skandinavien. Beträgt der employment gap (also die Differenz zwi-
schen Männer- und Frauenbeschäftigungsquote) in Frankreich, Deutsch-
land, Italien etc. cirka 35% für Frauen mit zwei oder mehr Kindern,
liegt er in den skandinavischen Ländern Dänemark und Schweden bei
rund 10% und unterscheidet sich damit kaum von dem für Frauen mit
weniger Kindern.

Damit liegen PolitikerInnen nicht ganz falsch, wenn sie glauben,
Familienpolitik könne die Geburtenraten beeinflussen. Nur geht es
darum, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu verbessern: Bedarfs-
gerechte Kinderbetreuungseinrichtungen, elternfreundliche Arbeits-
zeitmöglichkeiten, Karenzmodelle, die ausreichend Spielraum für die
Anfangsphase geben, gleichzeitig aber keine Anreize zur Aufgabe der
Erwerbstätigkeit setzen (und möglichst Väter mit in die Familienpflich-
ten miteinbeziehen) – dies sind aktive Maßnahmen, die es gestatten,
vielfältige und daher erfüllende Lebensentwürfe zu leben.5

Anmerkungen
1 Eurostat: European social statistics, Luxemburg 2004
2 Gösta Esping-Andersen: The Three Worlds of Welfare Capitalism, Cambridge

1990
3 OECD: Society at a Glance, Paris 2003
4 Agnes Streissler: USA und Europa – Ein Vergleich der Sozialsysteme, OIIP Ar-

beitspapier 46, Wien 2004
5 Joëlle Sleebos: Low fertility rates in OECD countries: facts and policy responses,

OECD Social, Employment and Migration Working Papers No. 15 (2003), siehe un-
ter:  http://www.oecd.org/dataoecd/13/38/16587241.pdf
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»Noch mehr Geld ins Gesundheitswesen zu stecken, ist gar nicht mög-
lich und auch nicht sinnvoll. Ausgabeneindämmung tut not, denn vor
allem die hohen Ineffizienzen im Gesundheitswesen sind ausschlagge-
bend für das Wachstum der Gesundheitsausgaben. Ihre Beseitigung
würde die Kostendynamik endlich bremsen. Durch die richtigen

marktwirtschaftlichen Anreize gesteigerte Effizienz bei Anbietern
wie bei Nachfragern würde erheblich kostensparend wirken, ohne
die Leistungen zu vermindern.«

»Das Gesundheitswesen braucht
mehr Marktwirtschaft!«

Das Gesundheitswesen hat in den vergangenen Jahren sehr hohe
Wachstumsraten (die inflationsbereinigten Wachstumsraten der Ge-
sundheitsausgaben pro Kopf lagen in den 1990er Jahren im OECD-
Raum zwischen 3% und 3,5% im Jahr) erlebt. Als Gründe hierfür wer-
den vor allem genannt: der technische Fortschritt in der Medizin, stei-
gende Ansprüche der PatientInnen bei steigendem Wohlstand, die
»Kostenkrankheit« von Dienstleistungen (obwohl die Produktivitäts-
zuwächse in personalintensiven Bereichen nicht mit der Produktivitäts-
entwicklung in der Industrie mithalten können, steigen die Löhne im
Großen und Ganzen im Gleichklang mit den anderen Branchen), die
demografische Entwicklung (erhöhter Bedarf an Gesundheitsleistun-
gen durch mehr ältere Menschen) sowie Ineffizienzen im Gesundheits-
wesen.

Diejenigen europäischen Staaten, die ihr Gesundheitswesen über die
Sozialversicherung (also über Pflichtbeiträge von Unternehmen und
LohnempfängerInnen) finanzieren, sehen kaum mehr Möglichkeiten
der Beitragssteigerungen, während bei steuerfinanzierten Gesundheits-
diensten der allgemeine Budget-Sparstift angesetzt wird. Es wird da-
her der Ruf nach Ausgabeneindämmung laut, begründet mit dem Ar-
gument, im öffentlichen Gesundheitswesen gäbe es zu wenig Kosten-
kontrolle. Dass diese Forderung zu kurz greift, veranschaulicht bereits
ein Vergleich der Kosten von Gesundheitssystemen. Gerade jene Staa-
ten, die sich für besonders marktwirtschaftliche Zugänge im Gesund-
heitswesen rühmen, sind jene mit den höchsten Ausgaben dafür (denn
für die Beurteilung der Effizienz ist es ja unerheblich, ob die Ausgaben
aus privater oder öffentlicher Hand finanziert werden): So hat laut
OECD1 die Schweiz im Jahr 2001 10,9% des BIP für ihr Gesundheitswe-
sen ausgegeben, 56% davon aus öffentlichen Geldern. In den USA sind
es sogar 13,9% des BIP gewesen (wobei der Anteil öffentlicher Ausga-
ben 44% beträgt). Zum Vergleich: Im Jahr 2001 hat Österreich 7,7%
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des BIP für Gesundheit ausgegeben, davon kamen 70% aus öffentli-
cher, 30% aus privater Hand (die 30% Privatausgaben gehen zu einem
Teil an Privatversicherungen, der Großteil ergibt sich aber aus den Aus-
gaben für rezeptfreie Medikamente, für Selbstbehalte, für eigenfinan-
zierte Ausgaben in den diversen gesundheitsnahen Bereichen etc.).

Wie ist das möglich? Die wichtigste Erklärung liegt wohl (stark ver-
einfacht) darin, dass Länder mit Pflichtversicherungen oder nationalen
Gesundheitsdiensten sich bemühen, für alle ein mehr oder weniger
einheitliches Leistungsniveau zu erbringen, wobei dieses Niveau in
gewisser Weise demokratisch festgelegt wird (es wird in Verhandlun-
gen zwischen Gesundheitsanbietern, Versicherungen, PatientInnenver-
tretungen und Behörden bestimmt, welche Leistungen in den allge-
meinen Katalog versicherter Leistungen aufgenommen werden). Da-
durch entstehen auch wesentlich einheitlichere Ansprüche an Gesund-
heitsdienstleister; im Gegensatz zu den USA, wo 16% der Bevölkerung
völlig ohne Krankenversicherungsschutz auskommen müssen, während
den »obersten Zehntausend« eine Spitzenmedizin zur Verfügung steht,
die ihresgleichen sucht – vor allem, was die Kosten betrifft.

Was führt angeblich zu mehr »Effizienz« im Gesundheitswesen?
Mehr Effizienz wird aber auch in Teilbereichen des Gesundheitswe-
sens eingefordert. Hier sollen drei gängige »Vorurteile« näher unter-
sucht werden:

1) Vorurteil 1: Es gibt hohe Einsparungspotenziale in der Verwal-
tung.

Nun kann sicherlich davon ausgegangen werden, dass große Ver-
waltungsapparate, wie sie in allen Gesundheitssystemen existieren,
Ineffizienzen generieren. Der Hauptverband der österreichischen So-
zialversicherung weist in seinen Bilanzen 3,1% (2003) der gesamten
Aufwendungen als Verwaltungskosten aus.2  Selbst wenn die Ineffizi-
enzen der Verwaltung sehr groß sein sollten (was gar nicht unbedingt
anzunehmen ist), ist der erzielbare Einsparungseffekt somit verschwin-
dend gering.

2) Vorurteil 2: Es bedarf eines größeren Wettbewerbs zwischen den
Krankenversicherungen.

Die Pflichtversicherung (in der jede/r Versicherte einer bestimmten
Versicherung ohne Wahlmöglichkeit zugewiesen wird) ist Marktwirt-
schaftlern ein besonderer Dorn im Auge. Das deutsche Beispiel belegt
aber eindrucksvoll, dass die viel gerühmte Versicherungspflicht (also
der Wettbewerb zwischen einzelnen Versicherungen) wesentlich teu-
rer kommt als eben diese Pflichtversicherung. Statt dass alle Lohnab-
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hängigen der gesetzlichen Krankenversicherung mit Pflichtbeiträgen
zugeteilt sind, besteht in Deutschland zwar die Pflicht, versichert zu
sein. Den Versicherungsanbieter kann man seit einigen Jahren aber
unter mehreren privaten Wettbewerbern wählen. Die Kosten des Wett-
bewerbs (Werbung, Marketing) führen dazu, dass pro Versichertem in
Deutschland 157 Euro im Jahr an Verwaltungskosten entstehen, in
Österreich sind es dagegen nur 61 Euro. Außerdem sind bereits heute
negative Verteilungswirkungen zu erkennen. Obwohl im Prinzip kei-
ne Versicherung potenzielle Versicherte ablehnen darf, kann eine Aus-
lese festgestellt werden: Die Werbung einzelner Versicherer richtet sich
ganz eindeutig nur an bestimmte Zielgruppen, schwierige oder teure
PatientInnen erhalten schlechteren Service etc. So kommt es zu einer
Aufteilung – bestimmte Versicherungen ziehen die guten Risiken (jun-
ge, gesunde Männer im mittleren bis oberen Einkommenssegment)
an, die »schlechten« Risiken (Alte, chronisch Kranke, Arme) verbleiben
bei den Allgemeinen Ortskrankenkassen (AOKs). Diese Aufteilung führ-
te dazu, dass die AOK zunehmend unter Druck gerieten und ihre Bei-
träge erhöhen mussten. Dies wird von der Tendenz her auch nicht durch
das neue Gesundheitsreformgesetz verhindert – hier sollen zwar die
Krankenkassen zu Beitragssenkungen gezwungen werden, gleichzei-
tig gibt es aber Sonderbeiträge und jede Menge Mehrbelastungen.

3) Vorurteil 3: Selbstbehalte führen zu einem effizienten Verhalten
der PatientInnen.

Nächster Stein des Anstoßes sind die mangelnden Anreize für Pati-
entInnen, effizient Gesundheitsleistungen nachzufragen. Es wird also
implizit unterstellt, dass zu viele, das heißt unnötige Leistungen (Me-
dikamente, Kuren, Krankenhausaufenthalte etc.) erbracht würden. Die
Antwort der Marktwirtschafter darauf heißt Selbstbehalte. Diese, so
hofft man, würden zu genauerer Überlegung bei den PatientInnen
führen, ob sie eine bestimmte Verschreibung wirklich brauchen, und
so eine Barriere bei der Nachfrage nach Gesundheitsleistungen dar-
stellen. Die Realität zeigt, dass dies kein effizientes Rezept ist. Der Ge-
sundheitsmarkt ist ein »Anbietermarkt« – den KonsumentInnen (= Pa-
tientInnen) fehlt in den allermeisten Fällen die notwendige Informati-
on, um die Sinnhaftigkeit einer Leistung einzuschätzen. Die Informati-
on, die sie erhalten, bekommen sie meistens nur über den Arzt, der
selbst ein Interesse daran hat, möglichst gut dotierte Leistungen zu
verkaufen. Damit führen Selbstbehalte wohl für bestimmte Einkom-
mensgruppen (es kommt auf die Höhe der Selbstbehalte an, bis zu
welchem Einkommen sie nachfragesenkend wirken) zu einer Redukti-
on der nachgefragten Leistungen, es ist aber mehr als fraglich, ob ge-

»Das Gesundheitswesen braucht mehr Marktwirtschaft!«
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rade die unnötigsten Leistungen reduziert wurden. Wenn aber Behand-
lungen nicht oder zu spät erfolgen, so kann das Folgekosten verursa-
chen, die weit über den ursprünglichen Kosten liegen.

Auch die Pharmaindustrie führt gerne die Marktwirtschaft ins Tref-
fen: Die hohen Preise von Arzneimitteln werden mit den hohen Kos-
ten für Forschung und Entwicklung begründet. Die von der Politik ge-
forderte Kosteneindämmung (die Ausgaben der Sozialversicherung für
Arzneimittel weisen – nicht nur in Österreich – die höchste Kostendy-
namik von allen Gesundheitsausgaben auf) könne daher kaum erreicht
werden.

Tatsache ist aber, dass auch hier der Markt nicht gerade zu gesamt-
gesellschaftlicher Kosteneffizienz führt. Der US-amerikanische Public
Citizen Report aus 20023 zeigt deutlich, dass die Pharmaindustrie ihre
außerordentlichen Profite weniger in riskante und aufwändige Grund-
lagenforschung, sondern viel mehr in Marketing und Vertrieb inve-
stiert. In Österreich sind täglich ca. 3.000 PharmareferentInnen unter-
wegs, um ihre Medikamente zu vermarkten, und nach Schätzungen
des Hauptverbands kosten diese ReferentInnen in etwa gleich viel wie
die gesamte Verwaltung der Krankenkassen. Die verstärkte Ausgabe
von Generika bzw. auch Aut-Idem-Regelungen (es werden nur mehr
Wirkstoffe verschrieben und die Apotheke muss dafür das billigste
Medikament nehmen) würden trotz aller zu berücksichtigenden Schwie-
rigkeiten (der Qualitätssicherung, der Akzeptanz durch die PatientIn-
nen etc.) hier sicher Erleichterungen bringen.

Welche Potenziale für mehr Effizienz gibt es tatsächlich?
Es soll also generell nicht abgestritten werden, dass es tatsächlich Po-
tenziale zur Effizienzsteigerung gibt. Diese haben aber nichts oder nur
wenig mit mehr Wettbewerb zu tun. Es geht um Strukturreformen
und klare Zuständigkeiten:
■ Wie erfolgt der Zugang zum Gesundheitswesen? Beispielsweise könn-

te man die Rolle der praktischen Ärzte als Haus- und Familienärzte
durchaus stärken, um sie zu effizienten Begleitern durch das Ge-
sundheitswesen zu machen. Derzeit gibt es hier keinen funktionie-
renden Übergang, sodass unterschiedliche Verantwortlichkeiten zu
unterschiedlichen Informationen, Doppelbefunden, aber auch Ent-
lassungen in mangelhafte Pflegeumfelder führen. Ein in seinen Funk-
tionen aufgewerteter Hausarzt könnte mithelfen, diese Schnittstel-
lenproblematik zu verbessern.

■ Welche Honorierungsformen gibt es für Ärzte? Da die Ärzte als An-
bieter stark die Inanspruchnahme des Gesundheitswesens steuern,
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muss überlegt werden, wie für sie Anreize geschaffen werden kön-
nen, effizient und nachhaltig zu agieren. Meist werden in diesem
Zusammenhang Kopfpauschalen statt Leistungsabrechnung genannt,
da die Zahlung pro eingeschriebenem Patient Anreize setzt, diesen
gesund zu halten.

■ Wie können Spitäler effizient geführt werden? Die Einführung der
leistungsorientierten Krankenhausfinanzierung in Österreich war ein
wichtiger Schritt, es geht aber auch darum, Krankenhäuser sinnvoll
im Bundesgebiet zu verteilen. Nicht jede Region kann in diesem Fall
ihre Prestigeprojekte halten, sondern es müssten rasch erreichbare
Grundversorgungseinheiten garantiert sein, für Spezialbehandlun-
gen reichen einige wenige Kompetenzzentren, wobei hierfür sogar
EU-weite Kooperationsformen vorstellbar sind.

■ Wie kann das gesamte Gesundheitswesen einheitlich finanziert und
organisiert werden, um Doppelgleisigkeiten und Abschieben von
Verantwortungen zu vermeiden?

Die politische Diskussion müsste sich mit all diesen Fragen verstärkt
und ohne Rücksicht auf die Befindlichkeiten einzelner Lobbies ausein-
andersetzen, um ein soziales, umfassendes Gesundheitssystem auch
langfristig finanzierbar zu halten.

Anmerkungen
1 OECD: Health at a Glance. Paris 2003
2 Josef Probst: Die aktuelle Situation des österreichischen Gesundheitssystems,

in: Soziale Sicherheit 2 (2003)
3 Public Citizens Congress Watch 2002. http://www.citizen.org/pressroom/

release.cfm?ID=1088
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Aktive Arbeitsmarktpolitik: Maßnahmen zur Qualifizierung, Schulung
von Arbeitslosen; finanzielle Unterstützungen für die Aufnahme einer
Beschäftigung im Rahmen von Beschäftigungsmaßnahmen.
Arbeitslosenquote: In der für internationale Vergleiche benützten De-
finition der International Labour Organisation der Anteil der Arbeits-
losen an der erwerbsaktiven Bevölkerung (unselbständig Beschäftig-
te, Selbständige und Arbeitslose), erhoben mittels Befragung. Dane-
ben existiert noch die so genannte (nationale) Register-Arbeitslosen-
quote, die die beim Arbeitsmarktservice oder der Bundesagentur für
Arbeit registrierten Arbeitslosen in Relation zu den unselbständig Er-
werbstätigen setzt.
Beschäftigungsquote: Anteil der unselbständig und selbständig Beschäf-
tigten (einschließlich mithelfender Familienangehöriger) an der Bevöl-
kerung im erwerbsfähigen Alter zwischen 15 Jahren und dem gesetz-
lichen Pensionsalter.
Bruttoinlandsprodukt (BIP): Gesamtwert der im Inland in einem Jahr
produzierten Sachgüter und Dienstleistungen.
Deregulierung: Abbau staatlicher Regulierung.
Direktinvestition: Investition von Unternehmen im Ausland.
Downsizing: Verkleinerung eines Unternehmens durch das Manage-
ment, z.B. durch Auslagerung (Outsourcing) oder Verkauf von Unter-
nehmensteilen oder Entlassungen.
Erwerbsquote: Anteil der Beschäftigten und Arbeitslosen an der Be-
völkerung im erwerbsfähigen Alter von 15 Jahren bis zum gesetzli-
chen Pensionsalter.
Externe Effekte (positive und negative): Auswirkungen bestimmter
Handlungen auf andere bzw. auf die Gesellschaft oder Umwelt, ohne
dass dafür Kompensation geleistet wird.
Fiskalpolitik: Der Einsatz des öffentlichen Haushalts (sowohl Einnah-
men wie etwa Steuern als auch Staatsausgaben) im Dienste wirtschafts-
politischer Ziele, wie etwa der Konjunktur- und Wachstumspolitik.
Fixkosten: Jener Bestandteil der Kosten für die Produktion in einem
Unternehmen, die unabhängig davon anfallen, wie viel produziert wird.
Flat tax: Anwendung eines einheitlichen Steuersatzes für alle Einkom-
men, egal wie hoch sie sind und woher sie kommen. Gegenstand der
Forderung von Ultraliberalen, die gegen progressive Besteuerung sind,
der zufolge die Steuersätze mit steigendem Einkommen steigen.
Freihandel: Grenzüberschreitender Austausch von wirtschaftlichen Leis-
tungen (Gütern, Dienstleistungen), ohne Beschränkungen wie Zölle,
Quoten etc.
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Geldpolitik: Versuch der Zentralbank, die Marktzinsen (für Sparbücher,
Kredite, Anleihen etc.) und die Inflationserwartungen zu beeinflus-
sen, vor allem über die Festlegung des Zinssatzes, zu denen sie den
Banken Geld zur Verfügung stellt.
Höchstbeitragsgrundlage: Die Sozialversicherungsbeiträge werden vom
Erwerbseinkommen bis zu einer bestimmten Höchstgrenze berechnet.
Für Einkommensteile über der Höchstbeitragsgrundlage sind keine So-
zialversicherungsbeiträge abzuführen.
Inflation: Anstieg des Preisniveaus für Güter und Dienstleistungen in
einer Volkswirtschaft beziehungsweise entsprechendes Sinken des
Geldwertes. Gegenteilige Entwicklung:  Deflation: Das Preisniveau geht
über mehrere Perioden (Jahre) zurück.
innovativ: Neue Produktionsprozesse oder Produkte am Markt einfüh-
rend.
Investition: Anschaffung von dauerhaft bzw. langfristig zur Verfügung
stehenden Produktionsmitteln.
Keynesianismus: Eine ökonomische Theorie und daraus abgeleitete
Wirtschaftspolitik, deren Grundstein John Maynard Keynes (1883-1946)
legte. Ein Grundgedanke des Keynesianismus ist, dass im Kapitalismus
die Marktkräfte allein nicht zu Vollbeschäftigung führen, sondern kri-
senanfällig sind, und deshalb dem Staat eine unerlässliche Stabilisie-
rungsfunktion zukommt.
Kollektivvertrag: Vereinbarung über Löhne, die zwischen Gewerkschaf-
ten und Unternehmensverbänden auf branchen-, regionaler oder na-
tionaler Ebene abgeschlossen wird.
Konjunktur: Zyklische Auf- und Abwärtsbewegung der gesamtwirt-
schaftlichen Aktivitäten.
Konzentration: Verringerung der Anzahl der Unternehmen in einer
Branche, durch gegenseitigen Aufkauf und/oder Verdrängung.
Langzeitarbeitslose: Arbeitslose, die länger als sechs Monate durchge-
hend beim Arbeitsamt als arbeitslos gemeldet sind (österreichische
Definition; in der EU beträgt der Zeitraum ein Jahr).
Liberalisierung: Ursprünglich definiert als Befreiung des Außenhandels
von mengenmäßigen Beschränkungen. Heute wird damit generell Ab-
bau von staatlichem Einfluss bezeichnet, z.B. als Forderung nach dem
Abbau von gesetzlichen Regelungen (Arbeitsrecht, Ladenschluss etc.) oder
nach der Privatisierung staatlicher Leistungen oder Unternehmen.
Lohnnebenkosten: Kosten, die neben dem Lohn/Gehalt vom Unterneh-
men abgeführt werden müssen, also zum Nettolohn hinzukommen,
u.a.: Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung, andere lohnabhän-
gige Steuern, Urlaub etc.
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Lohnstückkosten: Lohnkosten pro hergestelltem Stück in Produktions-
unternehmen.
Makroökonomie: Jener Zweig der ökonomischen Theorie, der ge-
samtwirtschaftliche Größen wie gesamtwirtschaftliche Produktion
und Konsum, Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts, Arbeitslosig-
keit und Inflation etc. (und nicht das Verhalten der Individuen) ana-
lysiert und wirtschaftspolitische Maßnahmen und Instrumente dar-
an ausrichtet.
Mikroökonomie: Jener Zweig in der ökonomischen Theorie, der das
individuelle Entscheidungsverhalten auf der Ebene der Haushalte und
der Unternehmen analysiert.
Monopol: Situation, in der ein Unternehmen einen Markt allein be-
herrscht.
Neoklassik: Wirtschaftswissenschaftliche Theorie, deren Grundvorstel-
lung ist, dass der Kapitalismus am besten als Gesamtheit wirtschaftli-
cher Aktivität nutzenmaximierender Individuen, die zu einem gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewicht und Optimum tendiert, beschreibbar
ist. Diese Theorie stellt wirtschaftliche Prozesse bevorzugt in Modellen
mit mathematischen Gleichungen dar.
Neoliberalismus: Eine wirtschaftstheoretische Denkrichtung mit der-
zeit enormem wirtschaftspolitischem Einfluss, die in erster Linie auf
die »Kräfte« des freien Marktes vertraut und ein Minimum an staatli-
cher Reglementierung fordert.
Öffentliche Güter: Öffentliche unterscheiden sich von privaten, markt-
vermittelbaren Gütern im Wesentlichen durch zwei Kriterien: Niemand
kann vom Konsum ausgeschlossen werden und der Konsum des Gutes
beeinflusst die Konsummöglichkeiten anderer nicht. Soziale Sicherheit
kann in diesem Sinne als öffentliches Gut bezeichnet werden, da durch
eine gleichmäßige Einkommensverteilung, fehlende Armut etc. bei-
spielsweise eine niedrige Kriminalitätsrate entsteht, die allen zugute
kommt. Ob ein Gut als öffentliches oder privates Gut erzeugt werden
soll, ist vor dem jeweiligen Hintergrund der gesellschafts- und wirt-
schaftspolitischen Ziele zu sehen.
Opportunitätskosten: Konzept der alternativen Verwendungsmöglich-
keiten. Widmet sich eine Frau beispielsweise der Kindererziehung und
gibt dafür ihre Berufstätigkeit auf, dann sind die Opportunitätskosten
der Kindererziehung das entgangene Erwerbseinkommen.
Outsourcing: Auslagerung von Aktivitäten, die bisher innerhalb eines
Unternehmens erledigt wurden, in ein eigenständiges Unternehmen,
von dem diese Leistungen nun zugekauft werden. Dadurch ergeben
sich Einsparungen, wenn diese externen Unternehmen die betreffen-

Glossar



161M

de Leistung billiger anbieten als die früheren Angestellten des Auf-
traggebers.
Prekäre Beschäftigungsverhältnisse: Jobs, die in ihrer Arbeitszeit (Teil-
zeit, Befristung, Arbeit auf Abruf) oder in ihren sozialrechtlichen (Sozi-
alversicherung) und arbeitsrechtlichen (Urlaub, Abfertigung) Ansprü-
chen deutlich unsicherer als so genannte Normalarbeitsverhältnisse sind.
Primärgüter: Siehe Wirtschaftssektoren.
Privatisierung: Übertragung staatlicher Unternehmen in privates Ei-
gentum oder private Verwaltung.
Produktionsfaktoren: Wirtschaftliche Ressourcen oder Inputs, die im
Produktionsprozess verwendet werden. Normalerweise teilen sie sich
in zwei Kategorien ein: menschliche (Arbeitskraft) und materielle Pro-
duktionsfaktoren (Kapital, Boden).
Produktivität: Verhältnis zwischen der hergestellten Gütermenge und
der dafür benötigten Arbeitszeit.
Progressive Besteuerung: Anstieg der Steuersätze mit steigendem Ein-
kommen.
Protektionismus: Maßnahmen zum Schutz der Wirtschaft im Inland vor
ausländischer Konkurrenz. Das Gegenteil von Freihandel.
Ressourcen: Mittel, die in die Produktion von Gütern und Dienstlei-
stungen eingehen.
Restriktive Budgetpolitik: Politik, die als vorrangiges Ziel die Kürzung
von Ausgaben hat. Die Sparpakete der letzten Jahre sind Folgen re-
striktiver Budgetpolitik.
Rezession: Kurzfristiger Rückgang der Wirtschaftsaktivität (gemessen
als Wirtschafts- bzw. BIP-Entwicklung) in mindestens zwei aufeinander
folgenden Jahresquartalen.
Ricardo, David (1772-1823): Einflussreicher Politökonom der »klassischen
Schule der Nationalökonomie«. Ihm wird das Theorem der komparati-
ven Vorteile zugerechnet, wonach der weltweite Wohlstand maximiert
wird, wenn jedes Land sich auf jene Branche spezialisiert, in der es am
relativ billigsten produzieren kann.
Shareholder Value: Konzept, wonach der Zweck von börsennotierten
Unternehmen darin besteht, den Wert des Unternehmens für Anteils-
eigner zu maximieren.
Skalenerträge: Steigende Skalenerträge bedeuten, dass bei einem Pro-
duktionsprozess die Kosten jedes weiteren Stückes sinken. Je mehr er-
zeugt wird, desto billiger wird die Herstellung, es zahlt sich also aus,
mehr zu produzieren. Bei sinkenden Skalenerträgen ist es umgekehrt;
bei konstanten Skalenerträgen bleiben die Produktionskosten immer
gleich, egal wie hoch die Menge der hergestellten Produkte ist.
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Staatsquote/Abgabenquote: Werden die Staatsausgaben bzw. Staats-
einnahmen in Beziehung zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) gesetzt, so
wird von der Staats(ausgaben)quote bzw. der Abgabenquote gespro-
chen. Beide sind Maßzahlen für die Staatstätigkeit.
Stabilitäts- und Wachstumspakt: Vereinbarung der EU-Mitgliedstaaten,
in der Obergrenzen für die Budgetdefizite festgesetzt und Verletzun-
gen dieser Regel mit Sanktionen belegt werden. Mittelfristig soll na-
hezu ausgeglichen budgetiert bzw. sogar Überschüsse erzielt werden.
Subsistenz: Selbstversorgungswirtschaft, ohne marktförmige Beziehun-
gen.
Volkseinkommen: Summe aller Erwerbs- und Vermögenseinkommen,
die in einer Periode von den Staatsangehörigen erzielt wurden.
Wirtschaftssektoren: Die Wirtschaft ist in drei Bereiche (Sektoren) ge-
teilt: Land- und Forstwirtschaft (Primärsektor), Industrie (Sekundärsek-
tor) und Dienstleistung (Tertiärsektor). Die Mehrheit der Beschäftig-
ten sind in Österreich und Deutschland mittlerweile im Dienstleistungs-
(oder tertiären) Sektor tätig.
Wirtschaftswachstum: Gemessen in der Erhöhung des realen Brutto-
nationalprodukts, bedeutet es eine Ausweitung der Produktion eines
Landes in einer Periode.
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